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Rentenversicherungsbericht 2009 


Berichtsauftrag 

Die Bundesregierung hat gemäß § 154 des Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch (SGB VI) den gesetzgebenden 
Körperschaften jährlich bis zum 30. November einen 
Rentenversicherungsbericht vorzulegen. Der Bericht um- 
fasst folgende Themenbereiche: 

a) ln dem Bericht werden Finanzlage und Finanz- 
entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung 
dargestellt. Der Bericht muss insbesondere eine 
Übersicht über die voraussichtliche finanzielle Ent- 
wicklung in den künftigen fünf Kalenderjahren auf 
der Grundlage der aktuellen Einschätzung der mittel- 
fristigen Wirtschaftsentwicklung enthalten. Diese 
Berechnung bildet den Schwerpunkt des Berichts. 

b) Gemäß § 154 Absatz 3 SGB VI wird in dem Bericht 
auch geprüft, ob das Sicherungsniveau vor Steuern 
im 15-jährigen Vorausberechnungszeifraum bis zum 
Jahre 2020 46 Prozent bzw. bis zum Jahre 2030 
43 Prozent unterschreiten wird oder ob der Beitrags- 
satz bis zum Jahre 2020 20 Prozent bzw. bis zum 
Jahre 2030 22 Prozent übersteigen wird. 

c) Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum 
Rentenversicherungsbericht 1999 (Bundesratsdruck- 
sache 655/99, Beschluss) darum gebeten, „in den 
künftigen Rentenversicherungsberichten wieder eine 
Prognose zur Entwicklung der Renten in den neuen 
Ländern im Vergleich zur Entwicklung der Renten in 
den alten Ländern aufzunehmen unter dem Gesichts- 
punkt, wie die Angleichung der Renten zwischen Ost 
und West auf der Grundlage des vorliegenden Daten- 
materials fortschreiten wird.“ Daher enthält auch der 
Rentenversicherungsbericht 2009 eine entsprechende 
Darstellung. 

d) Der Rentenversicherungsbericht stellt seit 1997 auch 
dar, wie sich die Anhebung der Altersgrenzen vor- 
aussichtlich auf die Arbeitsmarktlage, die Finanzlage 
der Rentenversicherung und andere öffentliche Haus- 
halte auswirkt (§ 154 Absatz 1 Nummer 3 SGB VI). 

ln Teil A wird über die Entwicklung der Zahl der Ver- 
sicherten, der Renten und deren Höhe sowie über die Ent- 
wicklung der Einnahmen, der Ausgaben und des Vermö- 
gens in den letzten Jahren berichtet. Die mittel- und 
langfristige finanzielle Entwicklung der Rentenversiche- 
rung wird in Teil B behandelt, ln Teil C wird über die An- 
gleichung der Renten in den neuen an die in den alten 
Ländern und in Teil D über die Anhebung der Altersgren- 
zen berichtet. Der Anhang enthält Tabellen zu wichtigen 
Kenngrößen der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Mit dem Gesetz zur Organisationsreform in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung (RVOrgG) ist die gesetzliche 
Rentenversicherung mit Wirkung vom 1. Januar 2005 neu 


organisiert worden. Sie besteht seitdem aus der allgemei- 
nen Rentenversicherung und aus der knappschaftlichen 
Rentenversicherung, ln der allgemeinen Rentenversiche- 
rung wird nicht mehr nach der Einordnung der Versicher- 
ten als Angestellte oder Arbeiter unterschieden. Damit 
wurde die Trennung in Rentenversicherung der Arbeiter 
und Rentenversicherung der Angestellten beendet. Seit 
1 . Oktober 2005 sind auch die bisherigen Träger der ge- 
setzlichen Rentenversicherung neu strukturiert. Unter- 
schieden wird auf Bundesebene zwischen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund (ehemalige Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte und ehemaliger Verband 
Deutscher Rentenversicherungsträger) und der Deutschen 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See, in der die 
ehemalige Bundesknappschaft, die ehemalige Bahnversi- 
cherungsanstalt sowie die ehemalige Seekasse zusam- 
mengefasst wurden. Daneben gibt es weiterhin die Regio- 
nalfräger (die ehemaligen Landesversicherungsanstalten). 

Das Wichtigste in Kürze 

Im Rentenversicherungsbericht 2009 wird über die Ent- 
wicklung der Rentenversicherung in Vergangenheit, Ge- 
genwart und Zukunft berichtet. Kernstück des Berichts ist 
die Vorausberechnung der Entwicklung der Rentenfinan- 
zen. 

Rechtsstand 

Die Vorausberechnungen gehen von geltendem Recht 
aus. Gegenüber dem Rechtstand, der dem Voijahresbe- 
richt zugrunde lag, haben sich folgende, für die Modell- 
rechnungen im Rentenversicherungsbericht relevante, 
Änderungen ergeben: 

- Erweiterung der Schutzklausel bei der Rentenanpas- 
sung: Minderungen des aktuellen Rentenwerts sind 
nun auch bei einer negativen anpassungsrelevanten 
Lohnentwicklung ausgeschlossen (Gesetz zur Ände- 
rung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, zur Errich- 
tung einer Versorgungsausgleichskasse und anderer 
Gesetze). 

- Festsetzung des paritätisch finanzierten Beitragssatzes 
in der gesetzlichen Krankenversicherung auf 14,0 Pro- 
zent und des allgemeinen Beitragssatzes auf 14,9 Pro- 
zent seit dem 1 . Juli 2009 sowie des Beitragssatzes zur 
Arbeitsförderung auf 2,8 Prozent bis zum 31. Dezem- 
ber 2010 und auf 3,0 Prozent ab dem 1. Januar 2011 
(Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabili- 
tät in Deutschland). 

Demografische und ökonomische Grundannahmen 

Mittelfristig werden die Annahmen des interministeriel- 
len Arbeitskreises „Gesamtwirtschaftliche Vorausschät- 
zungen“ vom 16. Oktober 2009 für die Jahre 2009 bis 
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2013 unterlegt. Die langfristigen Annahmen zu den Be- 
reehnungen basieren im Wesentliehen auf ökonomisehen 
Grundannahmen, welehe die „Kommission für die Naeh- 
haltigkeit in der Finanzierung der sozialen Sieherungssys- 
teme“ (Rürup-Kommission) im Jahr 2003 erarbeitet hat 
und die - entspreehend weiterentwiekelt - aueh sehon 
den Bereehnungen der Rentenversieherungsberiehte der 
Vorjahre zugrunde lagen. 

Für das Jahr 2009 wird mit einem Rüekgang der Besehäf- 
tigung um rund 0,2 Prozent, für 2010 mit einem weiteren 
Rüekgang um rund 2,0 Prozent und im Mittelfristzeit- 
raum bis 2013 danaeh wiederum mit einer Zunahme von 
j ährlieh rund 0,5 Prozent gereehnet. Bei den Bruttolöhnen 
und -gehältem je Arbeitnehmer betragen die angenomme- 
nen Veränderungsraten 2009 -0,5 Prozent, 2010 +0,7 Pro- 
zent und danaeh mittelfristig bis 2013 +2,3 Prozent pro 
Jahr. Bis zum Jahr 2020 wird von einer Steigerung der 
j ährliehen Zuwaehsraten auf 3 Prozent ausgegangen. 

Bei den Bereehnungen zur Bevölkerungsentwieklung 
werden die Annahmen der 12. koordinierten Bevölke- 
rungsvorausbereehnung des Statistisehen Bundesamtes 
berüeksiehtigt. Die mittlere fernere Lebenserwartung von 
65-jährigen Frauen wird von heute bis zum Jahr 2030 um 
rund 2 'A Jahre auf 22,8 Jahre ansteigen, bei Männern 
wird ebenfalls ein Anstieg von rund 2 'A Jahren auf 
19,5 Jahre im Vergleieh zur Sterbetafel 2006/2008 erwar- 
tet. Die zusammengefasste Geburtenziffer verbleibt an- 
nahmegemäß langfristig auf dem gegenwärtigen Niveau 
von rund 1,4. Darüber hinaus wird eine jährliehe Nettozu- 
wanderung unterstellt, die bis zum Jahr 2020 auf 200 000 
Personen jährlieh aufwäehst. 

Ergebnisse 

- Für das Jahresende 2009 wird eine Naehhaltigkeits- 
rüeklage von 15,9 Mrd. Euro entspreehend 0,96 Mo- 
natsausgaben gesehätzt. Ende 2008 betrug sie 
15,7 Mrd. Euro entspreehend 0,97 Monatsausgaben. 

- Der Beitragssatz bleibt in der mittleren Variante bis 
2014 konstant bei 19,9 Prozent. Im Jahr 2015 sinkt er 
auf 19,8 Prozent und im Jahr 2016 weiter auf 
19,4 Prozent ab. Infolge der Verstetigungsregel ver- 
bleibt er bis 2020 unverändert auf diesem Niveau. An- 
sehließend steigt der Beitragssatz wieder an, zunäehst 
auf 20,2 Prozent im Jahr 2021, dann auf 20,5 Prozent 
im Jahr 2022. Im Jahr 2023 beträgt der Beitragssatz 
20,6 Prozent. 

- Naeh den Modellreehnungen steigen die Renten bis 
zum Jahr 2023 um insgesamt rund 25 Prozent an. Dies 
entsprieht einer durehsehnittliehen Steigerungsrate 
von gut 1,6 Prozent pro Jahr. Das Sieherungsniveau 
vor Steuern sinkt von 52,0 Prozent im Jahr 2009 auf 
47,0 Prozent im Jahr 2020 und weiter auf 46,2 Prozent 
im Jahr 2023 ab. 

- Beitragssatz wie aueh Sieherungsniveau vor Steuern 
bewegen sieh damit im Rahmen der im Gesetz vorge- 
sehenen Grenzwerte von 20 Prozent bzw. von 
46 Prozent bis zum Jahr 2020 und von 22 Prozent 
bzw. von 43 Prozent bis zum Jahr 2030. 


Der Rüekgang des Sieherungsniveaus vor Steuern maeht 
deutlieh, dass die gesetzliehe Rente zukünftig alleine 
nieht ausreiehen wird, um den Lebensstandard des Er- 
werbslebens im Alter fortzuführen, ln Zukunft wird der 
erworbene Lebensstandard nur erhalten bleiben, wenn die 
finanziellen Spielräume des Alterseinkünftegesetzes und 
die staatliehe Förderung genutzt werden, um eine zusätz- 
liehe Vorsorge aufzubauen. Zentrale Säule der Altersver- 
sorgung wird aber aueh weiterhin die gesetzliehe Rente 
bleiben. 

Teil A Die gesetzliche Rentenversicherung in 
den letzten Jahren 

1. Die Zusammensetzung des 
Versichertenbestandes 

Die Entwieklung der Zahl der Versieherten in der gesetz- 
liehen Rentenversieherung wird - wie im Voijahr - auf 
der Basis der Versiehertenstatistik der Deutsehen Renten- 
versieherung Bund dargestellt. 

Hiemaeh gliedern sieh die Versieherten in der gesetzli- 
ehen Rentenversieherung in die folgenden Personengrup- 
pen: 

Aktiv Versicherte: 

Pflichtversicherte 

Unter Pflichtversicherten des Berichtsjahres werden alle 
Personen verstanden, die in diesem Berichtsjahr wenigs- 
tens einen Pflichtbeitrag geleistet haben. Zu den Pflicht- 
versicherten des Berichtsjahres zählen auch die Personen 
mit Pflichtbeitragszeiten in dem Berichtsjahr, die am Jah- 
resende bereits verstorben waren oder Rente bezogen ha- 
ben. 

Freiwillig Versicherte 

Personen, die im Berichtsjahr mindestens einen freiwilli- 
gen Beitrag geleistet haben, bzw. bei denen (bei Stich- 
tagsauswertungen) für den Monat des Erhebungsstichta- 
ges (31. Dezember) ein freiwilliger Beitrag im 
Versicherungskonto gespeichert ist, werden als freiwillig 
Versicherte bezeichnet. 

Geringfügig Beschäftigte 

Seit dem 1. April 2003 werden als geringfügig Beschäf- 
tigte (Minijobs) solche Arbeitsverhältnisse gezählt, bei 
denen die Bruttoverdienstgrenze 400 Euro monatlich be- 
trägt. Die früher geltende zeitliche Begrenzung auf 
1 5 Stunden pro Woche ist entfallen. Arbeitet eine Arbeit- 
nehmerin oder ein Arbeitnehmer innerhalb eines Kalen- 
derjahres nicht mehr als 50 Arbeitstage bzw. zwei Mo- 
nate, handelt es sich um eine kurzfristige Beschäftigung 
und damit ebenfalls um einen Minijob. Die Deutsche 
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See übernimmt 
mit ihrer Minijob-Zentrale den Einzug der Pauschalabga- 
ben. 

Anrechnungszeitversicherte 

Als Anrechnungszeitversicherte werden alle den Ver- 
sicherungsträgem als solche bekannten Personen ausge- 
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wiesen, die im Berichtsjahr Anrechnungszeiten zurückge- 
legt haben, die im jeweiligen Versichertenkonto 
gespeichert sind. Hierbei handelt es sich im Wesentlichen 
um Zeiten der Arbeitslosigkeit ohne Leistungsbezug, der 
Arbeitsunfähigkeit ohne Leistungsbezug, der Schul-, 
Fach- oder Hochschulausbildung sowie Zeiten wegen 
Schwangerschaft oder Mutterschaft während der Schutz- 
fristen nach dem Mutterschutzgesetz. 

Passiv Versicherte: 

Übergangsfälle 

Bei den Übergangsfällen handelt es sich um Versicherte, 
die zwar in dem durch den Stichtag abgeschlossenen Ka- 
lenderjahr einen Tatbestand aktiver Versicherung erfüllt 
haben, bei denen aber die aktive Versicherung vor diesem 
Stichtag geendet hat. Nicht zu den Übergangsfällen zäh- 
len Versicherfe, die zum Stichfag versforben sind oder 
eine Versichertenrenfe beziehen. 

Lafenf Versicherfe 

Hierbei handelt es sich um Versicherte, die weder am 
Stichtag noch sonst im Berichtsjahr, wohl aber zuvor ei- 
nen Beitrag oder eine Anrechnungszeit aufweisen. 

Nach der Erhebung der Deutschen Rentenversicherung 
Bund wurden in der gesetzlichen Rentenversicherung in 
Deutschland am Stichtag (31. Dezember 2007) gut 

52.1 Million Versicherte (27,0 Millionen Männer, 

25.2 Millionen Frauen) gezählt. Die Übersicht 1 im An- 
hang zeigt, wie sich diese auf die genannten Personen- 
gruppen verteilen. 

Nach wie vor ist ein erheblicher Unterschied in der Struk- 
tur der Versicherten in Ost- und Westdeutschland festzu- 
stellen. Liegt der Anteil der Pflichtversicherten an den 
Versicherten insgesamt in den alten Ländern bei knapp 


58 Prozent, so ist er in den neuen Ländern mit gut 
74 Prozent sehr viel höher. Der Anteil der pflichtver- 
sicherten Frauen unter den aktiv Versicherten liegt in den 
neuen Ländern um knapp 9 Prozentpunkte über dem Wert 
in den alten Ländern. Dies ist insbesondere die Folge ei- 
nes unterschiedlichen Erwerbsverhaltens. 

2. Die Entwicklung der Renten nach 
Rentenarten 

2.1 Anzahl der Renten im Zugang und Wegfall 

ln der Übersicht 2 im Anhang werden die Rentenzugänge 
und -Wegfälle von 2006 bis 2008 ausgewiesen, die sich 
jeweils auf ein Kalenderjahr beziehen. 

Von der Gesamfzahl der rund 1,25 Millionen Rentenzu- 
gänge in der gesetzlichen Rentenversicherung im Jahr 
2008 entfallen 70 Prozent (873 Tausend) auf Versicherten- 
renten (Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und 
Renten wegen Alters), gut 24 Prozent (305 Tausend) auf 
Witwen- und Witwerrenten (ohne die wegen Einkom- 
mensanrechnung vollständig ruhenden Renten) und gut 
5 Prozent (68 Tausend) auf Waisenrenten. Insgesamt gin- 
gen im Berichtsjahr 0,5 Prozent mehr Renten als im Vor- 
jahr zu. 

Die Zahl der Rentenwegfälle in der gesefzlichen Renfen- 
versicherung im Jahre 2008 lag bei rund 1,24 Millionen 
Niveau und Struktur der Rentenwegfälle haben sich ge- 
genüber dem Vorjahr nur wenig verändert. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zum Renten- 
versicherungsbericht 2003 (Bundesratsdrucksache 921/03, 
Beschluss) angeregt, Aussagen zu Anzahl und Zahlbeträ- 
gen vorzeitiger Altersrenten gestaffelt nach Versiche- 
rungsdauer aufzunehmen. Dieser Anregung wird mit der 
Übersicht 3 im Anhang Rechnung getragen. 


Übersicht A 1 

Die Versicherten der gesetzlichen Rentenversichernng am jeweiligen Jahresende in Dentschland 


Jahr 

Versicherte 

insgesamt 

Aktiv 

Versicherte 

Passiv 

Versicherte 


Männer und Frauen 

2005 

51 728 532 

34 721 906 

17 006 626 

2006 

51 965 606 

35 018 830 

16 946 776 

2007 

52 135 362 

34 988 400 

17 146 962 



Männer 


2005 

26 828 151 

18 138 860 

8 689 291 

2006 

26 914 462 

18 185 002 

8 729 460 

2007 

26 965 858 

18 142 141 

8 823 717 



Frauen 


2005 

24 900 381 

16 583 046 

8 31 7 335 

2006 

25 051 144 

16 833 828 

8217316 

2007 

25 169 504 

16 846 259 

8 323 245 
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Übersicht A 2 

Zu- und Abgänge von Renten in der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland 


Jahr 

wegen verminderter Erwerbs- 
fähigkeit und wegen Alters 

wegen Todes 


Zugänge 

Wegfälle 

Zugänge 

Wegfälle 



Deutschland 


2006 

916 708 

788 148 

383 644 

451 801 

2007 

865 976 

804 403 

375 671 

469 106 

2008 

873 249 

784 565 

374 198 

454 260 



Alte Länder 


2006 

778 773 

626 320 

309 521 

353 921 

2007 

718 169 

646 725 

302 271 

370 574 

2008 

725 640 

624 978 

300 688 

357 442 



Neue Länder 


2006 

137 935 

161 828 

74 123 

97 880 

2007 

147 807 

157 678 

73 400 

98 532 

2008 

147 609 

159 587 

73 510 

96 818 


2.2 Anzahl und Höhe der Leistungen im 
Rentenbestand 

Am 1. Juli 2008 wurden in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung 24,7 Millionen Renten an rund 20,3 Millionen 
Rentnerinnen und Rentner (Übersichten 4 und 5 im An- 
hang) gezahlt. Gegenüber dem Vorjahr ist das eine Zu- 
nahme von gut 90 000 Renten bzw. 74 000 Rentnerinnen 


und Rentnern. Als Versichertenrenten (Renten wegen ver- 
minderter Erwerbsfahigkeit und Renten wegen Alters, 
ohne Erziehungsrenten) wurden knapp 76 Prozent der 
Renten geleistet. Die Erhöhung des Rentenbestandes um 
rund 90 000 resultiert aus einem Anwachsen des Versi- 
chertenrentenbestandes um rund 108 000 und einem 
Rückgang des Hinterbliebenenrentenbestandes um knapp 
18 000. 


Übersicht A 3 

Anzahl und durchschnittlicher Rentenzahlbetrag von Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
und Renten wegen Alters zum 1. Juli des jeweiligen Jahres in Deutschland 


Jahr 

insgesamt 

Männer 

Frauen 



Anzahl 


2006 

18 638 554 

8 335 716 

10 302 838 

2007 

18 796 591 

8 423 823 

10 372 768 

2008 

18 904 526 

8 485 182 

10 419 344 


Durchschnittlicher Rentenzahibetrag in € pro Monat 

2006 

718,20 

964,25 

519,12 

2007 

717,26 

959,70 

520,37 

2008 

722,10 

962,89 

526,00 
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Am 1. Juli 2008 betrug für Männer in der gesetzliehen 
Rentenversieherung die Höhe des durehsehnittliehen mo- 
natliehen Rentenzahlbetrags für Versiehertenrenten 
963 Euro. Dieser Werf war in den neuen Ländern mit 
995 Euro etwas höher als in den alten Ländern 
(955 Euro). Der durehsehnittliehe monatliehe Zahlbetrag 
für Versieherfenrenfen an Frauen lag am Sfiehfag bei 
526 Euro. Mit einem Wert von 674 Euro lag dieser Zahl- 
betrag in den neuen Ländern - vor allem aufgrund der 
Untersehiede in den Erwerbsverläufen von Frauen in Ost 
und West - deutlieh über dem der alten Länder 
(484 Euro). Während in den neuen Ländern Frauen 
durehsehnittlieh 38 Jahre an rentenreehtliehen Zeiten vor- 
zuweisen haben, sind es in den alten Ländern im Dureh- 
sehnitt lediglieh gut 26 Jahre (vgl. Übersieht 6 im An- 
hang). Die in den Versiehertenrenten enthaltenen 
flexiblen Altersrenten liegen bei den Frauen deutlieh über 
dem Durehsehnitt der Renten wegen verminderter Er- 
werbsfähigkeit und wegen Alters. Der durehsehnittliehe 
Zahlbetrag beträgt für flexible Altersrenten 709 Euro 
(alte Länder) bzw. 737 Euro (neue Länder). Bei den Ver- 
siehertenrenten an Männer ist nur der durehsehnittliehe 
Zahlbetrag für flexible Altersrenfen in den alten Ländern 
mit 1 088 Euro höher als in den neuen Ländern 
(895 Euro). Mit 2,9 Prozent der Versiehertenrenten haben 
die flexiblen Altersrenten jedoeh nur noeh einen sehr ge- 
ringen Anteil am gesamten Rentenbestand. 

2.3 Die Verteilung der Rentenhöhe bei 
Kumulation von Renten 

Seit 1996 ist die Darstellung des Mehrfaehrentenbezugs 
(Rentenkumulation) von Rentnerinnen und Rentnern 
aueh unter Einbeziehung der knappsehaftliehen Renten- 
versieherung möglieh (Darstellung naeh dem Personen- 
konzept, Übersieht 5 im Anhang). Bei den dargestellten 


kumulierten Gesamtleistungen handelt es sieh aussehließ- 
lieh um Leistungen der gesetzliehen Rentenversieherung. 

Am 1 . Juli 2008 erhielten von den 20,3 Millionen Rentne- 
rinnen und Rentnern in der gesetzliehen Rentenversiehe- 
rung 19,7 Prozent (4,0 Millionen) mehr als eine Rente. 
Die Zahl der Mehrfaehrentnerinnen und -rentner hat sieh 
damit gegenüber dem Vorjahr um fast 26 Tausend erhöht. 
Rund 90 Prozent der Mehrfaehrentenbezieher waren 
Frauen. Der geringe Anteil der Männer mit Mehrfaehren- 
tenbezug ist einerseits auf die Regelungen im Hinterblie- 
benenreeht zurüekzuführen, wonaeh bis 1986 die Männer 
keinen unbedingten Ansprueh auf eine Witwerrente hat- 
ten und seit 1986 der unbedingte Ansprueh auf Witwer- 
rente einer Einkommensanreehnung unterliegt, die bei 
Männern häufig zum vollständigen Ruhen der Rente 
führt. Andererseits dürfte es aueh deshalb kaum Männer 
mit Mehrfaehrentenbezug geben, weil im Regelfall die ei- 
gene Rente mit einer Rente wegen Todes kumuliert und in 
der Mehrzahl die Ehefrauen ihre Männer überleben. 
30,5 Prozent der Rentnerinnen der gesetzliehen Renten- 
versieherung beziehen mehr als eine Rente. Dieser Anteil 
liegt in den alten Ländern mit 29,7 Prozent wegen der ge- 
ringeren Erwerbsbeteiligung von Frauen unter dem ent- 
spreehenden Wert für die neuen Länder (33,4 Prozent). 

ln der Übersieht 5 im Anhang sind die Rentnerinnen und 
Rentner mit Einzel- und Mehrfaehrentenbezug in der ge- 
setzliehen Rentenversieherung aueh mit ihren monatli- 
ehen Gesamtrentenzahlbeträgen am 1. Juli 2008 darge- 
stellt. Während Personen mit nur einer Rente im 
Durehsehnitt über einen monatliehen Gesamtrentenzahl- 
betrag von rund 746 Euro verfügen, erhalten Mehr- 
faehrentnerinnen und -rentner durehsehnittlieh rund 
1 078 Euro. Die durehsehnittliehen Zahlbeträge in den 
neuen Ländern liegen sowohl bei den Frauen als aueh bei 
den Männern über denen in den alten Ländern. 


Übersieht A 4 

Anzahl der Rentner nnd Rentnerinnen sowie dnrchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag 
der lanfenden Renten nach dem Personenkonzept am 1. Jnli 2008 in Dentschland 


Personen- 

gruppe 

Rentner 

insgesamt 

Einzel- Mehrfach- 

rentner 



Anzahl 


insgesamt 

20 316 897 

16 323 991 

3 992 906 

Männer 

8 575 931 

8 162 487 

413 444 

Frauen 

1 1 740 966 

8 161 504 

3 579 462 


Gesamtrentenzahlbetrag in € je Monat 

insgesamt 

81 1 ,44 

746,19 

1 078,21 

Männer 

966,76 

954,71 

1 204,52 

Frauen 

698,00 

537,65 

1 063,62 
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3. Die Strukturen des Rentenbestandes 

3.1 Schichtungen nach rentenrechtiichen 

Zeiten, Entgeitpunkten und 
Rentenzahibeträgen 

Die entscheidenden Faktoren für die Höhe einer Renten- 
leistung in der gesetzlichen Rentenversicherung sind von 
1957 bis 1991 die zurückgelegten Versicherungsjahre und 
die Höhe der persönlichen Bemessungsgrundlage. Seit 
Einführung des SGB VI zum 1. Januar 1992 bilde! die 
Summe der in den rentenrechtlichen Zeiten erworbenen 
persönlichen Entgeltpunkte die Grundlage für die Berech- 
nung der Rente. Zur Ermittlung der Entgeltpunkte wird 
der Quotient aus dem persönlich versicherten Entgelt zum 
Durchschnittsentgelt gemäß Anlage 1 SGB VI des jewei- 
ligen Versicherungsjahres gebildet. 

ln der Übersicht 6 im Anhang ist die Verteilung der Versi- 
chertenrenten nach den angerechneten rentenrechtlichen 
Zeiten und den durchschnittlichen Entgeltpunkten pro 
Jahr an rentenrechtlichen Zeiten in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung dargestellt. Dabei handelt es sich um die 
Ergebnisse der Rentenbestandsstatistik der Deutschen 
Rentenversicherung Bund zum 31. Dezember 2008. 
Diese Auswertung enthält weder Renten mit Renten- 
beginn vor 1957 noch Vertragsrenten oder Renten, bei 
denen die notwendigen Merkmale nicht erfasst waren. 
Daher weichen die Zahl der Renten und die durchschnitt- 
lichen Rentenzahlbeträge von denen in anderen Übersich- 
ten ab. 

Die Versichertenrenten an Männer beruhten zum 
31. Dezember 2008 im Durchschnitt auf 41,2 Jahren an 
rentenrechtlichen Zeiten und 1,03 Entgeltpunkten pro 
Jahr. Die durchschnittlichen rentenrechtlich relevanten 
Zeiten betrugen an diesem Stichtag in den alten Ländern 


40.2 Jahre und in den neuen Ländern 45,0 Jahre. Somit ist 
die durchschnittliche rentenversicherungsrechtlich rele- 
vante Erwerbsbiografie in den neuen Ländern um rund 
5 Jahre länger als in den alten Ländern. 

Den Versichertenrenten an Frauen lagen im Durchschnitt 

29.2 Jahre an rentenrechtlich relevanten Zeiten und 
0,78 Entgeltpunkte pro Jahr zugrunde (Übersicht 6 im 
Anhang). Der Unterschied dieser relevanten Zeiten zwi- 
schen den alten und neuen Ländern ist hier mit 1 1 'A Jah- 
ren (26,4 Jahre in den alten Ländern, 38,0 Jahre in den 
neuen Ländern) deutlich größer als bei den Männern. Ein 
sehr hoher Anteil der Renten an Frauen basierte im Unter- 
schied zu Männern auf unterdurchschnittlichen Entgelten 
während der Erwerbsphase. Dies hat verschiedene Ursa- 
chen: Frauen unterbrechen häufiger ihr Erwerbsleben für 
längere Zeit aus familiären Gründen und geben zum Bei- 
spiel die Erwerbstätigkeit wegen Kindererziehung oder 
Pflege von bedürftigen Familienangehörigen auf (in der 
Vergangenheit in den alten Ländern häufiger als in den 
neuen Ländern). Frauen arbeiten häufiger in Branchen 
mit geringeren Entgelten und sind seltener in Spitzenposi- 
tionen vertreten. Aufgrund der häuslichen Funktionstei- 
lung arbeiten auch viele Frauen in Teilzeitbeschäfligun- 
gen. 

Auswertungen der Deutschen Rentenversicherung Bund 
zeigen, dass der eigene Rentenanspruch der Frauen im 
Rentenbestand umso geringer ist, je mehr Kinder erzogen 
wurden. Die Ursache hierfür dürfte in erster Linie darin 
liegen, dass die Länge der Erwerbsbiografien mit steigen- 
der Kinderzahl abnimmt. Künftig werden sich jedoch die 
Rentenansprüche von Frauen, die Kinder erzogen haben, 
deutlich erhöhen, da die Leistungen für Kindererziehung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung erheblich ausge- 
weitet wurden. Zum einen wurden die berücksichtigten 


Übersicht A 5 

Versichertenrenten in der gesetzlichen Rentenversichernng am 31. Dezember 2008 


Gegenstand der 
Nachweisung 

Deutschland 

insgesamt 

Alte 

Länder 

Neue 



Männer 


Anzahl der Renten 

6 698 628 

5 196 853 

1 501 775 

Entgeltpunkte pro Jahr 

1,0314 

1 ,0330 

1 ,0257 

0 Zahl der Jahre 

41,23 

40,15 

44,96 

0 Rentenzahlbetrag 

1 024,84 

1 033,66 

994,30 



Frauen 


Anzahl der Renten 

8 776 000 

6 684 997 

2 091 003 

Entgeltpunkte pro Jahr 

0,7820 

0,7721 

0,8136 

0 Zahl der Jahre 

29,17 

26,42 

37,96 

0 Rentenzahlbetrag 

539,09 

497,50 

672,06 
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Kindererziehungszeiten für Kinder, die naeh 1991 gebo- 
ren wurden, von einem auf drei Jahre erhöht. Zum ande- 
ren wurden mit der Rentenreform 2001 eine kindbezo- 
gene Höherbewertung von Beitragszeiten bis zum 
10. Lebensjahr des Kindes und ein Naehteilsausgleieh für 
die Erziehung von mindestens zwei Kindern unter zehn 
Jahren ab 1992 eingeführt. Diese Maßnahmen werden zu- 
künftig eine deutlich positive Wirkung auf die eigenstän- 
dige Alterssicherung von Frauen haben. 

Übersicht 7 im Anhang zeigt die Verteilung der Versi- 
chertenrenten nach Rentenzahlbetragsgruppen sowie die 
angerechneten rentenrechtlichen Zeiten in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung am 31. Dezember 2008. Auch 
hier handelt es sich um eine Rentenbestandsaufnahme der 
Deutschen Rentenversicherung Bund mit ähnlichen Ab- 
grenzungskriterien wie in Übersicht 6 im Anhang. 

3.2 Ruhensbeträge bei Witwen- und 
Witwerrenten sowie Leistungen 
wegen Kindererziehung 

Am 1. Juli 2008 wurden in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung 4,9 Millionen Witwenrenten und knapp 
504 000 Witwerrenten geleistet (Übersicht 4 im Anhang). 
Davon war bei 2,918 Millionen Witwenrenten und 
457 000 Witwerrenten gemäß den Vorschriften des 
§ 97 SGB VI (Einkommensanrechnung auf Renten we- 
gen Todes) zu prüfen, ob das Erwerbs- oder das Erwerb- 
sersatzeinkommen den Freibetrag von 701,18 Euro/Mo- 
nat in den alten Ländern und von 616,18 Euro/Monat in 
den neuen Ländern übersteigt (Übersicht 9 im Anhang). 
Dies war bei knapp 836 000 Witwen (28,6 Prozent der 
überprüften Renten) und rund 396 000 Witwern 
(86,7 Prozent der überprüften Renten) der Fall. Die ent- 
sprechenden Renten wurden durchschnittlich um 
94 Euro/Monat auf rund 508 Euro/Monat bei Witwen und 
um 163 Euro/Monat auf 222 Euro/Monat bei Witwern ge- 
kürzt. 

Aufgrund der deutlich längeren Erwerbsbiografien in den 
neuen Ländern haben dort, im Gegensatz zu den alten 
Ländern, mehr Frauen eigene Rentenansprüche erworben, 
die den o. g. Freibetrag übersteigen. Von insgesamt 
938 000 Witwenrenten wurden 859 000 überprüft und 
440 000 um durchschnittlich 77 Euro/Monat gekürzt, ln 
den alten Ländern wurden von den insgesamt rund 
4,0 Millionen Witwenrenten 2,059 Millionen überprüft 
und lediglich rund 395 000 um durchschnittlich 
101 Euro/Monat gekürzt. Der deutlich höhere Überprü- 
fungsanteil in den neuen Ländern begründet sich damit, 
dass in den alten Ländern keine Einkommensanrechnung 
erfolgt, wenn der Versicherte vor dem 1. Januar 1986 ver- 
storben ist oder bis zu diesem Zeitpunkt eine Erklärung 
über die Anwendung des bis zum 31. Dezember 1985 gel- 
tenden Hinterbliebenenrechts abgegeben wurde (Über- 
sichten 4 und 9 im Anhang). 

Nach dem SGB VI werden als Kindererziehungszeit bei 
dem erziehenden Eltemteil die ersten 36 Monate (bei Ge- 
burten vor 1992 die ersten 12 Monate) nach Ablauf des 
Geburtsmonats des Kindes, also die ersten drei Lebens- 
jahre, anerkannt. Die Kindererziehungszeit wird renten- 


rechtlich wie eine Pflichtbeitragszeit aufgrund einer Er- 
werbstätigkeit behandelt und mit einem Entgeltpunkt pro 
Jahr bewertet. Der Eltemteil, welchem die Kindererzie- 
hungszeit zugeordnet wird, wird damit so behandelt, als 
ob er durchschnittlich verdient hätte. Mütter der Geburts- 
jahrgänge vor 1921 (in den neuen Ländern vor 1927), die 
bei der Einführung der Kindererziehungszeit (bzw. Über- 
leitung des Rentenrechts) das 65. Lebensjahr vollendet 
hatten, erhalten eine Leistung für Kindererziehung in 
gleicher Höhe. Die Leistung für Kindererziehung wird 
auch an Mütter gezahlt, die keine Rente aus der gesetzli- 
chen Rentenversichemng erhalten. Die Anzahl und die 
durchschnittliche Höhe der Begünstigung durch die Re- 
gelungen lässt sich der Übersicht 10 im Anhang entneh- 
men. 

3.3 Das Gesamteinkommen von 
Rentnerhaushalten 

Oft werden Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
mit dem gesamten Alterseinkommen gleichgesetzt und 
aus der Höhe der durchschnittlichen Rentenbeträge be- 
stimmter Gmppen auf deren Wohlstand geschlossen. Die 
Einkommen älterer Menschen fließen allerdings aus 
unterschiedlichen Quellen (siehe hierzu ausführlich: Er- 
gänzender Bericht der Bundesregiemng zum Renten- 
versicherangsbericht 2008 gemäß § 154 Absatz 2 SGB VI 
(Alterssichemngsbericht 2008), Bundestagsdracksache 
16/11061; insbesondere Teile B und C). Niedrigere Ren- 
ten in der Statistik der Versichemngsträger sagen nur we- 
nig über das Nettoeinkommen der Renterinnen und Rent- 
ner aus. Zudem ist die Betrachtung der Einkommen von 
Ehepartnern für viele Fragesfellungen nur auf Haushalf se- 
bene aussagekräftig. Ein zuverlässiges und differenzierfes 
Mengengerüst der gesamten Einkommenssituation der äl- 
teren Bevölkerung ist deshalb zur Vor- und Nachberei- 
tung gesetzlicher Maßnahmen unabdingbar. Die Datenba- 
sis mit den differenziertesten Auswertungsmöglichkeiten 
im Hinblick auf diese Vielschichtigkeit der Alterseinkom- 
men ist die repräsentative Studie „Alterssicherung in 
Deutschland (ASID)“. Sie wurde seit 1986 in mehrjähri- 
gem Turnus - zuletzt für das Jahr 2007 - von TNS Infra- 
fesf Sozialforschung im Auftrag des Bundesminisferiums 
für Arbeif und Soziales durchgeführt. 

Danach verfügten bei den Rentnerhaushalten mit einer 
Bezugsperson ab 65 Jahren im Jahr 2007 in den alten 
Ländern Ehepaare über ein monatliches Nettoeinkommen 
von 2 327 Euro, alleinstehende Männer von 1 513 Euro 
und alleinstehende Frauen von 1 198 Euro je Monat, ln 
den neuen Ländern verfügten im Jahr 2007 Ehepaare über 
ein Nettoeinkommen von durchschnittlich 1 933 Euro, al- 
leinstehende Männer über ein Nettoeinkommen von 
1 182 Euro und alleinstehende Frauen über ein Nettoein- 
kommen von 1 151 Euro je Monat. 

Die Bedeutung der einzelnen Systeme innerhalb des Ge- 
samtgefüges der Alterssicherung kann durch Darstellung 
der Zusammensetzung des Volumens der Bruttoeinkom- 
men verdeutlicht werden. Danach stammen 65 Prozent al- 
ler den Seniorenhaushalten zufließenden Einkommen aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Die anderen Alters- 
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Sicherungssysteme erreichen zusammen 19 Prozent am 
Volumen aller Bruttoeinkommen. Zusammen erreichen 
die Komponenten außerhalb der Alterssicherungssysteme 
16 Prozent. Dabei kommt in den alten Ländern ein größe- 
rer Teil des Einkommensvolumens aus Quellen außerhalb 
der Alterssicherungssysteme. Bei Ehepaaren in den alten 
Ländern liegt dieser Anteil mit 24 Prozent doppelt so 
hoch wie in den neuen Ländern mit rund 12 Prozent. 
Noch größer ist die Differenz bei alleinstehenden Frauen: 
ln den alten Ländern resultieren 12 Prozent, in den neuen 
Ländern nur rund 4 Prozent der Gesamteinkommen aus 
zusätzlichen Einkommen. 

Die Höhe der Renten aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung verteilt sich von Kleinstrenten bis hin zu sehr ho- 
hen Rentenbeträgen. Die Kleinstrenten ergeben sich ins- 
besondere aufgrund sehr kurzer Beitragszeiten in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. Hintergrund dafür sind 
entweder sehr kurze Erwerbsbiografien, wie sie in den al- 
ten Ländern besonders bei Frauen erkennbar sind, oder 
Wechsel des Versichertenstatus von der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung in die Beamtenversorgung oder andere 
Alterssicherungssysteme. Eine niedrige Rente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung sagt dementsprechend we- 
nig über das Gesamteinkommen im Alter aus. Dieses 
wird in der Übersicht 11 im Anhang sowie im Folgenden 
für die einzelnen Renfengrößenklassen, differenziert nach 
Geschlecht und Familienstand, für Deutschland insge- 
samt dargestellt. 


Die Verbreitung von kleinen Renten in Deutschland und 
ihre Bedeutung für das Gesamfeinkommen isf je nach 
Haushalf sfyp unterschiedlich: 

- Sowohl bei Ehepaaren als auch bei alleinstehenden 
Personen beziehen jeweils nur 3 bis 4 Prozent der 
Haushalte Renten unter 250 Euro monatlich. 

- Bei Ehepaaren machen diese Kleinstrenten aber z. B. 
nur 5 Prozent des gesamten Haushaltsbruttoeinkom- 
mens aus. Weitere Einkünfte neben der Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung führen hier dazu, 
dass diese Gruppe sogar über ein überdurchschnittlich 
hohes Bruttoeinkommen verfügt. Dies gilt auch für die 
alleinsfehenden Männer mif Renfen unfer 250 Euro. 
Der Anfeil dieser Renten am Gesamteinkommen be- 
trägt bei ihnen 9 Prozent, ihr Bruttoeinkommen ist 
ebenfalls überdurchschnittlich. 

- Lediglich bei alleinstehenden Frauen mit Klein- 
strenten liegt das Bruttoeinkommen unter dem Durch- 
schnitt. Bei ihnen ist auch die Bedeutung der Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung am Gesamt- 
einkommen höher, wobei der Anteil auch hier nur 
12 Prozent beträgt. 

Die Betrachtung zeigt, dass geringe Rentenbeträge in der 
Regel durch zusätzliche Einkünfte oder das Einkommen 
des Ehepartners ausgeglichen werden und kein Indiz für 
niedrige Gesamteinkommen sind. 


Übersicht A 6 


Anteile von Einkommenskomponenten am Brnttoeinkommensvolnmen 


Gebiet / Personenkreis 

Gesetzliche 

Renten- 

versicherung 

Andere 

Alterssicherungs- 

leistungen 

Private 

Vorsorge 

Transfer- 

Leistungen 

Restliche 

Einkommen 

1 Inv. H. 1 

Deutschland 






Alle Personen 

65 

19 

10 

1 

5 

Ehepaare 

58 

20 

12 

0 

10 

Alleinstehende Männer 

62 

19 

11 

1 

8 

Alleinstehende Frauen 

72 

17 

6 

1 

4 

Alte Länder 






Alle Personen 

59 

23 

11 

1 

6 

Ehepaare 

53 

23 

14 

0 

10 

Alleinstehende Männer 

58 

21 

12 

1 

8 

Alleinstehende Frauen 

67 

20 

7 

1 

4 

Neue Länder 






Alle Personen 

92 

2 

3 

0 

3 

Ehepaare 

86 

2 

4 

0 

8 

Alleinstehende Männer 

93 

1 

3 

0 

3 

Alleinstehende Frauen 

95 

1 

2 

0 

1 
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4. Die Entwicklung der Angleichung der 
Renten in den neuen Ländern an die 
in den alten Ländern 

Ein Vergleich der verfügbaren Eck-(Standard-)Renten in 
den alten Ländern und den neuen Ländern kann als Indi- 
kator für die schriffweise Angleichung der Einkommens- 
verhältnisse gewertet werden, da diese Größe in beiden 
Teilen Deutschlands auf denselben beitrags- und leis- 
tungsbezogenen Grundsätzen - nämlich auf 45 Entgelt- 
punkten - beruht (Übersicht 12 im Anhang). Der Verhält- 
niswert der Eckrente in den neuen zu derjenigen in den 
alten Ländern erhöhte sich durch die häufigeren und hö- 
heren Anpassungen in den neuen Ländern von 

40,3 Prozent am 1. Juli 1990 auf 88,7 Prozent bis zum 
1. Juli 2009. 

ln der Übersicht 13 im Anhang ist die Entwicklung der 
Angleichung der verfügbaren Versichertenrenten darge- 
stellt. Ausgehend von einer durchschnittlichen Rente we- 
gen verminderter Erwerbsfähigkeit in Höhe von 

78.2 Prozent des Niveaus der entsprechenden Renten an 
Männer in den alten Ländern im Juli 1992 erreichten am 
1. Juli 2008 die Männer in den neuen Ländern 

84.1 Prozent. Bei den Frauen glich sich das Niveau in 
dieser Zeit von 106,5 Prozent auf 100,1 Prozent an. An- 
ders stellt es sich bei den Altersrenten dar. Im angespro- 
chenen Zeitraum stieg das Niveau bei Frauen in den 
neuen Ländern von 114,4 Prozent (Männer 73,5 Prozent) 
auf 143,3 Prozent (Männer 107,3 Prozent). 

Zum Stichtag 1. Juli 2008 betrug das Verhältnis der 
Gesamtrentenzahlbeträge zwischen den neuen und den 
alten Ländern 105,1 Prozent bei den Männern und 
130,6 Prozent bei den Frauen (Übersicht 5 im Anhang). 
Das Verhältnis ist damit seit Juli 1996 (Männer 

97.3 Prozent, Frauen 121,7 Prozent) deutlich gestiegen. 
Für den niedrigeren Verhältniswert bei den Rentnerinnen 
gegenüber dem Wert beim Rentenfallkonzept (es werden 
nicht die Rentnerinnen und Rentner, sondern die Zahl der 
Renten zugrunde gelegt) dürfte der höhere Anteil der 
Witwenrenten mit Einkommensanrechnung in den neuen 
Ländern ursächlich sein. 

Die deutlich günstigere Ost- West-Relation bei den ver- 
fügbaren laufenden Renfen gegenüber den verfügbaren 
Eckrenten beruht nur zu einem geringen Anteil auf den 
Besitzschutzbeträgen. Im Wesentlichen ist sie auf die län- 
geren Versicherungszeiten mit der Folge deutlich höherer 
Entgeltpunktsummen, die den Renten in den neuen Län- 
dern zugrunde liegen, zurückzuführen. 

5. Die Einnahmen, die Ausgaben und das 
Vermögen 

5.1 Einnahmen 

ln 2008 hatte die gesefzliche Renfenversicherung nach 
Abzug der Ersfattungen und infemen Ausgleichszahlun- 
gen Einnahmen in Höhe von 244,2 Mrd. Euro (Über- 


sieh! 14 im Anhang). Damif lagen die Einnahmen um 
5,9 Mrd. Euro über dem Vorjahresergebnis von 

238.3 Mrd. Euro. Von den Einnahmen entfielen rund 
1 80,0 Mrd. Euro auf Beiträge und 62,5 Mrd. Euro auf die 
Zuschüsse des Bundes zur allgemeinen (gut 56,4 Mrd. 
Euro) und knappschaftlichen Rentenversicherung (knapp 

6.1 Mrd. Euro). 

Von den Beitrags einnahmen, die gegenüber dem Vorjahr 
um 5,3 Mrd. Euro gestiegen sind, entfielen ca. 89 Prozenf 
auf Pflichtbeifräge. Die Beifragssäfze haben sich 2008 so- 
wohl bei der allgemeinen Renfenversicherung (19,9 Pro- 
zenf) als auch bei der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung (26,4 Prozent) nicht verändert. 

Der entsprechend den gesetzlichen Vorschriften an die 
allgemeine Rentenversicherung zu leistende allgemeine 
Bundeszuschuss lag im Jahre 2008 mit gut 38,2 Mrd. 
Euro um knapp 0,2 Mrd. Euro über dem Wert des Vor- 
jahres. Der zusätzliche Bundeszuschuss, dessen jährliches 
Volumen dem Steueraufkommen eines Mehrwert- 
steuerpunktes entspricht, betrug 8,9 Mrd. Euro. Weitere 

9.3 Mrd. Euro flössen der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung durch den Erhöhungsbetrag zum zusätzlichen Bun- 
deszuschuss zu. 

Der im Rahmen des Defizitausgleichs an die knappschaft- 
liche Rentenversicherung zu zahlende Bundeszuschuss 
verringerte sich im Jahr 2008 gegenüber dem Voijahr von 
rund 6,3 auf knapp 6,1 Mrd. Euro. 

5.2 Ausgaben 

Die Ausgaben der Träger der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung beliefen sich in 2008 ohne interne Zahlungs- 
ströme auf gut 240,4 Mrd. Euro (Übersicht 14 im An- 
hang). Gegenüber dem Vorjahr stiegen die Ausgaben um 
rd. 3,3 Mrd. Euro (1,4 Prozent). Auf die Rentenausgaben 
entfielen 216,2 Mrd. Euro, das sind knapp 1,2 Prozent 
mehr als im Voijahr. 

Die Ausgaben für die Beitragszuschüsse zur Krankenver- 
sicherung der Rentner betrugen knapp 14,9 Mrd. Euro; 
gegenüber dem Voijahr sind sie um fast 2,5 Prozent ge- 
stiegen. 

Die in den Renten enthaltenen Ausgaben für die Anrech- 
nung von Kindererziehungszeifen werden seif 1998 wie- 
der im Rahmen der Renfenbesfandsaufnahmen sfatisfisch 
erfass!. Auf das Jahr 2008 hochgerechnef machen sie ei- 
nen Befrag von rund 6,0 Mrd. Euro aus. Die Ausgaben 
nach dem Kindererziehungsleistungs-Gesefz betrugen 
380 Mio. Euro. 

Die Ausgaben für die Maßnahmen zur Erhaltung, Besse- 
rung und Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit (Leis- 
tungen zur Teilhabe) sind 2008 gegenüber dem Vorjahr 
um rund 5,5 Prozent gestiegen und lagen unter dem 
durch § 220 SGB VI für das Jahr 2008 vorgegebenen 
Budget. 
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Schaubild 1 

Die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversichernng in Dentschland im Jahre 2008 


Beiträge 



Sonstige Einnahmen ^ ^ 

Q-^o/ Sonstige Erstattungen 

’ ° aus öffentiichen Mitteln 


Vermögenserträge 0,3% 

0,3% 


Schaubild 2 

Die Ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung in Deutschland im Jahre 2008 



Sonstige Ausgaben 
0 , 2 % 


Verwaltungs- und 
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Maßnahmen zur 
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Erwerbsfähigkeit und 
zusätzliche Leistungen 
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5.3 Vermögen 

Im Jahr 2008 übertrafen in der allgemeinen Rentenver- 
sieherung die Gesamteinnahmen die Summe der Ausga- 
ben um knapp 3,8 Mrd. Euro. Das Vermögen am Jahres- 
ende 2008 hat sieh damit auf rund 29,9 Mrd. Euro erhöht 
(vgl. Übersieht 14 im Anhang). Gegenüber dem Vorjahr 
ist die Naehhaltigkeitsrüeklage zum Ende des Jahres 2008 
um 4,2 Mrd. Euro auf 15,7 Mrd. Euro gestiegen. Das ent- 
sprieht 0,97 Monatsausgaben. 

ln der knappsehaftliehen Rentenversieherung waren auf- 
grund der Ausgestaltung des Bundeszusehusses gemäß 
§215 SGB VI (Defizithaftung des Bundes) Einnahmen 
und Ausgaben ausgegliehen. Das Vermögen blieb gegen- 
über dem Voijahr mit 304 Mio. Euro nahezu unverändert. 

Teil B Vorausberechnung der Einnahmen, der 
Ausgaben und des Vermögens 

1. Die finanzielle Entwicklung im mittel- 

fristigen Zeitraum von 2009 bis 2013 

1.1 Allgemeine Rentenversicherung 

Die Vorausbereehnungen gehen von geltendem Reeht 
aus. Gegenüber dem Reehtstand, der dem Vorjahresbe- 
rieht zugrunde lag, haben sieh folgende, für die Modell- 


reehnungen im Rentenversieherungsberieht relevante, 
Änderungen ergeben: 

- Erweiterung der Sehutzklausel bei der Rentenanpas- 
sung: Minderungen des aktuellen Rentenwerts sind 
nun aueh bei einer negativen anpassungsrelevanten 
Lohnentwieklung ausgesehlossen (Gesetz zur Ände- 
rung des Vierten Buehes Sozialgesetzbueh, zur Errieh- 
tung einer Versorgungsausgleiehskasse und anderer 
Gesetze). 

- Festsetzung des paritätiseh finanzierten Beitragssatzes 
in der gesetzliehen Krankenversieherung auf 14,0 Pro- 
zent und des allgemeinen Beitragssatzes auf 14,9 Pro- 
zent seit dem 1 . Juli 2009 sowie des Beitragssatzes zur 
Arbeitsförderung auf 2,8 Prozent bis zum 31. Dezem- 
ber 2010 und auf 3,0 Prozent ab dem 1. Januar 2011 
(Gesetz zur Sieherung von Besehäffigung und Stabili- 
tät in Deutsehland). Änderungen des Beitragssatzes 
zur Arbeitsförderung sind zwar nieht finanzwirksam, 
beeinflussen aber das Sieherungsniveau vor Sfeuem. 

Naeh den Annahmen des interminisferiellen Arbeifs- 
kreises „Gesamfwirfsehaftliehe Voraussehäfzungen“ vom 
16. Oktober 2009 für die Jahre 2009 bis 2013 (vgl. Ab- 
sehnitt 3.2.1, Teil B) ergib! sieh für die allgemeine Ren- 
fenversieherung im gesamten Bundesgebiet die naehste- 
hend besehriebene mittelfristige Finanzentwieklung. 

Übersieht B 1 


Die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben, des Vermögens und des erforderlichen Beitragssatzes 
in der allgemeinen Rentenversicherung von 2009 bis 2013 

- Beträge in Mio. Euro - 



2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Erforderlicher Beitragssatz in % 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

Einnahmen 






Beitragseinnahmen insgesamt 

180 246 

178 564 

181 688 

185 892 

190 267 

Aligemeiner und zusätziiche Bundeszuschüsse 

57 329 

58 974 

58 758 

58 857 

60 379 

Erstattung aus öffentiichen Mittein 

715 

750 

750 

750 

750 

Erstattung in Wanderversicherung von KnRV 

278 

281 

281 

283 

286 

Vermögenserträge 

190 

285 

365 

487 

560 

sonstige Einnahmen 

145 

0 

0 

0 

0 

Einnahmen insgesamt 

238 903 

238 855 

241 843 

246 269 

252 242 

Ausgaben 

Rentenausgaben 

207 610 

210 967 

211 245 

213 563 

216 686 

Zuschüsse zur Krankenversicherung der Rentner 

14 307 

14 234 

14 251 

14 406 

14616 

Leistungen zur Teiihabe 

5 207 

5 245 

5 367 

5 490 

5 618 

Erstattung in Wanderversicherung an KnRV 

5 946 

6 124 

6 246 

6411 

6 590 

Wanderungsausgieich 

1 966 

2 077 

1 989 

2 061 

2 181 

KLG-Leistungen 

315 

263 

212 

171 

135 

Beitragserstattungen 

145 

160 

160 

160 

160 

Verwaltungs- u. Verfahrenskosten 

3 490 

3 490 

3 571 

3 654 

3 739 

Sonstige Ausgaben 

60 

35 

35 

35 

35 

Ausgaben insgesamt 

239 046 

242 596 

243 074 

245 951 

249 759 

Einnahmen - Ausgaben 

- 143 

-3 741 

-1 232 

319 

2 482 

Vermögen 

Nachhaitigkeitsrückiage zum Jahresende 

15 875 

12 552 

11 799 

12 538 

15 459 

Änderung gegenüber Vorjahr 

181 

-3 323 

-753 

739 

2 921 

Eine Monatsausgabe 

16617 

16 807 

16 870 

17 109 

17 342 

Nachhaitigkeitsrückiage in Monatsausgaben 

0,96 

0,75 

0,70 

0,73 

0,89 
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ln den Übersichten B 1 , B 2 und B 3 wird die Entwick- 
lung der Einnahmen und Ausgaben für Deutschland so- 
wie für die alfen und die neuen Länder ausgewiesen. 
Finanzfransfers von den alfen in die neuen Länder sind 
bei den ausgewiesenen Einnahmen und Ausgaben nur 
feilweise berücksichtigf. 

Durch die gesefzliche Zuordnung von Anteilen an den 
Beitragseinnahmen im Rahmen der Organisationsreform 
ändert sich die Höhe des in den alten und in den neuen 
Ländern verwalteten Beitragsaufkommens. Die Umlage 
der Pflichtbeiträge auf alte und neue Länder erfolgt im 
Prinzip nach der Anzahl der Versicherten. Dabei spielen 
die gebietsspezifischen Beiträge, die in den neuen Län- 
dern relativ geringer sind als in den alten Ländern, keine 
Rolle. Das verwaltete Beitragsaufkommen weicht daher 
von dem tatsächlich in den Regionen abgeführten Bei- 
tragsvolumen ab, so dass in den neuen Ländern mehr 
Pflichtbeiträge gebucht werden, als tatsächlich in dieser 
Region vereinnahmt werden, da diese Beiträge auf Ar- 
beitsverhältnissen in den alten Ländern beruhen. 


Umgekehrt verhält es sich bei den Beiträgen der Bun- 
desagentur für Arbeit. Diese Beiträge werden nach dem 
gleichen Schlüssel wie die Beiträge der sozialversiche- 
rungspfiichtig Beschäftigten auf alte und neue Länder 
umgelegt. Die Arbeitslosenquote ist in den neuen Län- 
dern jedoch höher als in den alten Ländern. Im Ergebnis 
werden in den alten Ländern mehr Beiträge der Bundes- 
agentur für Arbeit gebucht, als tatsächlich für Arbeitslose 
in den alten Ländern vereinnahmt werden, da Teile dieser 
Beiträge für Arbeifslose in den neuen Ländern gezahlt 
werden. 

Zur Ermittlung des tatsächlichen Finanztransfers von den 
alten in die neuen Länder wäre das in Übersicht B 3 für 
die neuen Länder ausgewiesene Finanzierungsdefizit aus 
Einnahmen minus Ausgaben um die durch die Organisa- 
tionsreform transferierten Beiträge zu erhöhen. Deren Vo- 
lumen kann zwar nicht mehr exakt ermittelt werden, der 
Finanztransfer in den Jahren von 2009 bis 2013 dürfte je- 
doch zwischen 14 und 15 Mrd. Euro pro Jahr liegen. 


Übersicht B 2 


Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der allgemeinen Rentenversicherung 

in den alten Ländern von 2009 bis 2013 

- Beträge in Mio. Euro - 



2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Entwicklung der beitragspflichtigen Entgelte in % 

0,31 

0,18 

1,78 

2,30 

2,30 

Entwicklung der beitragspflichtigen 

-0,21 

-2,06 

0,57 

0,57 

0,57 

Versichertenzahl in % 

Anzahl der Arbeitslosen in 1000 

2 455 

2 964 

2 896 

2 768 

2 607 

Beitragssatz in % 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

Anpassungssatz zum 1.7. in % 

2,41 

0,00 

0,00 

1,51 

0,43 

KVdR-Zuschuss in % 

7,15 

7,00 

7,00 

7,00 

7,00 

Einnahmen 

Beitragseinnahmen insgesamt 

154 935 

154 050 

156 733 

160 348 

164 109 

Allgemeiner und zusätzliche Bundeszuschüsse 

45 263 

46 540 

46 454 

46 631 

47 943 

Erstattungen aus öffentlichen Mitteln 

570 

580 

580 

580 

580 

Erstattungen in Wanderversicherung von KnRV 

214 

216 

216 

217 

219 

Vermögenserträge 

179 

267 

342 

456 

523 

sonstige Einnahmen 

121 

0 

0 

0 

0 

Einnahmen insgesamt 

201 282 

201 654 

204 324 

208 231 

213 375 

Ausgaben 






Rentenausgaben 

164 119 

166 827 

167 354 

169 551 

172 413 

Zuschüsse zur Krankenversicherung der Rentner 

11 191 

11 137 

11 172 

11 319 

11 510 

Leistungen zur Teilhabe 

4 217 

4 248 

4 345 

4 445 

4 547 

Erstattungen in Wanderversicherung an KnRV 

4 306 

4 433 

4 527 

4 652 

4 789 

Wanderungsausgleich 

826 

893 

863 

894 

948 

KLG-Leistungen 

300 

248 

197 

156 

121 

Beitragserstattungen 

140 

150 

150 

150 

150 

Verwaltungs- und Verfahrenskosten 

2 888 

2 888 

2 955 

3 022 

3 092 

sonstige Ausgaben 

52 

28 

28 

28 

28 

Ausgaben insgesamt 

188 039 

190 851 

191 591 

194 219 

197 597 

Einnahmen - Ausgaben 

13 243 

10 803 

12 733 

14012 

15 778 
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Übersicht B 3 


Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der allgemeinen Rentenversicherung 

in den neuen Ländern von 2009 bis 2013 

- Beträge in Mio. Euro - 



2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Entwicklung der beitragspflichtigen Entgelte in % 

0,35 

0,28 

1,88 

2,40 

2,40 

Entwicklung der beitragspflichtigen 

0,08 

-2,06 

0,52 

0,54 

0,52 

Versichertenzahl in % 

Anzahl der Arbeitslosen in 1000 

1 003 

1 134 

1 105 


994 

Beitragssatz in % 

19,9 

19,9 

19,9 


19,9 

Anpassungssatz zum 1 .7. in % 

3,38 

0,00 

0,00 

1,57 

0,49 

KVdR-Zuschuss in % 

7,15 

7,00 

7,00 

7,00 

7,00 

Einnahmen 

Beitragseinnahmen insgesamt 

25 311 

24 515 

24 955 

25 545 

26 158 

Allgemeiner und zusätzliche Bundeszuschüsse 

12 066 

12 433 

12 305 

12 228 

12 436 

Erstattungen aus öffentlichen Mitteln 

145 

170 

170 

170 

170 

Erstattungen in Wanderversicherung von KnRV 

64 

65 

65 

66 

67 

Vermögenserträge 

11 

17 

23 

31 

37 

sonstige Einnahmen 

24 

0 

0 

0 

0 

Einnahmen insgesamt 

37 621 

37 200 

37 518 

38 039 

38 867 

Ausgaben 






Rentenausgaben 

43 491 

44 140 

43 891 

44 011 

44 273 

Zuschüsse zur Krankenversicherung der Rentner 

3 116 

3 096 

3 079 

3 087 

3 105 

Leistungen zur Teilhabe 

990 

997 

1 022 

1 046 

1 071 

Erstattungen in Wanderversicherung an KnRV 

1 640 

1 691 

1 718 

1 760 

1 801 

Wanderungsausgleich 

1 140 

1 185 

1 127 

1 166 

1 233 

KLG-Leistungen 

15 

15 

15 

15 

15 

Beitragserstattungen 

5 

10 

10 

10 

10 

Verwaltungs- und Verfahrenskosten 

602 

602 

616 

631 

647 

sonstige Ausgaben 

8 

7 

7 

7 

7 

Ausgaben insgesamt 

51 007 

51 744 

51 483 

51 732 

52 163 

Einnahmen - Ausgaben 

-13 386 

-14 544 

-13 965 

-13 693 

-13 296 


ln den alten Ländern werden im gesamten Mittelfristzeit- 
raum jährlich rechnerische Überschüsse zwischen 
10,8 Mrd. Euro und 15,8 Mrd. Euro erzielt (vgl. Über- 
sicht B 2). Durch diese werden die rechnerischen Defizite 
in den neuen Ländern ausgeglichen und die Nachhaltig- 
keitsrücklage für Deutschland insgesamt im gesetzlich 
vorgegebenen Korridor zwischen 0,2 und 1,5 Monatsaus- 
gaben gehalten. 

Gemäß der Verstetigungsregelung des § 158 SGB VI ist 
der Beitragssatz zum 1. Januar eines Jahres anzupassen, 
wenn bei Beibehaltung des bisherigen Beitragssatzes die 
Mittel der Nachhaltigkeitsrücklage am Ende dieses Jahres 
voraussichtlich den Wert des 0,2-fachen der durchschnitt- 
lichen Monatsausgaben zu eigenen Lasten der allgemei- 
nen Rentenversicherung unterschreiten bzw. den Wert des 
1,5-fachen dieser Monatsausgaben übersteigen. Ist zum 
1. Januar eines Jahres ein neuer Beitragssatz zu bestim- 
men, so ist dieser in dem Fall, dass ohne Neufestsetzung 
0,2 Monatsausgaben unterschritten würden, so anzuset- 
zen, dass am Ende des folgenden Jahres voraussichtlich 
eine Nachhaltigkeitsrücklage von 0,2 Monatsausgaben 
verbleibt, ln dem anderen Fall, dass die Nachhaltigkeits- 


rücklage ohne Neufestsetzung 1,5 Monatsausgaben vor- 
aussichtlich übersteigen würde, ist hingegen der Beitrags- 
satz so anzusetzen, dass am Jahresende des folgenden 
Jahres eine Nachhaltigkeitsrücklage von 1,5 Monatsaus- 
gaben gegeben ist. Der in dieser Weise ermittelte Bei- 
tragssatz ist auf eine Nachkommastelle aufzurunden. We- 
gen dieser Rundungsvorschrift kann die voraussichtliche 
Nachhaltigkeitsrücklage bei Beitragssatzneufestsetzun- 
gen etwas mehr als 0,2 bzw. 1,5 Monatsausgaben betra- 
gen. 

Entsprechend den gesetzlichen Vorschriften wird der Bei- 
tragssatz von 19,9 Prozent in der Modellrechnung bis 
zum Ende des Mittelfristzeitraums im Jahr 2013 beibehal- 
ten. Ende des Jahres 2009 beträgt die Nachhaltigkeits- 
rücklage 15,9 Mrd. Euro (0,96 Monatsausgaben). Im Jahr 
2008 waren es 15,7 Mrd. Euro (0,97 Monatsausgaben). 
Die Nachhaltigkeitsrücklage wird in den Folgejahren der 
Vorausberechnung zunächst abgebaut, bis sie 11,8 Mrd. 
Euro (0,70 Monatsausgaben) im Jahr 2011 beträgt. Ab 
2012 steigt sie wieder an und liegt am Ende des Mittel- 
fristzeitraums im Jahr 2013 bei 15,5 Mrd. Euro (0,89 Mo- 
natsausgaben). 













































Drucksache 17/52 


- 20 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


1.2 Knappschaftliche Rentenversicherung 

Bei den Vorausbereehnungen der Einnahmen und der 
Ausgaben der knappschaftliehen Rentenversicherung 
wird vom gleichen Rechtsstand wie in der allgemeinen 
Rentenversicherung ausgegangen (vgl. Abschnitt 3.1, 
Teil B). Die hier unterlegten Wirtschaftsannahmen wer- 
den im Abschnitt 3.2.2, Teil B beschrieben. 

ln den Übersichten B 5 und B 6 wird die mittelfristige Ent- 
wicklung der Einnahmen und der Ausgaben der knapp- 
schafllichen Rentenversicherung für die alten bzw. die 
neuen Länder und in Übersicht B 4 für das gesamte Bun- 
desgebiet ausgewiesen. Danach sinkt der Bundeszuschuss 
von 6,0 Mrd. Euro im Jahr 2009 auf 5,4 Mrd. Euro im Jahr 
2013. Der Rückgang beruht insbesondere auf einer sin- 
kenden Anzahl von Rentnerinnen und Rentnern mit lan- 
gen knappschaftlichen Erwerbsbiografien und vergleichs- 
weise hohen Rentenansprüchen im Rentenbestand. 


Dem strukturell bedingten Verlust an Versicherten in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung steht der Wande- 
rungsausgleich gegenüber. Die Träger der allgemeinen 
Rentenversicherung zahlen der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung einen Wanderungsausgleich, der die Dif- 
ferenz zwischen der durchschnittlichen Zahl der knapp- 
schaftlich Versicherten in dem Jahr, für welches der 
Wanderungsausgleich gezahlt wird, und der Zahl der in 
der knappschaftlichen Rentenversicherung am 1 . Januar 
1991 Versicherten ausgleicht. Während der Wanderungs- 
ausgleich in den neuen Ländern im Jahr 1994 noch der 
Höhe der Beitragseinnahmen entsprach, wird er bei dem 
unterstellten Rückgang der Beitragszahlenden im Jahr 
2013 rund das sechsfache der Beitragseinnahmen betra- 
gen. ln den alten Ländern übersteigt der Wanderungsaus- 
gleich die Beitragseinnahmen im Jahr 2013 um rund 
350 Mio. Euro. 


Übersicht B 4 

Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

von 2009 bis 2013 in Mio. Euro 



2009 

1 2010 1 

2011 

1 2012 1 

2013 

Beitragssatz in % 

26,4 


26,4 


26,4 

Einnahmen 

Beitragseinnahmen insgesamt 

926 

887 

858 

834 

810 

Wanderungsausgleich 

1 957 

2 057 

1 970 

2 063 

2 205 

Erstattungen der Versorgungsdienststelien 

21 

22 

22 

22 

23 

Vermögenserträge 

6 

6 

6 

6 

6 

Sonstige Einnahmen 

2 

2 

2 

2 

2 

Zwischensumme 

2 912 

2 974 

2 858 

2 927 


Bundeszuschuss 

6 026 

5 936 

5 870 

5 658 

5 416 

Einnahmen insgesamt 

8 938 

8 909 

8 729 

8 584 

8 462 

Ausgaben 

Renten (zu Lasten der KnRV) 

7 981 

7 968 

7 801 

7 667 

7 552 

Auffüiibetrag 

1 

1 

1 

1 

0 

Zuschüsse zur KVdR 

589 

575 

563 

553 

545 

Leistungen zur Teiihabe 

52 

52 

52 

53 

54 

Knappschaftsausgleichsleistung 

136 

135 

132 

129 

126 

KLG-Leistungen 

8 

7 

6 

5 

4 

Beitragserstattungen 

0 

0 

0 

0 

0 

Verwaitungs- und Verfahrenskosten 

114 

115 

117 

120 

123 

Sonstige Ausgaben 

57 

57 

57 

57 

57 

Ausgaben insgesamt 

8 938 

8 909 

8 729 

8 584 

8 462 
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Übersicht B 5 

Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der knapp schaftlichen Rentenversicherung 
in den alten Ländern von 2009 bis 2013 in Mio. Euro 



2009 

2010 

2011 

1 2012 

2013 

Beitragssatz in % 

26,4 

26,4 

26,4 


26,4 

Einnahmen 

Beitragseinnahmen insgesamt 

702 

670 

646 

626 

606 

Wanderungsausgieich 

817 

871 

842 

890 

961 

Erstattungen der Versorgungsdienststelien 

17 

18 

18 

19 

20 

Vermögenserträge 

3 

3 

3 

3 

3 

Sonstige Einnahmen 

1 

1 

1 

1 

1 

Zwischensumme 

1 540 



1 539 

1 590 

Bundeszuschuss 

5 076 



4 719 

4 544 

Einnahmen insgesamt 

6 616 

6 556 

6 398 

6 258 

6 134 

Ausgaben 

Renten (zu Lasten der KnRV) 

5 893 

5 848 

5 702 

5 573 

5 458 

Auffüilbetrag 

0 

0 

0 

0 

0 

Zuschüsse zur KVdR 

431 

419 

408 

399 

391 

Leistungen zur Teiihabe 

37 

37 

37 

38 

38 

Knappschaftsausgieichsieistung 

130 

129 

125 

123 

120 

KLG-Leistungen 

8 

7 

5 

4 

4 

Beitragserstattungen 

0 

0 

0 

0 

0 

Verwaltungs- und Verfahrenskosten 

93 

93 

96 

98 

100 

Sonstige Ausgaben 

23 

23 

23 

23 

23 

Ausgaben insgesamt 

6 616 

6 556 

6 398 

6 258 

6 134 


Übersicht B 6 

Die Entwicklung der Einnahmen und der Ausgaben in der knapp schaftlichen Rentenversicherung 
in den neuen Ländern von 2009 bis 2013 in Mio. Euro 



2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

Beitragssatz in % 

26,4 

26,4 

26,4 

26,4 

26,4 

Einnahmen 

Beitragseinnahmen insgesamt 

224 

217 

212 

208 

204 

Wanderungsausgieich 

1 140 

1 186 

1 128 

1 173 

1 245 

Erstattungen der Versorgungsdienststeilen 

4 

4 

3 

3 

3 

Vermögenserträge 

3 

3 

3 

3 

3 

Sonstige Einnahmen 

1 

1 

1 

1 

1 

Zwischensumme 

1 372 

1 411 

1 347 

1 388 

1 456 

Bundeszuschuss 

950 

943 

984 

939 

872 

Einnahmen insgesamt 

2 322 

2 353 

2 331 

2 327 

2 328 

Ausgaben 

Renten (zu Lasten der KnRV) 

2 088 

2 120 

2 099 

2 094 

2 094 

Auffülibetrag 

1 

1 

1 

0 

0 

Zuschüsse zur KVdR 

157 

156 

155 

154 

154 

Leistungen zur Teiihabe 

15 

15 

15 

15 

15 

Knappschaftsausgieichsieistung 

6 

6 

6 

6 

6 

KLG-Leistungen 

0 

0 

0 

0 

0 

Beitragserstattungen 

0 

0 

0 

0 

0 

Verwaitungs- und Verfahrenskosten 

21 

21 

22 

22 

23 

Sonstige Ausgaben 

34 

34 

34 

34 

34 

Ausgaben insgesamt 

2 322 

2 353 

2 331 

2 327 

2 328 
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2. Die finanzielle Entwicklung im lang- 
fristigen Zeitraum von 2009 bis 2023 

2.1 Allgemeine Rentenversicherung 

Nach § 154 Absatz 1 und 3 SGB VI beziehen sich die Be- 
rechnungen des Rentenversicherungsberichts auf die 
künftigen 15 Kalenderjahre. Die Darstellung der finan- 
ziellen Entwicklung im langfristigen Zeitraum bis zum 
Jahr 2023 erfolgt durch mehrere Modellrechnungen, die 
aufzeigen, wie das Rentenversicherungssystem auf unter- 
schiedliche Entgelt- und Beschäftigungsannahmen mittel- 
und langfristig reagiert. Dazu werden drei Entgeltvarian- 
ten mit drei Beschäftigungsvarianten zu insgesamt neun 
Modellvarianten kombiniert. Die mittlere Variante ist da- 
bei eine Verlängerung der Mittelfristrechnung (vgl. Ab- 
schnitt 1.1, Teil B). Die Annahmenkombinationen wer- 
den in Abschnitt 3.2.1, Teil B erläutert. Der Rechtsstand 
ist identisch mit dem der Mittelfristrechnungen und wird 
in Abschnitt 3.1, Teil B dargestellt. Die Vorausberechnun- 


gen sind reine Modellrechnungen und nicht als Prognosen 
zu verstehen. 

Für die neun Varianten ergibt sich die in Übersicht B 7 
aufgeführte Beitragssatzentwicklung. Die Finanzentwick- 
lung im langfristigen Zeitraum bis 2023 setzt in der mitt- 
leren Variante bis 2013 auf der Mittelfristrechnung auf 
Der Beitragssatz liegt bis 2014 konstant bei 19,9 Prozent. 
Im Jahr 2015 sinkt der Beitragssatz auf 19,8 Prozent und 
im Jahr 2016 weiter auf 19,4 Prozent ab. Infolge der Ver- 
stetigungsregel verbleibt er bis 2020 unverändert auf die- 
sem Niveau. Anschließend steigt der Beitragssatz wieder 
an, zunächst auf 20,2 Prozent im Jahr 2021, dann auf 
20,5 Prozent im Jahr 2022. Im Jahr 2023 beträgt der Bei- 
tragssatz 20,6 Prozent. 

Gemäß § 154 Absatz 3 SGB VI ist die Bundesregierung 
verpflichtet, den gesetzgebenden Körperschaften geeig- 
nete Maßnahmen vorzuschlagen, wenn der Beitragssatz 
in der allgemeinen Rentenversicherung bis zum Jahr 2020 


Übersicht B 7 

Erforderliche Beitragssätze in Prozentpunkten in der allgemeinen Rentenversicherung 

von 2009 his 2023 


Jahr 

Erforderliche Beitragssätze zur Aufrechterhaltung einer 

Nachhaltigkeitsrücklage im Korridor zwischen 0,2 und 1,5 Monatsausgaben^^ 

Annahmenkombinationen^^ 

a 

untere Lohnvariante 

mittlere Lohnvariante 

obere Lohnvariante 


b 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

2009 


19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 



19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

2011 


19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

2012 


20,3 

20,0 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

2013 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,9 

19,7 

19,3 

2014 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,9 

19,7 

19,5 

19,1 

18,9 

2015 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,8 

19,1 

19,3 

19,1 

18,9 

2016 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,4 

19,1 

19,3 

19,1 

18,9 

2017 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,4 

19,1 

19,3 

19,1 

18,9 

2018 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,4 

19,1 

19,3 

19,1 

18,9 

2019 


20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,4 

19,1 

19,5 

19,4 

19,3 



20,4 

20,2 

19,9 

19,9 

19,4 

19,6 

20,3 

20,1 

19,7 



20,5 

20,2 

19,9 

19,9 

20,2 

20,1 

20,4 

20,1 

19,9 



20,7 

20,2 

19,9 

20,6 

20,5 

20,2 

20,5 

20,3 

20,1 

2023 


21,0 

20,3 

20,4 

20,8 

20,6 

20,3 

20,7 

20,5 

20,3 


Anmerkungen 

1) Zu Lasten der allgemeinen Rentenversicherung im laufenden Kalenderjahr verbleiben: 

Gesamtausgaben abzüglich allgemeinem Bundeszuschuss und aller Erstattungen. 

2) a: Durchschnittliche Zuwachsrate der Durchschnittsentgelte der Versicherten in der mittleren Variante von 2014 bis 2023 in Höhe von 

2,8 % in den alten Ländern. Die Zuwachsrate der mittleren Variante (Mittelfristrechnung) wird ab 2010 in der unteren Variante 
um einen Punkt vermindert bzw. in der oberen Variante um einen Punkt erhöht. In den neuen Ländern werden im Jahr 2030 
100 % des jeweiligen Lohnniveaus der alten Länder erreicht, 
b: Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter und Angestellten ab 2010: 

1 = niedrigere Beschäftigungsentwicklung 

2 = mittlere Beschäftigungsentwicklung 

3 = höhere Beschäftigungsentwicklung 
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einen Wert von 20 Prozent oder bis zum Jahr 2030 einen 
Wert von 22 Prozent übersehreitet. Entseheidungsgrund- 
lage für die Bundesregierung ist der 15-jährige Vorausbe- 
reehnungszeitraum in der mittleren Variante des Renten- 
versieheiungsberiehts. 

Nach den Ergebnissen für die mittlere Modellvariante 
wird die vorgesehene Grenze von 20 Prozent bis zum 
Jahr 2020 nicht überschritten. Während in den Varianten 
mit optimistischen Annahmen (höhere Beschäftigungs- 
entwicklung und höherer Lohnzuwachs) das Beitragssatz- 
ziel bis 2020 teils deutlich unterschritten wird, kommt es 
bei ungünstigeren Annahmen (geringere Beschäftigungs- 
entwicklung und geringerer Lohnzuwachs) auch zu Bei- 
tragssätzen, die den Grenzwert von 20 Prozent überstei- 
gen. Der nach 2020 geltende Grenzwert von 22 Prozent 
wird hingegen in allen neun Modellvarianten deutlich un- 
terschritten. 

Weiterhin ist die Bundesregierung verpflichtet, den ge- 
setzgebenden Körperschaften geeignete Maßnahmen vor- 
zuschlagen, wenn das Sicherungsniveau vor Steuern in 
der allgemeinen Rentenversicherung bis zum Jahr 2020 


einen Wert von 46 Prozent oder bis zum Jahr 2030 einen 
Wert von 43 Prozent unterschreitet. Entscheidungsgrund- 
lage für die Bundesregierung isf auch hier der 15-jährige 
Vorausberechnungszeifraum in der mittleren Varianfe des 
Renfenversicherungsberichfs. 

Übersicht B 8 zeigt für die mittlere Variante die Entwick- 
lung des Sicherungsniveaus vor Steuern sowie für Ren- 
tenzugänge das Gesamtversorgungsniveau vor Steuern. 
Letzteres berücksichtigt neben den Renten der gesetzli- 
chen Rentenversicherung auch die Zusatzversorgungs- 
leistungen im Rahmen der Riester-Rente. 

Im 15-jährigen Vorausberechnungszeitraum sinkt das Si- 
cherungsniveau vor Steuern auf 47,0 Prozent im Jahr 
2020 und weiter auf 46,2 Prozent im Jahr 2023 ab. Das 
Sicherungsniveauziel in Höhe von mindestens 46 Prozent 
bis zum Jahr 2020 und von mindestens 43 Prozent ab dem 
Jahr 2021 wird somit eingehalten. Das Gesamtversor- 
gungsniveau vor Steuern für Rentenzugänge kann durch 
den Aufbau einer zusätzlichen privaten Altersvorsorge 
auf dem Stand des Jahres 2008 gehalten werden. Der An- 
stieg dieser Kennziffer im Jahr 2009 ist Folge eines ent- 


Übersicht B 8 

Versorgungsniveau im Alter für den Rentenzugang aus GRV-Rente und geförderter 
zusätzlicher Altersvorsorge (Riester-Rente) 


Jahr 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Beitragssatz zur 
GRV 

Bruttostandard- 

rente 

Sicherungs- 
niveau vor 

Steuern 

Riester-Rente 
für Rentenzugang 

Gesamt- 
versorgung 
(2 + 4) 

Gesamtver- 
sorgungsniveau 
vor Steuern 
für Zugang 


in % 

in Euro mti. 

in % 

in Euro mti. 

in Euro mti. 

in % 

B 

19,9 

MBM 

50,5 

0 

1 195 

50,5 

■ii 

19,9 

mmm 

52,0 

0 

1 224 

52,0 

2010 

19,9 

mmm 

52,3 

33 

1 257 

53,7 

2011 

19,9 

1 224 

51,2 

40 

1 264 

52,9 

2012 

19,9 

1 242 

50,5 

47 

1 289 

52,4 

2013 

19,9 

1 248 

49,8 

54 

1 302 

52,0 

2014 

19,9 

1 257 

48,9 

62 

1 318 

51,3 

2015 

19,8 

1 271 

48,1 

69 

1 341 

50,7 

2016 

19,4 

1 298 

47,6 

78 

1 376 

50,4 

2017 

19,4 


47,5 

87 

1 422 

50,6 

2018 

19,4 


47,4 

97 

1 465 

50,7 

2019 

19,4 

■iH 

47,2 

107 

1 510 

50,8 

2020 

19,4 

1 438 

47,0 

118 

1 557 

50,8 


20,2 

1 477 

47,0 

130 

1 607 

51,1 


20,5 

1 500 

46,7 

142 

1 642 

51,1 


20,6 

1 533 

46,2 

154 

1 686 

50,8 


Hinweise / Annahmen 

- Rechnung für Standardrentner (45 Jahre Beitragszahlung aus Durchschnittsverdienst) 

- Altersvorsorgeaufwand beträgt 4 % ab 2008 

- Verzinsung der Riester-Rente mit 4 % p.a., Verwaltungskosten 10% 

- Riester-Rente wird in der Auzahlungsphase wie Rente aus der GRV angepasst 

- Für Rentenzugänge vor 2010 wird kein Riester-Vertrag unterstellt 
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sprechenden Zuwachses des Sicherungsniveaus vor Steu- 
ern, der im Wesentlichen auf die hohe Rentenanpassung 
zum 1 . Juli 2009 in Verbindung mit der Annahme sinken- 
der Löhne im gleichen Jahr zurückzuführen ist. 

Übersicht B 9 zeigt für die mittlere Lohnvariante (bei den 
drei Beschäftigungsvarianten) die Entwicklung der Ein- 
nahmen, der Ausgaben und der Nachhaltigkeitsrücklage 
im 15-jährigen Vorausberechnungszeitraum bis 2023. ln 
der mittleren und der oberen Variante wird der mögliche 
Spielraum für Beitragssatzsenkungen zum Aufbau der 
Nachhaltigkeitsrücklage in Höhe von bis zu 1,5 Monats- 
ausgaben genutzt, ln der unteren Variante, die von einer 
geringeren Beschäftigungsentwicklung ausgeht, erreicht 
die Nachhaltigkeitsrücklage ihr vorübergehendes Maxi- 
mum im Jahr 2018 mit 22,6 Mrd. Euro (1,17 Monatsaus- 
gaben). Eine Absenkung des Beitragssatzes ergibt sich in 
dieser Variante nicht. 

ln der mittleren Variante erreicht die Nachhaltigkeitsrück- 
lage mit einer Größenordnung von rund 28,5 Mrd. Euro 
ihr vorübergehendes Maximum im Jahr 2016. Anschlie- 
ßend wird die Nachhaltigkeitsrücklage zur Stabilisierung 
des Beitragssatzes wieder abgebaut. 


Für die mittlere Variante ist in Übersicht B 10 die Ent- 
wicklung des Saldos aus Einnahmen und Ausgaben sowie 
die Entwicklung der Bundeszuschüsse wiedergegeben. 
Im Vorausberechnungszeitraum bewegt sich der Anteil 
der Bundeszuschüsse an den Gesamtausgaben der allge- 
meinen Rentenversicherung zwischen 23,5 Prozent und 
24,5 Prozent. 

2.2 Knappschaftliche Rentenversicherung 

Zentraler Gegenstand der Vorausberechnungen für die 
knappschaftliche Rentenversicherung ist die Höhe des 
notwendigen Bundeszuschusses gemäß § 215 SGB VI, 
der sich als Differenz zwischen den Ausgaben und den 
Einnahmen (ohne Bundeszuschuss) ergibt. 

Da in der knappschaftlichen Rentenversicherung zusätzli- 
che Varianten nur einen geringen Informationsgewinn 
beisteuern würden, werden lediglich drei Lohnvarianten 
berücksichtigt. Hierfür wird den Vorausberechnungen zur 
knappschaftlichen Rentenversicherung die durch die mitt- 
lere Beschäfligungsvariante bestimmte Entwicklung der 
Beitragssätze und der Anpassungssätze in der allgemei- 
nen Rentenversicherung unterlegt. 


Übersicht B 9 


Einnahmen, Ansgaben nnd Nachhaltigkeitsrücklage in der allgemeinen Rentenversichernng 
von 2009 bis 2023 in der mittleren Lohnvariante 

- Beträge in Mrd. Euro - 


Jahr 

Beschäftigungsvariante 

1 

2 

3 

E 

A 

N 

E 

A 

N 

E 

A 

N 


238,9 

239,0 

15,9 

238,9 

239,0 

15,9 

238,9 

239,0 

15,9 


238,3 

242,6 

12,0 

238,9 

242,6 

12,6 

239,4 

242,6 

13,1 

2011 

240,7 

243,1 

10,1 

241,8 

243,1 

11,8 

243,0 

243,1 

13,4 

2012 

244,4 

245,9 

9,1 

246,3 

246,0 

12,5 

248,2 

246,0 

16,0 

2013 

249,5 

249,6 

9,4 

252,2 

249,8 

15,5 

254,8 

249,9 

21,3 

2014 

254,4 

252,7 

11,6 

258,0 

253,0 

21,0 

258,8 

253,3 

27,3 

2015 

260,1 

256,8 

15,4 

263,0 

257,2 

27,2 

258,5 

258,0 

28,2 

2016 

265,9 

262,5 

19,2 

264,5 

263,6 

28,5 

265,3 

266,1 

27,6 

2017 

272,4 

270,0 

21,9 

271,4 

272,5 

27,7 

272,3 

275,9 

24,3 

2018 

279,4 

279,1 

22,6 

278,4 

282,5 

23,8 

279,5 

285,5 

18,6 

2019 

286,4 

288,9 

20,5 

285,4 

292,7 

17,0 

287,0 

295,9 

10,1 

2020 

294,2 

299,3 

15,9 

293,2 

303,3 

7,3 

301,8 

307,0 

5,5 


301,8 

310,5 

7,7 

312,3 

315,0 

5,2 

317,4 

317,9 

5,7 


320,0 

322,5 

5,8 

325,0 

325,6 

5,2 

327,9 

328,3 

5,9 


331,7 

333,4 

4,7 

335,6 

335,9 

5,5 

338,3 

339,9 

4,9 


Veränderung der Zahl der beschäftigten Arbeiter und Angesteiiten: 
äiternativ: 1 : niedrigere Beschäftigungsentwickiung 

2: mittiere Beschäftigungsentwickiung 
3: höhere Beschäftigungsentwickiung 


Legende: 

E = Summe der Einnahmen 
A = Summe der Ausgaben 
N = Nachhaltigkeitsrücklage 
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Übersicht BIO 

Die Entwicklung des Saldos aus Einnahmen und Ausgaben und des allgemeinen und zusätzlichen 
Bundeszuschusses in der allgemeinen Rentenversicherung in den alten und neuen Ländern 
von 2009 bis 2023 bei mittlerer Lohn- und Beschäftigungsentwicklung 

- Beträge in Mrd. Euro - 



Einnahmen weniger Ausgaben 

allgemeiner und zusätzlicher Bundeszuschuss 







Deutschland 

Jahr 

alte Länder 

neue Länder 

Deutschland 

alte Länder 

neue Länder 

Betrag 

in % der 

Gesamt- 

ausgaben 




-0,1 

45,3 

bb 

57,3 

24,0 


■■ 


-3,7 

46,5 


59,0 

24,3 

2011 

12,7 


-1,2 

46,5 


58,8 

24,2 

2012 

14,0 

-13,7 

0,3 

46,6 


58,9 

23,9 

2013 

15,8 

-13,3 

2,5 

47,9 

12,4 

60,4 

24,2 

2014 

17,8 

-12,8 

5,0 

49,2 

12,6 

61,8 

24,4 

2015 

18,6 

-12,8 

5,8 

50,2 

12,8 

63,0 

24,5 

2016 

15,0 

-14,0 

0,9 

50,6 

13,0 

63,6 

24,1 

2017 

13,9 

-15,0 

-1,1 

52,1 

13,4 

65,5 

24,0 

2018 

12,1 

-16,2 

-4,2 

53,4 

13,9 

67,3 

23,8 

2019 

10,2 

-17,4 

-7,2 

54,7 

14,3 

69,0 

23,6 


8,5 

-18,6 

-10,1 

56,4 

14,8 

71,2 

23,5 


15,6 

-18,3 

-2,7 

59,5 

15,6 

75,2 

23,9 


18,2 

-18,8 

-0,6 

61,7 

16,3 

77,9 

23,9 


19,1 

-19,4 

-0,3 

63,7 

16,8 

80,5 

24,0 


Übersicht Bll 


Die Einnahmen und die Ausgaben in der knappschaftlichen Rentenversicherung von 2009 bis 2023 
nach drei verschiedenen Annahmen jährlicher Zuwachsraten der Durchschnittsentgelte 

der Versicherten in Mio. Euro 

- Deutschland - 



untere Lohnvariante 

mittlere Lohnvariante 

obere Lohnvariante 


Ein- 



Ein- 



Ein- 



Jahr 

nahmen 

ohne 

Bundes- 

Ausgaben 

Bundes- 

zuschuss 

nahmen 

ohne 

Bundes- 

Ausgaben 

Bundes- 

zuschuss 

nahmen 

ohne 

Bundes- 

Ausgaben 

Bundes- 

zuschuss 


zuschuss 



zuschuss 



zuschuss 



2.009 

2 912 

8 938 

6 026 

2 912 

8 938 

6 026 

2 912 

8 938 

6 026 

2.010 

2 965 

8 882 

5 917 

2 974 

8 909 

5 936 

2 983 

8 886 

5 903 

2.011 

2 845 

8 702 

5 857 

2 858 

8 729 

5 870 

2 879 

8 726 

5 847 

2.012 

2 858 

8 531 

5 674 

2 927 

8 584 

5 658 

3 016 

8 626 

5 610 

2.013 

2 976 

8 371 

5 395 

3 046 

8 462 

5 416 

3 135 

8 540 

5 405 

2.014 

3 018 

8 170 

5 152 

3 118 

8 296 

5 178 

3 146 

8 444 

5 298 

2.015 

3 060 

8 000 

4 940 

3 178 

8 170 

4 992 

3 252 

8 497 

5 244 

2.016 

3 160 

7 864 

4 705 

3 247 

8 121 

4 874 

3 422 

8 612 

5 190 

2.017 

3 232 

7 725 

4 493 

3 354 

8 137 

4 783 

3 568 

8 693 

5 126 

2.018 

3 310 

7 601 

4 290 

3 468 

8 163 

4 696 

3 724 

8 780 

5 056 

2.019 

3 393 

7 498 

4 105 

3 589 

8 178 

4 588 

3 948 

8 877 

4 929 

2.020 

3 482 

7 407 

3 924 

3 719 

8 198 

4 479 

4 281 

8 965 

4 684 

2.021 

3 576 

7 341 

3 764 

4 011 

8 227 

4 215 

4 481 

9 023 

4 542 

2.022 

3 676 


3 621 

4 224 

8 216 

3 992 

4 738 

9 104 

4 366 

2.023 

3 791 


3 461 

4 398 

8 186 

3 788 

5 007 

9 210 

4 202 
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Entsprechend dieser drei nach dem Entgeltzuwachs unter- 
schiedenen Varianten ergeben die Modellrechnungen für 
den Vorausberechnungszeitraum 2009 bis 2023 drei ver- 
schiedene Wertereihen für die Höhe des Bundeszuschus- 
ses. 

ln allen drei Lohnvarianten ist der Bundeszuschuss in 
2023 gegenüber seinen Werten in 2009 rückläufig. Ur- 
sächlich hierfür sind insbesondere die sferblichkeifsbe- 
dingfen Wegfälle solcher Rentnerinnen und Rentner, die 
geschlossene knappschaftliche Erwerbsbiografien und 
daher vergleichsweise hohe Renten aufweisen. 

Die Entwicklung des Beitragssatzes in der knapp Schaft li- 
ehen Rentenversicherung im 15-jährigen Vorausberech- 
nungszeitraum ist beispielhaft für das mittlere Lohnsze- 
nario in Übersicht B 16 (vgl. Abschnitt 3.2.2, Teil B) 
dargestellt. 

3. Erläuterungen zu den 
Vorausberechnungen 

Die für die Berechnungen maßgeblichen Annahmen und 
Schäfzverfahren sind am 9. Oktober 2009 im Absfim- 
mungskreis für die Grundlagen der Vorausberechnungen 
der Finanzenfwicklung in der gesefzlichen Rentenver- 
sicherung beraten worden. Mitglieder des Abstimmungs- 
kreises sind das Bundesministerium für Arbeit und So- 
ziales, das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie, das Bundesministerium der Finanzen, das 
Bundeskanzleramt, die Deutsche Bundesbank, das Bun- 
desversicherungsamt und die Deutsche Rentenversiche- 
rung Bund. 

3.1 Rechtsstand 

Die Vorausberechnungen gehen von geltendem Recht 
aus. Gegenüber dem Rechtstand, der dem Vorjahresbe- 


richt zugrunde lag, haben sich folgende, für die Modell- 
rechnungen im Renfenversicherungsberichf relevante, 
Änderungen ergeben: 

- Erweiterung der Schutzklausel bei der Rentenanpas- 
sung: Minderungen des aktuellen Rentenwerts sind 
nun auch bei einer negativen anpassungsrelevanten 
Lohnentwicklung ausgeschlossen (Gesetz zur Ände- 
rung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, zur Errich- 
tung einer Versorgungsausgleichskasse und anderer 
Gesetze). 

- Festsetzung des paritätisch finanzierten Beitragssatzes 
in der gesetzlichen Krankenversicherung auf 14,0 Pro- 
zent und des allgemeinen Beitragssatzes auf 14,9 Pro- 
zent seit dem 1 . Juli 2009 sowie des Beitragssatzes zur 
Arbeitsforderung auf 2,8 Prozenf bis zum 31. Dezem- 
ber 2010 und auf 3,0 Prozent ab dem 1. Januar 2011 
(Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabili- 
tät in Deutschland). 

Die in der zweiten Maßnahme enthaltene Änderung des 
Beitragssatzes zur Arbeitsforderung isf nicht finanzwirk- 
sam, beeinflusst aber das Sicherungsniveau vor Steuern. 

3.2 Annahmen zu Löhnen und Arbeitsmarkt 

3.2.1 Allgemeine Rentenversicherung 

a) mittelfristige Annahmen 

Nach den Annahmen des interministeriellen Arbeitskrei- 
ses „Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen“ vom 
16. Oktober 2009 für die Jahre 2009 bis 2013 wird für die 
durchschnittlichen Arbeifsenfgelte, die Anzahl der Ar- 
beitnehmer sowie für die Anzahl der Arbeifslosen (gemäß 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun- 
gen) für Deufschland folgende Entwicklung unterlegt: 


Übersicht B 1 2 

Veränderung der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer, der Zahl der Arbeitnehmer und der Zahl 

der Arbeitslosen von 2009 bis 2013 


Deutschland 


Veränderung der 

Jahr 

Bruttolöhne 
und -gehälter 
je Arbeitnehmer in % 

Zahl der 
Arbeitnehmer 
in% 

Zahl der 
Arbeitslosen 
in 1000 

2009 

-0,5 

-0,2 

3 458 

2010 

+ 0,7 

-2,0 

4 098 

2011 

+ 2,3 

+ 0,5 

4 001 

2012 

+ 2,3 

+ 0,5 

3 824 

2013 

+ 2,3 

+ 0,5 

3 601 
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Übersicht B 13 zeigt die Entwicklung der Arbeitnehmer 
ohne Beamte sowie die der beitragspflichtigen Entgelte, 
jeweils differenziert nach alten und neuen Bundesländern. 

Aufgrund der im Jahr 2009 deutlich gestiegenen Verbrei- 
tung der Kurzarbeit weichen die Veränderungsraten der 
beitragspflichtigen Entgelte und der Bruttolöhne und -ge- 
hälter je Arbeitnehmer gemäß den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen voneinander ab. Bei Kurzarbeit wer- 
den nicht nur Beiträge auf das verminderte Arbeitsent- 
gelt, sondern zusätzlich Beiträge auf Grundlage von 
80 Prozent des Entgeltausfalls erbracht, die von den Ar- 
beitgebern gezahlt und ihnen von der Bundesagentur für 
Arbeit erstattet werden. Da in die Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen nur das verminderte Arbeitsentgelt 
eingeht, fällt bei zunehmender Kurzarbeit die beitragsre- 
levante Entgeltentwicklung höher aus als die Lohnent- 
wicklung gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen. Mit dem Rückgang der Kurzarbeit kehrt sich 
diese Entwicklung um. Der Effekt wird für das Jahr 2009 
auf -1-0,9 Prozentpunkte geschätzt und in den beiden Fol- 
gejahren rechnerisch zurückgeführt. Zusätzlich wird, wie 
im letzten Rentenversicherungsbericht, ein dämpfender 
Einfluss des Zuwachses der sozialversicherungsfreien 
Entgeltumwandlung auf die Veränderungsrate der bei- 
tragspflichtigen Entgelte im Umfang von -0,07 Prozent- 
punkten jährlich bis zum Jahr 2011 berücksichtigt. 

Im Ergebnis liegen die Veränderungsraten der beitrags- 
pflichtigen Entgelte gegenüber den Veränderungsraten 
der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer gemäß den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in den Modell- 
rechnungen im Jahr 2009 um 0,83 Prozentpunkte höher, 
in den Jahren 2010 und 2011 jeweils um 0,52 Prozent- 


punkte niedriger. Ab dem Jahr 2012 werden beitrags- 
pflichtige Entgelte und Bruttolöhne und -gehälter je 
Arbeitnehmer gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen annahmegemäß mit den gleichen Zuwachsra- 
ten fortgeschrieben. 

b) langfristige Annahmen 

Bei der Entgeltentwicklung in den alten Ländern wird in 
der mittleren Variante im Jahr 2014 eine Zuwachsrate von 
2,4 Prozent angenommen. Diese steigt im Zeitraum bis 
zum Jahr 2020 gleichmäßig auf 3,0 Prozent an und bleibt 
danach konstant. Dies entspricht der Vorgehensweise in 
den letzten Rentenversicherungsberichten. Für die Herlei- 
tung der unteren Variante werden die Zuwachsraten der 
mittleren Variante ab 2010 um einen Prozentpunkt ver- 
mindert. Zur vervollständigenden Darstellung einer mo- 
dellhaften oberen Variante werden die Zuwachsraten der 
mittleren Variante um einen Prozentpunkt erhöht. Die 
sich aus der Variation der Annahmen ergebenden Varian- 
ten stellen keine Prognosen sondern reine Modellrech- 
nungen dar, mit denen die Sensitivität des Rechenwerks 
bezüglich der Annahmen veranschaulicht werden soll. 

Für die neuen Länder werden ebenfalls drei Entgeltpfade 
gebildet. Dies geschieht stets unter der Annahme, dass bis 
zum Jahr 2030 100 Prozent des entsprechenden Lohnni- 
veaus der jeweils korrespondierenden Variante für die al- 
fen Länder erreichf werden. Diese Prämissen führen im 
Zeifraum von 2014 bis 2023 für die neuen Länder zu jähr- 
lichen Lohnzuwachsrafen von durchschnittlich 3,2 Pro- 
zent (untere Variante), 4,2 Prozent (mittlere Variante) 
bzw. 5,2 Prozent (obere Variante). 


Übersicht B 1 3 

Veränderung der beitragspflichtigen Entgelte und der Zahl der Arbeitnehmer (ohne Beamte) 
in den alten und den neuen Bundesländern von 2009 bis 2013 


Alte und neue Länder 


Veränderung der 

Jahr 

Beitragspflichtigen 

Entgelte in % 

Zahl der Arbeitnehmer 
(ohne Beamte) in % 


alte Länder 

neue Länder 

alte Länder 

neue Länder 

2009 

-t0,31 

-t0,35 

-0,21 

-t0,08 

2010 

-t0,18 

-t0,28 

-2,06 

-2,06 

2011 

-t 1,78 

-t 1,88 

-t0,57 

-t0,52 

2012 

-t2,30 

-t2,40 

-t0,57 

-t0,54 

2013 

-t2,30 

-t2,40 

-t0,57 

-t0,52 
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Übersicht B 1 4 

Die Durchschnittsentgelte der Versicherten, die aktuellen Rentenwerte und die Beitragshemessungsgrenzen in 
der allgemeinen Rentenversicherung von 2009 his 2023 in den alten Ländern in der mittleren Lohnvariante 

- Beträge in Euro - 


Jahr 

Durchschnittliche 

Bruttojahresarbeitsentgelte 

Betrag/Jahr 

Aktuelle 

Rentenwerte 

Betrag/Jahr 

Beitragsbemessungs- 

grenzen 

Betrag/Jahr 

Betrag/Monat 

2009 

30 466 

27,20 

64 800 

5 400 

2010 

30 679 

27,20 

66 000 

5 500 

2011 

31 385 

27,20 

66 000 

5 500 

2012 

32 107 

27,61 

66 600 

5 550 

2013 

32 845 

27,73 

67 800 

5 650 

2014 

33 633 

27,93 

69 600 

5 800 

2015 

34 474 

28,25 

70 800 

5 900 

2016 

35 370 

28,85 

72 600 

6 050 

2017 

36 325 

29,67 

74 400 

6 200 

2018 

37 342 

30,40 

76 200 

6 350 

2019 

38 425 

31,16 

78 600 

6 550 

2020 

39 578 

31,96 

81 000 

6 750 

2021 

40 765 

32,82 

82 800 

6 900 

2022 

41 988 

33,33 

85 800 

7 150 

2023 

43 248 

34,06 

88 200 

7 350 


1) Nach § 69 SGB VI. 

2) Nach § 68 SGB VI. 

3) Nach §159 SGB VI 


Die Entwicklung der Durchschnittsentgelte, die daraus 
abgeleiteten Beitragsbemessungsgrenzen und die aktuel- 
len Rentenwerte bis zum Jahr 2023 fiir die mittlere Va- 
riante sind der Übersicht B 14 zu entnehmen. Die ab dem 
Jahr 2010 ausgewiesenen aktuellen Rentenwerte sind da- 
bei als Modellergebnisse auf Basis der zugrunde gelegten 
Annahmen zu verstehen. Die tatsächlichen künftigen ak- 
tuellen Rentenwerte werden jeweils Mitte März eines je- 
den Jahres auf Grundlage der dann vorliegenden Daten 
festgelegt. 

Hinsichtlich der Entwicklung der Zahl der Beschäftigten 
in Deutschland liegen den Vorausberechnungen drei Vari- 
anten zugrunde, die jeweils eine niedrigere, eine mittlere 
und eine höhere Beschäftigungsentwicklung beschreiben. 
Die Annahmen für die mittlere Variante im Zeitraum bis 
2013 entsprechen den oben beschriebenen Mittelfristan- 
nahmen. Langfristig orientieren sich die Annahmen der 
mittleren Variante am Szenario der „Kommission für die 


Nachhaltigkeit in der Finanzierung der Sozialen Siche- 
rungssysteme“. Die Modellrechnungen basieren auf den 
aktuellen Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen und berücksichtigen die Annahmen der 12. koor- 
dinierten Bevölkerungsvorausberechnung des Statisti- 
schen Bundesamtes. 

Die untere bzw. die obere Variante ergibt sich im Zeit- 
raum von 2010 bis 2013 aus der Minderung bzw. Erhö- 
hung der Zuwachsraten der Beschäftigung der mittleren 
Variante um 0,5 Prozentpunkte. Mit der Spreizung wer- 
den die Auswirkungen unterschiedlicher Beschäfligungs- 
entwicklungen auf die Finanzlage der Rentenversiche- 
rung im Vorausberechnungszeitraum durch eine 
Bandbreite der Modellvarianten sichtbar gemacht. Ab 
2014 wird die Spreizung bis 2023 auf Null abgeschmol- 
zen. 

Grundlage für die Modellrechnungen zur Beschäftigungs- 
enfwicklung bilde! die Abschätzung des künftigen Er- 
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werbspersonenpotenzials. Wesentliche Einflussfaktoren 
hierfür sind der demografische Wandel und die Entwick- 
lung der Erwerbsbeteiligung. 

Getrennt nach Gebietsständen wird - ausgehend von rund 
28,4 Millionen Beschäftigten in den alten Ländern im Ba- 
sisjahr 2009 - in den Modellrechnungen unterstellt, dass 
die Beschäftigung bis zum Jahr 2023 

- bei niedrigerer Beschäftigungsentwicklung um 

2,1 Millionen auf 26,3 Millionen abnimmt, 

- bei mittlerer Beschäftigungsentwicklung um 0,9 Mil- 
lionen auf 27,5 Millionen abnimmt und 

- bei höherer Beschäftigungsentwicklung um 0,3 Mil- 
lionen auf 28,7 Millionen zunimmt. 

ln den neuen Ländern beträgt die Zahl der Beschäftigten 
im Basisjahr 2009 rund 5,3 Millionen Personen. Bis zum 
Jahr 2023 wird in den Modellrechnungen unterstellt, dass 
die Beschäftigung 

- bei niedrigerer Beschäftigungsentwicklung um 

0,6 Millionen auf 4,7 Millionen abnimmt, 

- bei mittlerer Beschäftigungsentwicklung um 0,4 Mil- 
lionen auf 4,9 Millionen abnimmt und 

- bei höherer Beschäftigungsentwicklung um 0,1 Mil- 
lionen auf 5,2 Millionen abnimmt. 

Zur Begrenzung der Anzahl der Varianten auf neun wird 
jede Annahmenkombination in den alten Ländern nur mit 
der entsprechenden Annahmenkombination für die neuen 
Länder verknüpft, also beispielsweise die mittleren Ent- 
gelt- und Beschäftigungsannahmen der alten Länder mit 
den mittleren Entgelt- und Beschäftigungsannahmen der 
neuen Länder. 

3.2.2 Knappschaftliche Rentenversicherung 

a) mittelfristige Annahmen 

Lohn- und Beschäftigungsannahmen müssen für die 
knappschaftliche Rentenversicherung gesondert gewählt 
werden. 

Aufgrund der besonderen Tarifabschlüsse für den Stein- 
kohlenbergbau wird mittelfristig mit folgender Entwick- 
lung der Durchschnittsentgelte in den alten und den neuen 
Ländern gerechnet: 

Alte Neue 

Bundesländer Bundesländer 

2009: 2,7 % 2,7 % 

2010: 1,0% 1,0% 

2011: 1,9% 2,0% 

2012: 2,3 % 2,4 % 

2013: 2,3% 2,4% 

Bei der Entwicklung der Anzahl der Versicherten in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung wird entsprechend 


der bisher eingetretenen Entwicklung modellhaft unter- 
stellt, dass die Gesamtzahl der Versicherten in den alten 
Bundesländern im Jahr 2009 um 2,4 Prozent, in den Jah- 
ren 2010 und 2011 um jährlich 4,8 Prozent und in den 
Jahren 2012 und 2013 um jährlich 4,7 Prozent zurück- 
geht. 

Für die neuen Länder wird modellhaft eine Abnahme der 
Gesamtzahl der Versicherten um 3,3 Prozent im Jahr 
2009 und um jährlich 4,3 Prozent in den Jahren 2010 bis 
2013 unterstellt. 

Die mittelfristige Entgeltannahme der mittleren Variante 
wird wie bei den Vorausberechnungen für die allgemeine 
Rentenversicherung in der unteren Entgeltvariante um ei- 
nen Prozentpunkt vermindert bzw. in der oberen Entgelt- 
variante um einen Prozentpunkt erhöht. 

b) langfristige Annahmen 

Ab 2014 werden für die Entwicklung der durchschnittli- 
chen Bmttoentgelte sowohl in den alten als auch in den 
neuen Ländern die gleichen Annahmen wie bei den Vor- 
ausberechnungen für die allgemeine Rentenversicherung 
herangezogen. Analog zur mittelfristigen Entgeltan- 
nahme wird in der oberen bzw. unteren Variante eine um 
einen Prozentpunkt erhöhte bzw. verminderte Entgeltstei- 
gerung gegenüber der mittleren Variante angenommen. 

Durch das Gesetz zur Finanzierung der Beendigung des 
subventionierten Steinkohlenbergbaus zum Jahr 2018 soll 
der subventionierte Steinkohlenbergbau bis zum Jahr 
2018 beendet werden. Das Gesetz sieht zudem vor, dass 
der Deutsche Bundestag die Entscheidung über die Been- 
digung des subventionierten Steinkohlenbergbaus im 
Jahre 2012 überprüft. Insofern sind langfristige Aussagen 
über die Entwicklung der Anzahl knappschaftlich Ver- 
sicherter mit Unsicherheiten behaftet. Modellhaft wird 
für die alten wie auch für die neuen Länder ein Versicher- 
tenrückgang von 1,0 Prozent ab dem Jahr 2014 gegenüber 
dem jeweiligen Vorjahr unterstellt. 

Übersicht B 15 sind die für die Modellrechnungen unter- 
stellten Zahlen der Versicherten einschließlich der be- 
schäftigten Rentnerinnen und Rentner in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung für die Jahre 2009 bis 2023 
sowie deren prozentuale Veränderung gegenüber dem je- 
weiligen Voijahr getrennt nach alten und neuen Ländern 
zu entnehmen. Die Versichertenzahlen beziehen sich auf 
die Versicherten gemäß § 137 SGB VI i. V. m. § 273 
Absatz 1 SGB VI. 

Übersicht B 16 zeigt am Beispiel der mittleren Variante 
die Entwicklung des knappschaftlichen Beitragssatzes 
und der knappschaftlichen Beitragsbemessungsgrenze in 
den alten Ländern. 

Der Beitragssatz in der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung betrug im Jahr 1992 23,45 Prozent. Ausgehend 
von diesem Wert verändert er sich jeweils in dem Verhält- 
nis, in dem sich der Beitragssatz in der allgemeinen Ren- 
tenversicherung verändert. Der Beitragssatz in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung ist hierbei nur für das 
jeweilige Kalenderjahr auf eine Dezimalstelle aufzurun- 
den (§ 158 Absatz 3 SGB VI). 
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Übersicht B 1 5 

Die für die Vorausberechnung der Einnahmen und der Ausgaben angenommene Entwicklung der Zahl der 
Versicherten in der knappschaftlichen Rentenversicherung 


Jahr 

jahresdurchschnittliche 
Anzahl der Versicherten 

Veränderung gegenüber 
dem Vorjahr in % 

in den alten 
Ländern 

in den neuen 
Ländern 

in den alten 
Ländern 

in den neuen 
Ländern 

2009 

79 855 

28 829 

-2,4 

-3,3 

2010 

76 017 

27 578 

-4,8 

-4,3 

2011 

72 386 

26 382 

-4,8 

-4,3 

2012 

68 950 

25 237 

-4,7 

-4,3 

2013 

65 695 

24 143 

-4,7 

-4,3 

2014 

65 039 

23 902 

-1,0 

-1,0 

2015 

64 389 

23 663 

-1,0 

-1,0 

2016 

63 745 

23 426 

-1,0 

-1,0 

2017 

63 108 

23 192 

-1,0 

-1,0 

2018 

62 477 

22 960 

-1,0 

-1,0 

2019 

61 852 

22 730 

-1,0 

-1,0 

2020 

61 233 

22 503 

-1,0 

-1,0 

2021 

60 621 

22 278 

-1,0 

-1,0 

2022 

60 015 

22 055 

-1,0 

-1,0 

2023 

59 415 

21 834 

-1,0 

-1,0 


Übersicht B 1 6 

Die Beitragssätze und die Beitragsbemessungsgrenzen in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

von 2009 bis 2023 nach der mittleren Variante 


Jahr 

Beitragssatz^* 

in % 

Beitragsbemee 

Euro/Jahr 

;sungsgrenze^* 

Euro/Monat 

2009 

26,4 

79 800 

6 650 

2010 

26,4 

81 600 

6 800 

2011 

26,4 

81 000 

6 750 

2012 

26,4 

81 600 

6 800 

2013 

26,4 

83 400 

6 950 

2014 

26,4 

85 200 

7 100 

2015 

26,3 

87 600 

7 300 

2016 

25,8 

89 400 

7 450 

2017 

25,8 

91 800 

7 650 

2018 

25,8 

94 200 

7 850 

2019 

25,8 

96 600 

8 050 


25,8 

99 000 

8 250 


26,8 

102 000 

8 500 


27,2 

105 000 

8 750 


27,3 

108 600 

9 050 


1) Nach §158 Abs. 3SGBVI. 

2) Nach § 159 SGB VI. 
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3.3 Verfahren zur Vorausberechnung der 
Einnahmen, der Ausgaben und des 
Vermögens 

3.3.1 Allgemeine Rentenversicherung 

Basis der Berechnungen sind die geschätzten Jahreser- 
gebnisse 2009 der allgemeinen Rentenversicherung, ge- 
trennt für die alten und neuen Länder. Diese Ergebnisse 
beruhen auf der Ist-Entwicklung bis September 2009. 

Für den Vorausberechnungszeitraum werden die wich- 
tigsten Positionen wie folgt ermittelt: 

a) Beitragseinnahmen 

Die Pflichtbeiträge werden ermittelt, indem das ge- 
schätzte Ergebnis 2009 im Grundsatz proportional zur 
Entwicklung der Durchschnittsentgelte, der Anzahl der 
Versicherten und des Beitragssatzes fortge schrieben wird. 
Zur Ermittlung der beitragsrelevanten Entgeltentwick- 
lung wird die geschätzte Veränderung der Bruttolöhne 
und -gehälter je Arbeitnehmer gemäß den Volkswirt- 
schaftlichen Gesamtrechnungen im Jahr 2009 um 
0,83 Prozentpunkte höher und in den Jahren 2010 und 
2011 um jeweils 0,52 Prozentpunkte niedriger angesetzt. 
Damit wird zum einen die angenommene Wirkung auf 
die Entwicklung der beitragspflichtigen Entgelte berück- 
sichtigt, die aus dem Aufwuchs der Kurzarbeit resultiert. 
Zum anderen wird die im Gesetz zur Förderung der zu- 
sätzlichen Altersvorsorge und zur Änderung des Dritten 
Buches Sozialgesetzbuch unterstellte Entwicklung der 
umgewandelten Entgeltbestandteile nachgebildet. 

Bei Kurzarbeit werden für das verminderfe Arbeifsenfgelf 
weiferhin Beifräge zur gesefzlichen Renfenversicherung 
gezahlf. Zusäfzlich werden Beifräge auf Grundlage von 
80 Prozent des Entgeltausfalls (Differenz zwischen dem 
Sollentgelt und dem Istentgelt) erbracht, die von den Ar- 
beitgebern gezahlt und ihnen von der Bundesagentur für 
Arbeit erstattet werden. Da in die Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen nur das verminderte Arbeitsentgelt 
eingeht, fällt bei zunehmender Kurzarbeit die beitragsre- 
levante Entgeltentwicklung höher aus als die Lohnent- 
wicklung gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen. 

Die Bundesagentur für Arbeif zahlt für Arbeifslosengeld- 
empfänger auf der Basis von 80 Prozenf des der Leistung 
zugrunde liegenden Bruttoentgelts Beiträge an die Ren- 
tenversicherung. Für die Bezieher von Arbeitslosen- 
geld 11 werden von der Bundesagentur für Arbeit bzw. 
den Kommunen pauschale Beiträge auf Basis einer ge- 
setzlich unterstellten monatlichen Bemessungsgrundlage 
von 205 Euro (entspricht derzeit monatlichen Beiträgen 
von rund 41 Euro) geleistet. Seit dem 1. Januar 2007 sind 
Bezieher von Arbeitslosengeld 11 zudem nicht mehr auf- 
grund des Bezugs dieser Entgeltersatzleistung versiche- 
rungspflichtig, wenn sie daneben noch rentenversiche- 
rungspflichtig beschäftigt oder selbständig tätig sind oder 
bereits gemäß § 3 Satz 1 Nummer 3 SGB VI als Bezieher 
einer anderen Entgeltersatzleistung versicherungspflich- 
tig sind. 


Seit dem Jahr 1995 zahlen die Pflegekassen gemäß § 44 
SGB XI Beiträge zur Rentenversicherung für Pflegeper- 
sonen. Die Fortschreibung der Beiträge orientiert sich an 
der Veränderung der Nicht-Erwerbspersonen im Alter 
von 45 bis 60 Jahren, die vorwiegend Rentenanwartschaf- 
ten für häusliche Pflege erwerben. Ferner wird die Ent- 
wicklung der beitragspflichtigen Durchschnittsentgelte 
und des Beitragssatzes zur gesetzlichen Rentenversiche- 
rung berücksichtigt. 

Die Fortschreibung der freiwilligen Beiträge erfolgt ge- 
mäß der Entwicklung des Beitragssatzes und der Verän- 
derung der Beschäftigung. 

Die Bemessungsgrundlage für die Beifräge bei Bezügen 
von Krankengeld isf seif 1995 analog zur Regelung für 
die Beifräge der Bundesagentur für Arbeif für Arbeifslo- 
sengeldempfänger auf 80 Prozent des der Leistung zu- 
grunde liegenden Bruttoentgelts festgesetzt. Bei der Fort- 
schreibung der Beiträge für die Empfänger von 
Krankengeld werden neben der Entwicklung der beitrags- 
pflichtigen Durchschnittsentgelte und des Beitragssatzes 
auch die Veränderungen der Zahl der Beschäftigten be- 
rücksichtigt. 

Durch das Gesetz zu Korrekturen in der Sozialversiche- 
rung und zur Sicherung der Arbeitnehmerrechte werden 
seit dem 1. Juni 1999 vom Bund Beiträge für Kinderer- 
ziehungszeiten geleistet. Diese Beiträge werden sich in 
Deutschland im Jahr 2009 auf rund 11,5 Mrd. Euro belau- 
fen. Die Fortschreibung erfolgt entsprechend der Ent- 
wicklung der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer, 
des Beitragssatzes in der allgemeinen Rentenversiche- 
rung und der Zahl der Kinder unter drei Jahren (§ 177 
SGB VI). 

b) Zuschüsse des Bundes 

Der allgemeine Bundeszuschuss in den alten Ländern 
wird für das jeweils folgende Jahr gemäß der Verände- 
rung des durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelts vom 
vorvergangenen zum vergangenen Jahr fortgeschrieben. 
Er ändert sich zusätzlich in dem Verhältnis, in dem sich 
der Beitragssatz verändert, der sich ohne Berücksichti- 
gung des zusätzlichen Bundeszuschusses und des Erhö- 
hungsbetrags ergeben würde (§213 Absatz 2 SGB VI). 

Der allgemeine Bundeszuschuss ist zum 1. Juli 2006 um 
die - in den Berechnungen der Beitragseinnahmen enthal- 
tenen - Mehreinnahmen aus der Anhebung der Pauschal- 
beitragssätze für geringfügige Beschäftigung von 12 Pro- 
zent auf 15 Prozent zum l.Juli 2006 sowie aus der 
Begrenzung der Sozialversicherungsfreiheit für Sonn-, 
Feiertags- und Nachtzuschläge vermindert worden. Für 
die Jahre ab 2007 beträgt der pauschale Minderungsbe- 
trag 340 Millionen Euro. Für das Jahr 2009 beläuft sich 
der allgemeine Bundeszuschuss auf rund 30,5 Mrd. Euro. 

ln den neuen Ländern wird der Bundeszuschuss so be- 
rechnet, dass sein Anteil an den Rentenausgaben in den 
neuen Ländern so hoch ist wie der entsprechenden Anteil 
in den alten Ländern (§ 287e SGB VI). Im Jahr 2009 be- 
trägt er knapp 8,2 Mrd. Euro. 
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Im Zusammenhang mit dem Rentenreformgesetz 1999 ist 
dureh das Gesetz zur Finanzierung eines zusätzliehen 
Bundeszusehusses zur gesetzliehen Rentenversieherung 
der allgemeine Bundeszusehuss um einen zusätzliehen 
Bundeszusehuss ergänzt worden. Für die Kalenderjahre 
seit 2000 verändert er sieh entspreehend der Verände- 
mngsrate der Umsatzsteuereinnahmen ohne Berüeksiehti- 
gung von Änderungen des Steuersatzes (§213 Absatz 3 
SGB VI). Für das Jahr 2009 beträgt er rund 9,0 Mrd. 
Euro. 

Seit dem Jahr 2000 wird der zusätzliehe Bundeszusehuss 
zur Senkung des Beitragssatzes um Einnahmen aus dem 
Gesetz zur Fortführung der ökologisehen Steuerreform 
erhöht. Der Erhöhungsbetrag wird seit 2004 ohne weitere 
Anknüpfung an das Ökosteueraufkommen mit der Ent- 
wieklung der Bruttolöhne und -gehälter fortgeschrieben. 
Diese Mittel betragen im Jahr 2009 rund 9,6 Mrd. Euro. 

Im Zusammenhang mit den im Altersvermögens- bzw. 
Altersvermögensergänzungsgesetz (AVmG/AVmEG) ent- 
haltenen Maßnahmen zur Vermeidung verschämter Al- 
tersarmut wird der Erhöhungsbetrag seit dem Jahr 2003 
um 409 Mio. Euro verringert. 

c) Erstattungen aus öffentlichen Mitteln 

Die Erstattungen aus öffentlichen Mitteln bestehen im 
Wesentlichen aus den Erstattungen von den Versorgungs- 
dienststellen (jährlich rund 0,6 Mrd. Euro in den alten 
Ländern und gut 0,1 Mrd. Euro in den neuen Ländern). 

Erstattungen für Aufwendungen aus der Überführung der 
Zusatz- und Sonderversorgungssysteme und für eini- 
gungsbedingte Leistungen sowie für Renten an Behin- 
derte im Beitrittsgebiet werden hier unter dieser Position 
nicht erfasst. Analog sind die entsprechenden Aufwen- 
dungen bei den Renten und der Krankenversicherung der 
Rentner ebenfalls nicht enthalten. 

d) Rentenausgaben 

Ausgangspunkt für die Fortschreibung der Rentenausga- 
ben bildet die Bevölkerungsentwicklung, die auf den An- 
nahmen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausbe- 
rechnung des Statistischen Bundesamtes basiert. Danach 
wird die mittlere fernere Lebenserwartung von 65-jähri- 
gen Frauen und Männern bis zum Jahr 2030 um rund 2 'A 
Jahre ansteigen und dann etwa 22,8 Jahre (Frauen) bzw. 
19,5 Jahre (Männer) betragen. Bezüglich der Fertilität 
wird von einer bei rund 1,4 konstanten zusammengefass- 
ten Geburtenziffer ausgegangen. Des Weiteren wird un- 
terstellt, dass die Nettozuwanderung bis zum Jahr 2020 
auf 200 000 Personen pro Jahr ansteigt. 

Ausgehend vom Rentenbestand zum 1. Januar 2009 er- 
folgt die Bestandfortschreibung durch Ermittlung der 
Rentenzugänge und der Rentenwegfälle. Die Renfen- 
zugänge werden auf der Basis der durchschnittlichen Zu- 
gangswahrscheinlichkeiten der Jahre 2007 und 2008 
sowie unter Berücksichtigung der Anhebung der Alters- 
grenze auf 67 Jahre bestimmt. Die Rentenwegfälle wer- 
den durch die Annahmen zur Lebenserwartung determi- 
niert. 


Mit Hilfe der durchschnittlichen Rentenzugangshöhen 
des Jahres 2008 und den jährlichen Rentenanpassungen 
werden die künftigen Rentenausgaben bestimmt. 

Mit dem Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie- 
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung 
(RV-Nachhaltigkeitsgesetz) wurde die Rentenanpas- 
sungsformel durch die Einführung eines Nachhaltigkeifs- 
fakfors und die Orientierung der Rentendynamik an der 
Entwicklung der beitragspflichtigen Entgelte modifiziert. 

Für den Nachhaltigkeitsfaktor werden die Äquivalenz- 
Beitragszahler bzw. die Äquivalenz-Rentner wie folgt be- 
rechnet: Die Anzahl der Äquivalenz-Beitragszahler wird 
ermittelt, indem die Summe der Beiträge aller versiche- 
rungspfiichtig Beschäftigten, der geringfügig Beschäffig- 
fen und der Bezieher von Arbeifslosengeld durch den auf 
das Durchschnittsentgelt der Versicherten entfallenden 
Beitrag zur allgemeinen Rentenversicherung dividiert 
wird. Die Ermittlung der Anzahl der Äquivalenz-Rentner 
erfolgt durch Division des Gesamtrentenvolumens durch 
eine Regelaltersrente mit 45 Entgeltpunkten. Der Rent- 
nerquotient spiegelt das Verhältnis von Rentenempfän- 
gern zu Beifragszahlem wider. Die Veränderung des 
Rentnerquofienten und der auf 0,25 gesefzfe Paramefer 
„alpha“, der die Wirkung des Nachhaltigkeifsfakfors ab- 
milderf, ergeben den Nachhalfigkeifsfakfor. Durch den 
Nachhaltigkeifsfakfor wirken sich Veränderungen in der 
Relation von Beitragszahlenden zu Rentenbeziehem 
langfristig dämpfend auf die Rentenanpassung aus. Zwi- 
schenzeitlich kann sich der Nachhaltigkeitsfaktor auch 
positiv auf die Anpassung der Renten auswirken. In 
Übersicht B 17 ist für die mittlere Lohn- und Beschäfti- 
gungsvariante die Entwicklung des Nachhaltigkeitsfak- 
tors dargestellt. 

Mit dem RV-Nachhaltigkeitsgesetz wurde eine Schutz- 
klausel geschaffen, die sicherstellt, dass die Wirkung des 
Faktors für die Veränderung des durchschniftlichen Bei- 
fragssafzes in der allgemeinen Renfenversicherung sowie 
die des Nachhaltigkeifsfakfors nicht zu einer Minderung 
des aktuellen Rentenwertes gegenüber dem Vorjahr bei- 
trägt. Mit dem Gesetz zur Änderung des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch, zur Errichtung einer Versorgungsaus- 
gleichskasse und anderer Gesetze wurde die Schutzklau- 
sel dahingehend erweitert, dass es auch aus der Wirkung 
der anpassungsrelevanten Lohnentwicklung nicht zu ei- 
ner Minderung des aktuellen Rentenwertes gegenüber 
dem Vorjahr kommen kann. Die durch die Wirkung der 
Schutzklausel unterbliebenen Anpassungsdämpfungen 
werden ab dem Jahr 2011 durch eine Halbierung positiver 
Anpassungen verrechnet. 

Die Schutzklausel kam in ihrer damaligen Ausgestaltung 
bereits in den Jahren 2005 und 2006 zum Tragen. Infolge- 
dessen beträgt der Ausgleichsbedarf seit dem rund 
1,5 Prozent. In den Modellrechnungen kommt die 
Schutzklausel auch in den Jahren 2010 und 2011 zur An- 
wendung. Der Ausgleichsbedarf erhöht sich entsprechend 
der nicht vorgenommenen Dämpfungen auf dann rund 
4 Prozent. Konkret steigt der Ausgleichsbedarf in den al- 
ten Ländern von 1,75 Prozent 2009 auf 3,6 Prozent 2010 
und 4,0 Prozent 2011, in den neuen Ländern von 
1,30 Prozent 2009 auf 4,0 Prozent 2010 und 4,4 Prozent 
2011 . 
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Übersicht B 1 7 


Entwicklung des Nachhaltigkeitsfaktors von 2009 his 2023 hei mittlerer 
Lohn- und Beschäftigungsentwicklung 

- Deutschland - 


Jahr 

Äquivalenz- 

Beitragszahler 

Äquivalenz- 

Rentner 

Rentnerquotient 

Nachhaltig- 

keitsfaktor 

2009 

26 962 

14 700 

0,5452 

1,0031 

2010 

25 683 

14 746 

0,5741 

0,9942 

2011 

27 779 

14 762 

0,5314 

0,9867 

2012 

27 582 

14 808 

0,5369 

1,0186 

2013 

26 784 

14 876 

0,5554 

0,9974 

2014 

26 765 

14 948 

0,5585 

0,9914 

2015 

26 777 

15 020 

0,5609 

0,9986 

2016 

26 590 

15 091 

0,5675 

0,9989 

2017 

26 493 

15 181 

0,5730 

0,9971 

2018 

26 395 

15 297 

0,5796 

0,9976 

2019 

26 291 

15 423 

0,5866 

0,9971 

2020 

26 186 

15 553 

0,5939 

0,9969 

2021 

26 049 

15 692 

0,6024 

0,9969 

2022 

25 893 

15 843 

0,6118 

0,9964 

2023 

25 788 

16 003 

0,6205 

0,9961 


Die Erweiterung der Schutzklausel, nach der auch bei sin- 
kenden Löhnen keine Rentenminderung erfolgt, trägt in- 
folge des angenommenen Rückgangs der Pro-Kopf- 
Löhne im Jahr 2009 um 0,5 Prozent nur zum Teil zum 
Aufbau des Ausgleichsbedarfs bei. Der Anstieg ist in ers- 
ter Linie eine Folge der nicht zur Anwendung kommen- 
den Dämpfungsfaktoren. Ob die Schutzklausel in den ge- 
nannten Jahren tatsächlich zur Anwendung kommt und 
wie hoch der zusätzliche Ausgleichsbedarf ggf. ausfallen 
wird, kann erst Mitte März des jeweiligen Jahres verbind- 
lich festgestellt werden, wenn alle für die Rentenanpas- 
sung erforderlichen Daten vorliegen. 

Der Ausgleichsbedarf wird in den Folgejahren wieder ab- 
gebaut. Der Abbau ist in allen neun Varianten innerhalb 
des Vorausberechnungszeitraums abgeschlossen, in der 
mittleren Variante ist dies im Jahr 2016 der Fall. 

Die sich aus diesen Maßnahmen ableitende Entwicklung 
des aktuellen Rentenwerts in den alten Ländern ist für die 
mittlere Lohn Variante der Übersicht B 14 zu entnehmen. 
Insgesamt steigen die Renten unter Berücksichtigung der 
Verrechnung unterbliebener Anpassungsdämpfüngen bis 
zum Jahr 2023 um rund 25 Prozent. Dies entspricht einer 
durchschnittlichen Steigerungsrate von gut 1,6 Prozent 
pro Jahr. 

Nach der Neufassung des § 136 SGB VI ist die knapp- 
schaflliche Rentenversicherung seit dem 1. Januar 2002 
bereits dann für die Leistungserbringung zuständig, wenn 
ein einziger Beitrag aufgrund einer Beschäftigung zur 


knappschaftlichen Rentenversicherung gezahlt worden 
ist. Die daraus resultierende Minderung der Rentenausga- 
ben in der allgemeinen Rentenversicherung wurde bei der 
Vorausschätzung der Rentenausgaben im Rahmen des 
verwendeten Rentenmodells berücksichtigt. Den Minder- 
ausgaben stehen erhöhte Ausgaben für die Wanderver- 
sicherung zwischen der allgemeinen und der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung in gleichem Umfang gegen- 
über. 

e) Aufwendungen für Leistungen zur Teilhabe, Verwal- 
tung und Verfahren 

Im Grundsatz werden die Aufwendungen für Leistungen 
zur Teilhabe ermittelt, indem die durch das Wachstums- 
und Beschäftigungsförderungsgesetz (WFG) festgeleg- 
ten und durch das Dritte SGB Vl-Änderungsgesetz modi- 
fizierten Höchstbeträge mit der Entgeltsteigerung fortge- 
schrieben werden. Von diesem Grundsatz wird dann 
abgewichen, wenn im Basisjahr eine Überschreitung des 
Höchstbetrags erwartet wird. Die Überschreitungsbeträge 
führen in diesem Fall zwei Jahre später zu einer entspre- 
chenden Minderung der Höchstbeträge. Im Basisjahr 
2009 wird der Höchstbetrag jedoch voraussichtlich nicht 
überschritten. 

Die Aufwendungen für Verwaltung und Verfahren wer- 
den entsprechend der Lohnentwicklung fortgeschrieben. 
Sie betragen im Jahr 2009 in den alten Ländern rund 
2,9 Mrd. Euro und in den neuen Ländern rund 0,6 Mrd. 
Euro. Um das sich aus der Organisationsreform in der ge- 
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setzlichen Rentenversicherung ergebende Einsparpoten- 
zial abzubilden, werden modellhaft die Aufwendungen 
für Verwaltung und Verfahren für das Jahr 2010 nicht dy- 
namisiert. 

f) Krankenversicherung der Rentner (KVdR) 

Seit dem 1 . Juli 2009 beträgt der paritätisch finanzierte 
Beitragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung 
bundeseinheitlich 14,0 Prozent. Dieser Beitragssatz wird 
je zur Hälfte von den Rentnerinnen und Rentnern und der 
Rentenversicherung getragen. Der allgemeine Beitrags- 
satz zur gesetzlichen Krankenversicherung beträgt 
14,9 Prozent. Dieser Beitragssatz beinhaltet den seit dem 
1. Juli 2005 von den Rentnern alleine zu tragenden zu- 
sätzlichen Beitragssatzanteil in Höhe von 0,9 Prozent. 

g) Beiträge zur Pfiegeversicherung 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze ist der Bei- 
trag zur Pfiegeversicherung seit dem 1. April 2004 voll- 
ständig von den Rentnerinnen und Rentnern zu tragen. 
Seitdem fallen für die allgemeine Rentenversicherung 
hierfür keine Ausgaben mehr an. 

h) Wanderversicherungsausgleich und Wanderungsaus- 
gleich 

Die Zuständigkeit der knappschaftlichen Rentenversiche- 
mng wurde zum 1 . Januar 2002 neu geregelt. Die knapp- 
schaftliche Rentenversicherung ist seither bereits dann für 
die Leistungserbringung zuständig, wenn ein einziger 
Beitrag aufgrund einer Beschäftigung zur knappschaftli- 
chen Rentenversicherung gezahlt worden ist (§136 
SGB VI). Die Neuregelung führt dazu, dass sich die Ren- 
tenausgaben der allgemeinen Rentenversicherung ver- 
mindern, gleichzeitig aber die Ausgaben für die Wander- 
versicherung zwischen der allgemeinen und der 
knappschaftlichen Rentenversicherung in gleichem Um- 
fang ansteigen. ln den alten Ländern betragen die Renten- 
aufwendungen, die der allgemeinen Rentenversicherung 
aus Rententeilen der von der knappschaftlichen Renten- 
versicherung ausgezahlten Renten zuzurechnen sind, im 
Jahr 2009 rund 4,3 Mrd. Euro, ln den neuen Ländern be- 
laufen sich die Aufwendungen für solche Rententeile im 
Jahr 2009 auf rund 1,6 Mrd. Euro, ln den Folgejahren 
steigen die Ausgaben für die Wanderversicherung jeweils 
mit den jahresdurchschnittlichen Rentenerhöhungen und 
um die Mehrausgaben aus der Neuregelung der Zustän- 
digkeit der knappschaftlichen Rentenversicherung. 

Im SGB VI ist ein Wanderversicherungsausgleich auch 
für die Kosten für Leistungen zur Teilhabe eingeführt 
worden. Die hierdurch auftretenden Aufwendungen von 
insgesamt 71 Mio. Euro im Jahr 2009 werden mit der 
Entwicklung der Löhne fortgeschrieben. 

Zum Ausgleich der Beitragsausfälle als Folge der Ab- 
wanderung von Beitragszahlenden der knappschaftlichen 
Rentenversicherung zur allgemeinen Rentenversicherung 
nach dem 1. Januar 1991 ist mit dem Renten-Überlei- 
tungsgesetz seit 1992 darüber hinaus ein Wanderungsaus- 
gleich zwischen der allgemeinen und der knappschaftli- 


chen Rentenversicherung eingerichtet worden (§ 223 
Absatz 6 SGB VI). ln den Vorausschätzungen wird unter- 
stellt, dass ausgehend vom Jahr 1991 bis zum Jahr 2009 
rund 353 Tausend und bis zum Jahr 2023 rund 381 Tau- 
send Beitragszahlende von der knappschaftlichen Renten- 
versicherung zur allgemeinen Rentenversicherung 
abwandem. Die Aufwendungen für den Wanderungsaus- 
gleich belaufen sich im Jahr 2009 auf knapp 2 Mrd. Euro. 

i) Beitragserstattungen 

Es wird mit Beitragserstattungen von jährlich gut 
0,1 Mrd. Euro in den Jahren ab 2009 in den alten Ländern 
gerechnet. Für die neuen Länder haben die Beitragserstat- 
tungen keinen nennenswerten Umfang. 

j) Leistungen für Kindererziehung 

Mit dem Gesetz über Leistungen der gesetzlichen Renten- 
versicherung für Kindererziehung an Mütter der Geburts- 
jahrgänge vor 1921 wurde ab 1. Oktober 1987 in Stufen 
auch denjenigen Müttern, die beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes zur Neuordnung der Hinterbliebenenrenten sowie 
zur Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung das 65. Lebensjahr bereits 
vollendet hatten, für jedes lebend geborene Kind eine dy- 
namische Leistung für Kindererziehung gewährt. Im Ren- 
ten-Überleitungsgesetz wurde für die neuen Länder die 
Leistung auf Mütter, die am 1. Januar 1992 bereits 
65 Jahre und älter waren, ausgedehnt. 

Durch das Rentenreformgesetz 1999 (RRG 1999) wurden 
darüber hinaus die Leistungen für Kindererziehung ab 
dem 1. Juli 1998 - entsprechend der Bewertung von Kin- 
dererziehungszeiten - stufenweise von 75 Prozent auf 
100 Prozent des Durchschnittseinkommens angehoben. 

k) Vermögen, Verwaltungsvermögen und Nachhaltig- 
keitsrücklage 

Die Berechnungen zur Vermögensentwicklung gehen von 
dem vorausgeschätzten Rechnungsergebnis des Bar- und 
Anlagevermögens in der allgemeinen Rentenversiche- 
rung Ende 2009 aus. Das Bar- und Anlagevermögen zu- 
künftiger Jahre wird durch Fortschreibung mittels des 
Saldos aus Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben berechnet. 
Die Nachhaltigkeitsrücklage ergibt sich dann jeweils 
durch Abzug des fortgeschriebenen Verwaltungsvermö- 
gens. 

3.3.2 Knappschaftliche Rentenversicherung 

Grundlage für die Vorausberechnungen bilden die Mel- 
dungen der knappschaftlichen Rentenversicherung über 
die Einnahmen und die Ausgaben, die zum Zeitpunkt der 
Fertigstellung der Vorausberechnungen für die Monate 
bis einschließlich August 2009 bekannt waren. Aus die- 
sen Einnahmen und Ausgaben wurden die Jahresergeb- 
nisse 2009 geschätzt und hiervon ausgehend für die Jahre 
bis 2023 fortgeschrieben. 

a) Beitragseinnahmen 

Die Beitragseinnahmen für die gemäß § 137 SGB VI und 
§ 273 Absatz 1 SGB VI Versicherten für die Jahre bis 
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2023 werden proportional zur Veränderung der Zahl die- 
ser Versieherten, des durehsehnittliehen Bruttojahresar- 
beitsentgelts der knappsehaftlieh Besehäftigten und des 
Beitragssatzes in der knappsehaftliehen Rentenversiehe- 
rung fortge sehrieben. 

Die Beitragseinnahmen gemäß § 166 SGB VI für Leis- 
tungsempfänger der Bundesagentur für Arbeit werden im 
Grundsatz mit der Veränderung der Arbeitslosenzahl, der 
Bruttolöhne und -gehälter in der Abgrenzung der Volks- 
wirtsehaflliehen Gesamtreehnungen und des Beitragssat- 
zes in der knappsehaftliehen Rentenversieherung fortge- 
sehrieben. 

b) Wanderungsausgleieh 

Mit dem Renten-Überleitungsgesetz (RÜG) sind seit 1992 
Zahlungen von der allgemeinen Rentenversieherung zur 
knappsehaftliehen Rentenversieherung im Rahmen eines 
Wanderungsausgleiehs vorgesehen. Sie dienen dem Aus- 
gleieh von Beitragsausfällen, die sieh in der knappsehaft- 
liehen Rentenversieherung wegen der strukturbedingten 
Verringerung der Versiehertenanzahl infolge der Abwan- 
derung von Versieherten ergeben. Wenn Versieherte zur 
allgemeinen Rentenversieherung weehseln, fuhren sie 
dort zu höheren Beitragseinnahmen, denen entspreehend 
höhere Rentenausgaben erst mit deutlieher Verzögerung 
gegenüberstehen. Die Beträge erreehnen sieh aus der Dif- 
ferenz der durehsehnittliehen Anzahl knappsehaftlieh 
Versieherter des Jahres, für das der Wanderungsausgleieh 
gezahlt wird, und der Anzahl knappsehaftlieh Versieher- 
ter am 1. Januar 1991, multipliziert mit den Beitragsein- 
nahmen entspreehend des Durehsehnittsentgelts in der 
allgemeinen Rentenversieherung (vgl. bereits Absehnitt 
3.3.1, Teil B). 

e) Erstattungen aus öffentliehen Mitteln 

Die Erstattungen aus öffentliehen Mitteln umfassen ne- 
ben den Erstattungen von den Versorgungsdienststellen 
aueh die Erstattungen für die Kinderzusehüsse. Die Er- 
sfattungen für die Kinderzusehüsse sind mittlerweile bis 
auf minimale Restbeträge ausgelaufen. 

d) Sonstige Einnahmen 

Gemäß § 293 Absatz 1 SGB VI sind Rüekflüsse aus den 
Vermögensanlagen des Rüeklagevermögens Einnahmen 
der knappsehaftliehen Rentenversieherung. Die Rüek- 
flüsse aus den Vermögensanlagen sind langfristig ver- 
naehlässigbar. 

e) Bundeszusehuss 

Gemäß § 215 SGB VI zahlt der Bund der knappsehaftli- 
ehen Rentenversieherung Mittel in Höhe des Unter- 
sehiedsbetrags zwisehen den Gesamteinnahmen (ohne 
Bundeszusehuss) und den Gesamtausgaben eines jeden 
Kalenderjahres. Er stellt damit die dauerhafte Leistungs- 
fähigkeit der knappsehaftliehen Rentenversieherung si- 
eben Da die Defizithaftung des Bundes sowohl in den al- 
ten Ländern wie aueh in den neuen Ländern greift, ergibt 
sieh der Gesamtbundeszusehuss - wie er in Übersieht 
Bll ausgewiesen ist - dureh Addition der Defizite der 


knappsehaftliehen Rentenversieherung in den neuen und 
in den alten Ländern. Die Entwieklung der Höhe des 
Bundeszusehusses ist im Wesentliehen von der Abnahme 
der Versiehertenzahl, der Entwieklung des Rentenbe- 
stands, dem Zuwaehs der Entgelte sowie den Veränderun- 
gen des Beitragssatzes und des aktuellen Rentenwertes in 
der allgemeinen Rentenversieherung abhängig. 

f) Rentenausgaben (zu Lasten der knappsehaftliehen 
Rentenversieherung) 

Bei der Bereehnung der Rentenausgaben werden die Be- 
standsrenten ab 2010 zum Anpassungstermin mit dem ak- 
tuellen Rentenwert der allgemeinen Rentenversieherung 
im jeweils laufenden Jahr angepasst. 

ln den alten Ländern betrug die Anzahl der Versieherten 
im Jahr 1957 noeh rund 700 000. Seitdem hat die Anzahl 
der Versieherten kontinuierlieh bis auf voraussiehtlieh 
rund 79 900 Versieherte im Jahresdurehsehnitt 2009 ab- 
genommen. Entspreehend wird das Rentenvolumen lang- 
fristig sinken. Für den langfristigen Vorausbereehnungs- 
zeitraum wird angenommen, dass die Anzahl der 
Rentnerinnen und Rentner ab 2014 j ährlieh um 1,5 Pro- 
zent abnimmt. Darüber hinaus werden die durehsehnittli- 
ehen Bestandsrentenhöhen ebenfalls um 1,5 Prozent ge- 
mindert, um die rüekläufigen knappsehaftliehen 
Anwartsehaften abzubilden. Als Basiswert für 2009 
wurde für die Renfenausgaben inkl. der Ausgaben für die 
Krankenversieherung der Rentner (zu Lasten der knapp- 
sehaftliehen Rentenversieherung) ein Betrag von 6 324 
Mio. Euro angesetzt. 

ln den neuen Ländern ist das Rentenvolumen, bedingt 
dureh Rentenzugänge mit langen knappsehaftliehen Ver- 
sieherungszeiten, bis 2002 noeh angestiegen und hat sieh 
in den Folgejahren auf diesem Niveau gehalten. Als 
Folge des drastisehen Versiehertenrüekgangs (Anfang 
1991 rund 250 000 Versieherte, im Jahresdurehsehnitt 
2009 voraussiehtlieh rund 28 800 Versieherte mit weiter- 
hin abnehmender Tendenz) muss aber aueh hier langfris- 
tig das Rentenvolumen absinken. Ab 2014 wird bei der 
Fortsehreibung ein Rüekgang der Rentenausgaben von 
jährlieh 2 Prozent angenommen. Für das Jahr 2009 sind 
Rentenausgaben inkl. der Ausgaben für die Krankenver- 
sieherung der Rentner in Höhe von 2 245 Mio. Euro (zu 
Lasten der knappsehaftliehen Rentenversieherung) als 
Basis gesehätzt. 

g) Aufwendungen für Leistungen zur Teilhabe 

Für 2009 wird bundesweit mit Ausgaben in Höhe von 
52 Mio. Euro gereehnet. Gemäß § 220 SGB VI wird ab 
1993 wegen der Annahmen über die langfristige Entwiek- 
lung der Anzahl der Versieherten der knappsehaftliehen 
Rentenversieherung mit einer gegenüber der jeweiligen 
Entwieklung der Entgelte um einen Prozentpunkt gerin- 
geren Steigerung gereehnet. 

h) Knappsehaftsausgleiehsleistung 

Die Entwieklung der Anzahl der Knappsehaftsausgleiehs- 
leistungen in den alten Ländern ist im Zusammenhang 
mit dem notwendigen Personalabbau zur Reduzierung der 
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Förderkapazitäten im Steinkohlebergbau zu sehen. Da die 
Anzahl der Versicherten und die Höhe der Anwartschaf- 
ten abnehmen, wird eine Abnahme der Knappschafts- 
ausgleichsleistungen entsprechend der prozentualen 
Abnahme des Rentenvolumens unterstellt. Die durch- 
schnittliche Höhe der Knappschaftsausgleichsleistungen 
wird entsprechend der Entwicklung des aktuellen Renten- 
wertes fortgeschrieben. Für das Jahr 2009 wird mit einem 
Betrag von 130 Mio. Euro gerechnet. 

Für die knappschaftliche Rentenversicherung in den 
neuen Ländern sind die Möglichkeiten des Bezuges von 
Knappschaftsausgleichsleistungen auch außerhalb des 
Steinkohlenbergbaus geschaffen worden. Gegenwärtig 
beziehen die freigesetzten Bergleute Arbeitslosengeld, 
Bergmannsvollrente (Artikel 2 § 6 RÜG) oder Rente für 
Bergleute. Erst allmählich erwachsen aus diesen Leistun- 
gen Ansprüche auf Knappschaftsausgleichsleistung. Für 
2009 werden Ausgaben in Höhe von 6 Mio. Euro erwar- 
tet. 

Die Zuschüsse zu den Aufwendungen für die Kranken- 
versicherung der Empfänger von Knappschaftsaus- 
gleichsleistungen sind bei den Ausgaben für die KVdR 
berücksichtigt. 

i) Krankenversicherung der Rentner (KVdR) 

Seit dem 1. Juli 2009 beträgt der paritätisch finanzierte 
Beitragssatz in der gesetzlichen Krankenversicherung 
bundeseinheitlich 14,0 Prozent. Dieser Beitragssatz wird 
je zur Hälfte von den Rentnerinnen und Rentnern und der 
Rentenversicherung getragen. Der allgemeine Beitrags- 
satz zur gesetzlichen Krankenversicherung beträgt 14,9 Pro- 
zent. Dieser Beitragssatz beinhaltet den seit 1. Juli 2005 
von den Rentnern alleine zu tragenden zusätzlichen Bei- 
tragssatzanteil in Höhe von 0,9 Prozent. 

j) Beiträge zur Pfiegeversicherung 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Sechsten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze ist der Bei- 
trag zur Pfiegeversicherung seit dem 1. April 2004 voll- 
ständig von den Rentnerinnen und Rentnern zu tragen. 
Seitdem fallen für die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung hierfür keine Ausgaben mehr an. 

k) Beitragserstattungen 

Im Jahr 2009 wurden in Deutschland deutlich weniger als 
1 Mio. Euro zu Lasten der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung an Beiträgen erstattet. Für den gesamten Vo- 
rausberechnungszeitraum werden keine Beitragserstat- 
tungen angesetzt. 

l) Ausgaben insgesamt 

Zu den Ausgaben insgesamt gehören außer den hier er- 
läuterten Ausgabenpositionen noch die Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten sowie die sonstigen Ausgaben. Bei den 
Verwaltungs- und Verfahrenskosten werden die geschätz- 
ten Aufwendungen im Jahr 2009 entsprechend der allge- 
meinen Lohnentwicklung fortgeschrieben. 


Für 2009 wird mit Gesamtausgaben von 8 938 Mio. Euro 
gerechnet (wegen des Defizitausgleichs durch den Bund 
haben die Gesamteinnahmen die gleiche Höhe). Ihre 
Höhe wird in der Hauptsache durch die Ausgaben für die 
Renten zu Lasten der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung und für die Krankenversicherung der Rentner be- 
stimmt. Die Entwicklung der gesamten Ausgaben ist in 
der Übersicht Bll wiedergegeben. 

m) Vermögen 

Nach dem SGB VI ist eine Schwankungsreserve oder 
eine Rücklage der knappschaftlichen Rentenversicherung 
nicht mehr vorgesehen, da der Bund über den Defizitaus- 
gleich gemäß § 215 SGB VI zugleich die dauerhafte Leis- 
tungsfähigkeit der knappschaftlichen Rentenversicherung 
sicherstellt. Das am 1. Januar 1992 vorhandene Rückla- 
gevermögen ist jedoch nicht vor Ablauf von Festlegungs- 
fristen aufzulösen (§ 293 SGB VI). Das Gesamtvermögen 
der knappschaftlichen Rentenversicherung besteht prak- 
tisch nur noch aus Verwaltungsvermögen und Vermö- 
gensabgrenzungen. 

Teil C Eine Modellrechnung zur Angleichung 
der Renten in den alten und neuen 
Ländern im mittelfristigen Zeitraum 
2008 bis 2013 

Der Bundesrat hat am 25. Februar 2000 zu der Vorlage 
des Rentenversicherungsberichts 1999 folgende Stellung- 
nahme beschlossen: 

„Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, in den künfti- 
gen Rentenversicherungsberichten wieder eine Prognose 
zur Entwicklung der Renten in den neuen Ländern im 
Vergleich zur Entwicklung der Renten in den alten Län- 
dern aufzunehmen unter dem Gesichtspunkt, wie die An- 
gleichung der Renten zwischen Ost und West auf der 
Grundlage des vorliegenden Datenmaterials fortschreiten 
wird.“ 

1. Ergebnisse 

1.1 Die Entwicklung der aktuellen Renten- 
werte und der verfügbaren Eckrenten 
sowie ihre Angleichung in den alten 
und neuen Ländern 

Das Verhältnis des aktuellen Rentenwertes in den neuen 
Ländern zum aktuellen Rentenwert in den alten Ländern 
steigt von 87,9 Prozent im Jahr 2008 auf 88,8 Prozent im 
Jahr 2013 (Übersicht C 1). Dies resultiert insbesondere 
aus der mit 3,38 Prozent deutlich höheren Anpassung des 
aktuellen Rentenwerts (Ost) gegenüber der Anpassung 
des aktuellen Rentenwerts in den alten Ländern mit 
2,41 Prozent im Jahr 2009 sowie aus einer geringfügig 
höheren Annahme zur Entgeltenfwicklung Osf im Mittel- 
frisfzeitraum bis zum Jahr 2013. Der akfuelle Rentenwert 
steigt in diesem Zeitraum in den alten Ländern um insge- 
samt rund 4,4 Prozent, in den neuen Ländern um insge- 
samt rund 5,5 Prozent. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-37- 


Drucksache 17/52 


Übersicht C 1 

Die mittelfristige Entwicklung der Angleichung des aktuellen Rentenwertes in den 
neuen Ländern an den in den alten Ländern 


Stichtag 

aktueller Rentenwert 

Verhältniswert des aktuellen 
Rentenwertes in den neuen zu 
dem in den alten Ländern 

Alte 

Länder 

Neue 

Länder 

in Euro 

in Euro 

in % 

01.07.2008 

26,56 

23,34 

87,9 

01.07.2009 

27,20 

24,13 

88,7 

01.07.2010 

27,20 

24,13 

88,7 

01.07.2011 

27,20 

24,13 

88,7 

01.07.2012 

27,61 

24,51 

88,8 

01.07.2013 

27,73 

24,63 

88,8 


Die Entwicklung der verfügbaren Eckrenten (Übersicht 
C 2) wird abgesehen von der Fortschreibung des aktuel- 
len Rentenwertes auch durch die Entwicklung der Sozial- 
versicherungsbeiträge, die Rentnerinnen und Rentner zu 
leisten haben, beeinflusst. Durch den im Durchschnitt 
niedrigeren Beitragssatz zur Krankenversicherung der 
Rentner in den neuen Ländern im Jahr 2008 liegt das Ver- 
hältnis der verfügbaren Standardrenten in den neuen Län- 
dern zu denjenigen in den alten Ländern mit 88,1 Prozent 
geringfügig höher als das Verhältnis der aktuellen Ren- 
tenwerte (87,9 Prozent). Durch die Einführung des Ge- 
sundheitsfonds mit einem einheitlichen Beitragssatz ent- 
sprechen sich ab dem Jahr 2009 die Verhältnisse der 
aktuellen Rentenwerte und der verfügbaren Standardren- 
ten der neuen Länder zu den alten Ländern. Zum Ende 
des Mittelfristzeitraums im Jahr 2013 liegt das Verhältnis 
der verfügbaren Standardrenten bei 88,8 Prozent. 


1.2 Die Entwicklung des durchschnittlichen 
Rentenzahlbetrages bei Renten mit 
Auffüllbetrag 

Nach §§ 315a und 319a SGB VI werden Auffüllbeträge 
seit Januar 1996 mit den Rentenanpassungen abge- 
schmolzen. Im Juli 2008 wurden an Männer 24 283 Ren- 
ten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Al- 
ters sowie 348 Witwerrenten gezahlt, die einen 
Auffüllbetrag enthielten. Die Höhe des durchschnittlichen 
Auffüllbetrags bei Versichertenrenten belief sich auf 
136,15 Euro (26,33 Euro bei Witwerrenten). Zum glei- 
chen Stichtag bezogen 245 611 Frauen Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie 
2 594 Frauen eine Witwenrente mit Auffüllbeträgen. Die 
Höhe des durchschnittlichen Auffüllbetrags bei Versi- 
chertenrenten von Frauen lag bei 90,09 Euro (48,81 Euro 


Übersicht C 2 

Die mittelfristige Entwicklung der Angleichung der verfügbaren Eckrente'* in den 
neuen Ländern an die in den alten Ländern 


Stichtag 

Verfügbare Eckrente 

Verhältniswert der verfügbaren 
Eckrente in den neuen zu der in 
den alten Ländern 

Alte 

Länder 

Neue 

Länder 

in Euro/Monat 

in Euro/Monat 

in % 

01.07.2008 

1 075,83 

947,51 

88,1 

01.07.2009 

1 100,84 

976,59 

88,7 

01.07.2010 

1 102,67 

978,22 

88,7 

01.07.2011 

1 102,67 

978,22 

88,7 

01.07.2012 

1 119,30 

993,62 

88,8 

01.07.2013 

1 124,16 

998,48 

88,8 


Rente wegen Alters eines Versicherten mit durchschnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt nach 45 anrechnungsfähigen 
Versicherungsjahren nach Abzug des durchschnittlichen Eigenbeitrags zur Kranken- und Pflegeversicherung vor Steuern 
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bei Witwenrenten). Damit betrug das Gesamtvolumen der 
Auffüllbeträge im Juli 2008 rund 25,6 Mio. Euro. 

Aufgrund des inzwisehen hohen Alters der Rentnerinnen 
und Rentner mit Auffüllbeträgen im Zusammenwirken 
mit künftigen Rentenanpassungen wird das Gesamtvolu- 
men der Auffüllbeträge bis zum Ende des Mittelfristzeit- 
raums noehmals um knapp 18 Prozent zurüekgehen. 

1.3 Die Entwicklung der durchschnittlichen 
Gesamtrentenzahlbeträge und ihre 
Angleichung 

Von großer Bedeutung für den Angleiehungsprozess isf 
neben der Angleiehung der aktuellen Rentenwerte die 
Entwieklung der tatsäehlieh verfügbaren Renfe (beim Zu- 
sammenfreffen mehrerer Renfen der Gesamfzahlbefrag 
der Renfen, Übersiehf C 3). Dabei liegen wie bereifs in 
der Vergangenheif die Verhältnisse der verfügbaren lau- 
fenden Renfen deutlieh höher als die der verfügbaren 
Eekrenfen. Dies liegf insbesondere an den wesentlieh län- 
geren Versieherungsverläufen in den neuen Ländern. Die 
Absehmelzung der Auffüllbefräge seif 1996 wirk! sieh 
dämpfend auf die Verhältniswerfe aus. 


Im Ergebnis bleiben die Verhältniswerfe im Mitfelfrisf- 
zeitraum bis 2013 weitgehend konstant. Sie liegen bei 
Männern bei rund 106 Prozent und bei Frauen bei rund 
131 Prozent des jeweiligen Gesamtrentenzahlbetrages in 
den alten Ländern. Die Dämpfung dureh die Absehmel- 
zung der Auffüllbeträge wird dabei dureh die höheren 
Rentenanpassungen in den neuen Ländern kompensiert. 

2. Die Grundlagen der Modellrechnung 

Den Ausgangspunkt der Modellreehnung bilden die Ein- 
zeldatensätze der Rentenbestände des Postrentendienstes 
im Juli 2008 in den alten und neuen Ländern. Verände- 
rungen der Bestände dureh Sterbliehkeit sowie dureh 
Rentenzugänge und -Wegfälle wurden in der Modellreeh- 
nung nieht berüeksiehtigf. 

Die Einbeziehung der Wifwer- und Wifwenrenfen in die 
Modellreehnung erfordert parallel zur Berüeksiehtigung 
der Rentenanpassungen eine Fortsehreibung der Ruhens- 
beträge. ln den alten Ländern konnte wegen des Über- 
gangsreehts gemäß § 314 SGB VI ein Ruhensbetrag nur 
dann bereehnet bzw. fortgesehrieben werden, wenn er be- 
reits im Datensatz enthalten war. ln den neuen Ländern 


Übersicht C 3 


Die Angleichung der durchschnittlichen Gesamtrentenzahlheträge in den 
neuen Ländern an die in den alten Länderni) 


Stichtag 

Alle Rentnerinnen und Rentner 

Alte Länder 

Neue Länder 

Verhältniswert des 
Betrages in den 
neuen zu dem in 
den alten Ländern 

0 Gesamtrenten- 
zahlbetrag 

in Euro/Monat 

in % 



Renten an Männer 


01.07.2008 

955,19 

1 002,21 

104,9 

01.07.2009 

980,31 

1 035,75 

105,7 

01.07.2010 

980,32 

1 035,75 

105,7 

01.07.2011 

980,34 

1 035,83 

105,7 

01.07.2012 

995,13 

1 052,08 

105,7 

01.07.2013 

999,43 

1 057,24 

105,8 



Renten an Frauen 


01.07.2008 

655,17 

853,48 

130,3 

01.07.2009 

672,44 

880,99 

131,0 

01.07.2010 

672,45 

881,00 

131,0 

01.07.2011 

672,49 

881,07 

131,0 

01.07.2012 

682,63 

894,45 

131,0 

01.07.2013 

685,58 

898,72 

131,1 


Renten nach Abzug des durchschnittlichen Eigenbeitrags zur Kranken- und Pflegeversicherung 
Personenkonzept: Mehrfachrenten sind zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 
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wurde immer dann eine Ruhensbetragsberechnung durch- 
gefiihrt, wenn die Witwer- bzw. Witwenrente mit einer 
Rente wegen verminderter Erwerbsfahigkeit oder wegen 
Alters zusammentraf oder im Datensatz der Witwer- bzw. 
Witwenrente ein Ruhensbetrag vorhanden war. 

Bei Witwer- und Witwenrenten der gesetzlichen Renten- 
versicherung, die zusammen mit einer Rente wegen ver- 
minderter Erwerbsfahigkeit oder wegen Alters der gesetz- 
lichen Rentenversicherung geleistet wurden, wurde der 
Ruhensbetrag gemäß § 97 SGB VI aus der verfügbaren 
Renfe wegen verminderfer Erwerbsfahigkeit oder wegen 
Alters berechnet. Wenn die Witwer- bzw. Witwenrente als 
Einzelleistung der gesetzlichen Rentenversicherung ge- 
zahlt wurde, wurde der vorhandene Ruhensbetrag zum 
Juli eines jeden Jahres mit der Entwicklung der Nettoent- 
gelte fortgeschrieben, da in diesen Fällen anzurechnendes 
Erwerbseinkommen angenommen wurde. 

Die Modellrechnung ist in den neuen Ländern im Wesent- 
lichen durch die Abschmelzung der Auffüllbeträge und 
Rentenzuschläge (zusammenfassend als Auffüllbeträge 
bezeichnet) bestimmt. Die Abschmelzung wurde entspre- 
chend den §§ 315a und 319a SGB VI so vorgenommen, 
dass bei den Rentenanpassungen nach dem 1. Juli 1999 
der Auffüllbetrag grundsätzlich im Umfang der aus den 
Rentenanpassungen resultierenden Rentenerhöhung ab- 
geschmolzen wurde. 

Teil D Auswirkungen der Heraufsetzung der 
Altersgrenzen 

Die voraussichtlichen Auswirkungen der Anhehung 
der Altersgrenze auf Arheitsmarkt, Finanzlage der 
Rentenversicherung und andere öffentlichen Haus- 
halte (§ 154 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 SGB VI) 

Zur Korrektur der früheren Frühverrentungspraxis sind 
die Altersgrenzen bei der Altersrente wegen Arbeitslosig- 
keit oder nach Altersteilzeitarbeit, für Frauen und für 
langjährig Versicherte durch das Gesetz zur Förderung ei- 
nes gleitenden Übergangs in den Ruhestand und das 


Wachstums- und Beschäftigungsförderungsgesetz aus 
dem Jahr 1996 früher und schneller als ursprünglich vor- 
gesehen angehoben worden. Die Heraufsetzung der Al- 
tersgrenze bei der Altersrente für schwerbehinderfe Men- 
schen isf durch das Gesefz zur Reform der Renfen wegen 
verminderfer Erwerbsfähigkeit aus dem Jahr 2000 erfolgt. 
Mit dem Gesetz zur Sicherung der nachhaltigen Finanzie- 
rungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung 
aus dem Jahr 2004 ist die Altersgrenze für die frühest 
mögliche Inanspruchnahme der Altersrente wegen Ar- 
beitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit angehoben 
worden. 

Die Begründungen der genannten Gesetze enthalten Aus- 
führungen zu den Auswirkungen dieser Maßnahmen auf 
den Arbeitsmarkf und auf die Finanzlage der Rentenversi- 
cherung und der öffentlichen Haushalte. Im Rahmen der 
parlamentarischen Beratungen dieser Gesetze wurden die 
möglichen Auswirkungen eingehend diskutiert. Seit die- 
sen Beratungen haben sich keine neuen Gesichtspunkte 
ergeben, die zu einer Änderungen der seinerzeit getroffe- 
nen Feststellungen und vorgenommenen Bewertungen 
führen müssfen. Vielmehr haf sich die Erkenntnis ver- 
stärkt, dass die Lebensarbeitszeit verlängert werden muss 
und das tatsächliche Renteneintrittsalter wie auch die ge- 
setzliche Regelaltersgrenze weiter angehoben werden 
müssen. Letzteres ist mit der schrittweisen Anhebung der 
Regelaltersgrenze auf 67 Jahre im Rahmen des RV- 
Altersgrenzenanpassungsgesetzes erfolgt. 

Übersicht D 1 zeigt, dass das durchschnittliche Zugangs- 
alter in Renten wegen Alters seit dem Jahr 2000 bis 2008 
um knapp ein Jahr gestiegen ist. Dies verdeutlicht, dass 
die bisherigen Maßnahmen Wirkung zeigen. Der leichte 
Rückgang im Zugangsjahr 2007 ist demografisch begrün- 
det. Die unmittelbaren Endkriegs- und Nachkriegskohor- 
ten sind gegenüber den folgenden Geburtsjahrgängen 
schwächer besetzt. Bei vergleichbarem Rentenzugangs- 
verhalten der einzelnen Jahrgänge führt dies dazu, dass 
das durchschnittliche Zugangsalter zwischenzeitlich 
sinkt. Der beschriebene Effekt ist insofern vorüberge- 
hend. 


Übersicht D 1 

Durchschnittliches Rentenzugangsalter in Renten wegen Alters von 2000 his 2008 



Männer 

Frauen 

Gesamt 

2000 

62,2 

62,3 

62,3 

2001 

62,4 

62,5 

62,4 

2002 

62,6 

62,8 

62,7 

2003 

62,9 

62,9 

62,9 

2004 

63,1 

63,0 

63,1 

2005 

63,1 

63,2 

63,2 

2006 

63,3 

63,2 

63,2 

2007 

63,3 

63,0 

63,1 

2008 

63,4 

63,0 

63,2 
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Die Auswirkungen der bisherigen Anhebung der Alters- 
grenzen auf den Arbeitsmarkt spiegeln sich in der 
Erwerbsbeteiligung Älterer wider. Übersicht D 2 zeigt die 
die Entwicklung der Erwerbstätigenquoten der 60- bis 
64-Jährigen für den Zeitraum ab 2000. 

Die Erwerbstätigenquoten 60- bis 64-jähriger Männer 
stiegen im Zeitraum von 2000 bis 2008 um rund 16 Pro- 
zentpunkte auf 43 Prozent an. Die Erwerbstätigenquoten 
60- bis 64-jähriger Frauen stiegen im gleichen Zeitraum 
um rund 15 Prozentpunkte auf 27 Prozent an und haben 
sich damit seit 2000 mehr als verdoppelt. Insgesamt lie- 
gen die Erwerbstätigenquoten der 60- bis 64- Jährigen im 
Jahr 2008 mit 35 Prozent um 15 Prozentpunkte über dem 
Niveau von 2000. Vor dem Hintergrund der derzeit noch 
in der Anhebung befindlichen Altersgrenzen wird die Er- 
werbsbeteiligung Älterer auch in Zukunft weiter anstei- 
gen. 

Angesichts der weiter steigenden Lebenserwartung und 
des langfristig demografisch bedingten Rückgangs der 
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alfer isf die schrittweise 
langfristige Anhebung der Altersgrenze für die Regelal- 


fersrente vom 65. auf das 67. Lebensjahr sowie entspre- 
chende Anhebungen der Altersgrenzen zu anderen Renten- 
arten ab dem Jahr 2012 durch das Gesetz zur Anpassung 
der Regelaltersgrenze an die demografische Enfwicklung 
und zur Sfärkung der Finanzierungsgrundlagen der ge- 
sefzlichen Renfenversicherung (RV-Alfersgrenzenanpas- 
sungsgesefz, BGBl. 1 2007, S. 554) eine wichtige renten- 
politische Maßnahme, um weiterhin die gesetzlichen 
Beitragssatz- und Niveausicherungsziele einhalten zu 
können. Sie darf allerdings nicht ausschließlich als Instru- 
ment zur nachhaltigen Finanzierbarkeit der gesetzlichen 
Rentenversicherung angesehen werden. Die Anhebung 
des Renteneintrittsalters ist Teil einer langfristigen Strate- 
gie und in diesem Kontext ein verbindliches Signal an 
Gesellschaft und Wirtschaft. Es bedarf einer Umorientie- 
rung hinsichtlich der Haltung zur Rolle älterer Arbeitneh- 
mer sowie konkreter Verhaltensänderungen. Ausführun- 
gen zu den Auswirkungen dieser Maßnahme auf den 
Arbeifsmarkt und die Finanzlage der Renfenversicherung 
und der öffentlichen Haushalte enthält die Begründung 
zum RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz (Bundestags- 
drucksache 16/3794). 


Übersicht D 2 

Erwerbstätigenquoten der 60- bis 64-Jäbrigen in Prozent in den Jabren 2000 bis 2008 



Männer 

Frauen 

Gesamt 

2000 

27% 

12% 

20% 

2001 

28% 

13% 

21% 

2002 

30% 

15% 

22% 

2003 

31% 

16% 

24% 

2004 

33% 

18% 

25% 

2005 

36% 

21% 

28% 

2006 

38% 

22% 

30% 

2007 

42% 

25% 

33% 

2008 

43% 

27% 

35% 


Quelle: Eurostat 
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Anhang 


Übersicht 1 


Übersicht über die Versicherten in der Gesetzlichen Rentenversicherung am 31.12. des jeweiligen Jahres 



Versicherte 

Aktiv 


und zwar 


Passiv 

davon | 

Jahr 

insgesamt 

Versicherte 

Pflicht- 

versicherte 

Freiwillig 

Versicherte 

Geringfügig 

Beschäftigte 

Anrechnungs- 

zeitversicherte 

Versicherte 

Latent 

Versicherte 

Übergangs- 

fälle 

2005 

43.430.935 

28.135.498 

24.903.258 

Männer und Frauen 

Alte Länder 

374.195 4.426.591 182.030 

15.295.437 

12.950.119 

2.345.318 

2006 

43.627.320 

28.408.143 

25.177.302 

350.090 

4.568.104 

201.188 

15.219.177 

12.848.504 

2.370.673 

2007 

43.814,547 

28.447.435 

25.321.007 

329.287 

4.517.955 

183.543 

15.367.112 

12.877.347 

2.489.765 

2005 

8.297.597 

6.586.408 

6.212.928 

66.417 

Neue Länder 

504.477 

85.020 

1.711.189 

1.258.951 

452.238 

2006 

8.338.286 

6.610.687 

6.228.308 

61.543 

532.468 

93.177 

1.727.599 

1.291.247 

436.352 

2007 

8.320.815 

6.540.965 

6.170.195 

58.793 

520.540 

84.368 

1.779.850 

1.313.838 

466.012 

2005 

51.728.532 

34.721.906 

31.116.186 

440.612 

Deutschland 

4.931.068 

267.050 

17.006.626 

14.209.070 

2.797.556 

2006 

51.965.606 

35.018.830 

31.405.610 

411.633 

5.100.572 

294.365 

16.946.776 

14.139.751 

2.807.025 

2007 

52.135.362 

34.988.400 

31.491.202 

388.080 

5.038.495 

267.911 

17.146.962 

14.191.185 

2.955.777 

2005 

22.484.528 

14.740.358 

13.794.343 

286.415 

Männer 

Alte Länder 

1.399.266 

60.293 

7.744.170 

6.660.913 

1.083.257 

2006 

22.553.662 

14.790.037 

13.842.015 

268.424 

1.468.299 

66.842 

7.763.625 

6.663.546 

1.100.079 

2007 

22.620.437 

14.785.846 

13.864.063 

252.824 

1.462.426 

60.620 

7.834.591 

6.702.801 

1.131.790 

2005 

4.343.623 

3.398.502 

3.255.251 

46.981 

Neue Länder 

191.561 

25.212 

945.121 

715.557 

229.564 

2006 

4.360.800 

3.394.965 

3.250.813 

43.255 

199.588 

28.163 

965.835 

739.133 

226.702 

2007 

4.345.421 

3.356.295 

3.217.816 

40.891 

193.777 

24.148 

989.126 

756.235 

232.891 

2005 

26.828.151 

18.138.860 

17.049.594 

333.396 

Deutschland 

1.590.827 

85.505 

8.689.291 

7.376.470 

1.312.821 

2006 

26.914.462 

18.185.002 

17.092.828 

311.679 

1.667.887 

95.005 

8.729.460 

7.402.679 

1.326.781 

2007 

26.965.858 

18.142.141 

17.081.879 

293.715 

1.656.203 

84.768 

8.823.717 

7.459.036 

1.364.681 

2005 

20.946.407 

13.395.140 

11.108.915 

87.780 

Frauen 

Alte Länder 

3.027.325 

121.737 

7.551.267 

6.289.206 

1.262.061 

2006 

21.073.658 

13.618.106 

11.335.287 

81.666 

3.099.805 

134.346 

7.455.552 

6.184.958 

1.270.594 

2007 

21.194.110 

13.661.589 

11.456.944 

76.463 

3.055.529 

122.923 

7.532.521 

6.174.546 

1.357.975 

2005 

3.953.974 

3.187.906 

2.957.677 

19.436 

Neue Länder 

312.916 

59.808 

766.068 

543.394 

222.674 

2006 

3.977.486 

3.215.722 

2.977.495 

18.288 

332.880 

65.014 

761.764 

552.114 

209.650 

2007 

3.975.394 

3.184.670 

2.952.379 

17.902 

326.763 

60.220 

790.724 

557.603 

233.121 

2005 

24.900.381 

16.583.046 

14.066.592 

107.216 

Deutschland 

3.340.241 

181.545 

8.317.335 

6.832.600 

1.484.735 

2006 

25.051.144 

16.833.828 

14.312.782 

99.954 

3.432.685 

199.360 

8.217.316 

6.737.072 

1.480.244 

2007 

25.169.504 

16.846.259 

14.409.323 

94.365 

3.382.292 

183.143 

8.323.245 

6.732.149 

1.591.096 


1) Einschließlich geringfügig Beschäftigter mit Verzicht auf die Versicherungsfreiheit. 

2) Ohne Verzicht auf die Versicherungsfreiheit. 

3) Mehrfachnennungen sind möglich. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 



Die Versicherten der gesetzlichen Rentenversicherung (ohne Rentenbezug) am 31.12.2007 
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Einschließlich geringfügig Beschäftigter mit Verzicht auf die Versicherungsfreiheit- 
Mehrfachnennungen möglich. 

In der Regel sind diese Zeiten nc5ch nicht im Versicherungskonto erfasst. 

Ohne Verzicht auf die Versicherungsfreiheit- 
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Übersicht 2 


Die Rentenneuzugänge und die Rentenwegfälle in Deutschland nach Versicherungszweigen 
und alten und neuen Ländern ab 2006 



Rentenneuzuqänge 

Rentenwegfälle | 


Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes 

Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes | 


Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 




Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 





Jahr 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt 

darunter 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt 

darunter | 



insgesamt 

darunter 


Witwen-/ 

Waisen- 


insgesamt 

darunter 


Witwen-/ 

Waisen- 




flexible 


Witwer- 

renten 



flexible 


Witwer- 

renten 






renten 






renten 








Deutschland 











Allgemeine Rentenversicherung 





2006 

888 331 

735 651 

137 243 

353 945 

285 493 

66 720 

758 082 

670 510 

63 516 

422 862 

296 168 

124 602 

2007 

837 605 

683 412 

137 892 

346 790 

279 470 

65 762 

773 976 

686 696 

74 861 

439 686 

311 907 

125 578 

2008 

846 898 

690 847 

135 647 

345 248 

279 168 

64 710 

752 656 

667 841 

71 376 

423 690 

299 897 

121 801 






Knappschaftliche Rentenversicherung 





2006 

28 377 

21 342 

4 896 

29 699 

26 431 

3 237 

30 066 

25 856 

3 296 

28 939 

21 343 

7 572 

2007 

28 371 

21 049 

5 120 

28 881 

25 898 

2 947 

30 427 

26 142 

3 394 

29 420 

21 689 

7 698 

2008 

26 351 

19 563 

4 601 

28 950 

26 106 

2 821 

31 909 

27 824 

3 837 

30 570 

22 924 

7616 






Gesetzliche Rentenversicherung 





2006 

916 708 

756 993 

142 139 

383 644 

311 924 

69 957 

788 148 

696 366 

66 812 

451 801 

317 511 

132 174 

2007 

865 976 

704 461 

143 012 

375 671 

305 368 

68 709 

804 403 

712 838 

78 255 

469 106 

333 596 

133 276 

2008 

873 249 

710410 

140 248 

374 198 

305 274 

67 531 

784 565 

695 665 

75 213 

454 260 

322 821 

129417 







Alte Länder 











Gesetzliche Rentenversicherung 





2006 

778 773 

651 617 

118 894 

309 521 

251 908 

56 237 

626 320 

558 445 

59 632 

353 921 

256 091 

96 529 

2007 

718 169 

590 736 

117 309 

302 271 

245 745 

55 256 

646 725 

578 814 

70 950 

370 574 

271 544 

97 583 

2008 

725 640 

596 333 

115 605 

300 688 

245 083 

54 491 

624 978 

559 939 

67 257 

357 442 

260 486 

95 551 







Neue Länder 











Gesetzliche Rentenversicherung 





2006 

137 935 

105 376 

23 245 

74 123 

60 016 

13 720 

161 828 

137 921 

7 180 

97 880 

61 420 

35 645 

2007 

147 807 

113 725 

25 703 

73 400 

59 623 

13 453 

1 57 678 

1 34 024 

7 305 

98 532 

62 052 

35 693 

2008 

147 609 

114 077 

24 643 

73 510 

60 191 

13 040 

159 587 

135 726 

7 956 

96 818 

62 335 

33 866 


1) Ohne Berücksichtigung von Umwandlungen und ohne Artikel 2 RÜG-Renten. 

2) Altersrenten an langjährig Versicherte sowie für schwerbehinderte Menschen. 

3) Ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten. 

4) Ohne Knappschaftsausgleichsleistungen. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Übersicht 3 


Verteilung der Nichtvertragsrentenzugänge des Jahres 2008 nach Beitragzeiten und nach Aitersrentenarten (GRV-Deutschland) 



1 Männer | 

1 Frauen | 

Beitrags- 
zeiten von 

... bis unter 

... Jahren 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

tür lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für lang], 
unter Tage 
Beschäf- 
tigte 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

tür Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für 

Frauen 

Anzahl der Renten 

unter 40 

94.744 

65.694 

6.586 

8.062 

14.391 

11 

226.284 

124.410 

6.176 

15.401 

6.087 

74.210 

40-41 

8.417 

2.376 

1.070 

1.539 

3.426 

6 

10.966 

694 

305 

1.487 

518 

7.962 

41-42 

9.626 

2.501 

1.288 

1.849 

3.985 

3 

1 1 .303 

674 

290 

1.546 

549 

8.244 

42-43 

12.055 

2.630 

1.532 

2.574 

5.312 

7 

12.767 

624 

275 

1.788 

601 

9.479 

43-44 

14.263 

2.559 

1.825 

3.433 

6.431 

15 

12.894 

567 

315 

1.756 

665 

9.591 

44-45 

18.420 

2.881 

2.204 

4.563 

8.769 

3 

11.742 

575 

341 

1.558 

656 

8.612 

über 45 

119.448 

39.819 

28.642 

18.751 

32.229 

7 

27.678 

2.996 

1.195 

2.792 

1.542 

19.153 

Insgesamt 

276.973 

118.460 

43.147 

40.771 

74.543 

52 

313.634 

130.540 

8.897 

26.328 

10.618 

137.251 

über 45 













in 7o 

43.1% 

33.6% 

66.4% 

46.0% 

43.2% 

13.5% 

8,8% 

2.3% 

13.4% 

10.6% 

14.5% 

14.0% 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (€/Monat) 

unter 40 

603 

475 

916 

883 

888 

1.666 

385 

262 

503 

619 

536 

521 

40-41 

1.027 

1.077 

1.007 

1.023 

998 

1.685 

719 

843 

685 

789 

769 

693 

41-42 

1.028 

1.071 

1.039 

1.029 

997 

912 

734 

851 

696 

814 

798 

706 

42-43 

1.015 

1.029 

1.063 

1.024 

989 

1.552 

746 

844 

729 

840 

820 

717 

43-44 

1.055 

1.129 

1.108 

1.067 

1.002 

1.643 

782 

885 

747 

868 

855 

756 

44-45 

1.073 

1.188 

1.128 

1.090 

1.013 

1.539 

803 

892 

763 

887 

857 

780 

über 45 

1.207 

1.273 

1.187 

1.202 

1.145 

1.514 

905 

995 

855 

957 

927 

885 

Insgesamt 

963 

812 

1.126 

1.089 

1.042 

1.575 

502 

293 

589 

724 

674 

639 


Hinweis; Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 
Vollwertige und beitragsgeminderte Zeiten. 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 


noch Übersicht 3 


Verteilung der Nichtvertragsrentenzugänge des Jahres 2008 nach Beitragzeiten u. Berücksichtigungszeiten und nach Altersrentenarten (GRV-Deutschland) 



1 Männer | 

1 Frauen | 

ßeitrogs- 
zeiten u. Be- 

rücksichti- 
gungszei- 
ten von 

... bis unter 

... Jahren 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für langj. 
unter Tage 
Beschäf- 
tigte 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für 

Frauen 

Anzahl der Renten 

unter 40 

94.655 

65.654 

6.571 

8.047 

14.372 

11 

186.185 

120.031 

4.808 

9.790 

3.781 

47.775 

40-41 

8.431 

2.386 

1.078 

1.538 

3.423 

6 

13.412 

1.072 

415 

1.913 

616 

9.396 

41-42 

9.640 

2.503 

1.291 

1.852 

3.991 

3 

1 4.384 

1.057 

392 

2.060 

697 

10.178 

42-43 

12.054 

2.627 

1.530 

2.579 

5.311 

7 

17.220 

1.096 

400 

2.508 

833 

12.383 

43-44 

14.268 

2.558 

1.824 

3.432 

6.439 

15 

18.445 

971 

415 

2.611 

978 

13.470 

44-45 

18.426 

2.884 

2.203 

4.564 

8.772 

3 

18.034 

929 

441 

2.528 

1.054 

13.082 

über 45 

119.499 

39.848 

28.650 

18.759 

32.235 

7 

45.954 

5.384 

2.026 

4.918 

2.659 

30.967 

Insgesamt 

276.973 

118.460 

43.147 

40.771 

74.543 

52 

313.634 

130.540 

8.897 

26.328 

10.618 

137.251 

über 45 













in % 

43.1% 

33.6% 

66.4% 

46.0% 

43.2% 

13.5% 

14.7% 

4,1% 

22.8% 

18.7% 

25.0% 

22.6% 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (€/Monat) 

unter 40 

603 

475 

916 

883 

888 

1.666 

340 

248 

485 

598 

495 

491 

40-41 

1.026 

1.075 

1.005 

1.023 

999 

1.685 

647 

697 

600 

711 

674 

628 

41-42 

1.027 

1.071 

1.038 

1.029 

996 

912 

665 

722 

622 

738 

706 

643 

42-43 

1.015 

1.029 

1.063 

1.024 

988 

1.552 

680 

711 

630 

769 

746 

657 

43-44 

1.054 

1.128 

1.107 

1.067 

1.002 

1.643 

711 

743 

669 

791 

761 

690 

44-45 

1.073 

1.187 

1.129 

1.090 

1.013 

1.539 

727 

780 

691 

805 

766 

707 

über 45 

1.207 

1.273 

1.187 

1.202 

1.145 

1.514 

827 

890 

779 

872 

829 

812 

Insgesamt 

963 

812 

1.126 

1.089 

1.042 

1.575 

502 

293 

589 

724 

674 

639 


Hinweis; Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 
Vollwertige und beitragsgeminderte Zeiten sowie Berücksichtigungszeiten. 


Quelle; Statistik der Deutschen Rentenversicherung 







Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-45- 


Drucksache 17/52 


noch Übersicht 3 


Verteilung der Nichtvertragsrentenzugänge des Jahres 2008 nach Beitragzeiten und nach Altersrentenarten (GRV-West) 



1 Männer | 

1 Frauen | 

Beitrags- 
zeiten von 

... bis unter 

... Jahren 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

tür Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

tür langj. 
unter Tage 
Beschäf- 
tigte 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für 

Frauen 

Anzahl der Renten 

unter 40 

83.732 

59.894 

5.114 

6.912 

1 1 .807 

5 

206.160 

120.417 

5.411 

13.759 

5.376 

61.197 

40-41 

5.996 

1.679 

710 

1.253 

2.351 

3 

6.798 

577 

254 

1.069 

428 

4.470 

41-42 

6.896 

1.673 

878 

1.514 

2.828 

3 

6.489 

543 

227 

1.026 

457 

4.236 

42-43 

8.574 

1.949 

1.103 

1.987 

3.535 

0 

6.677 

494 

204 

1.143 

456 

4.380 

43-44 

10.105 

1.928 

1.278 

2.681 

4.216 

2 

7.092 

431 

230 

1.210 

538 

4.683 

44-45 

13.496 

2.249 

1.498 

3.801 

5.948 

0 

6.876 

431 

240 

1.166 

571 

4.468 

über 45 

94.267 

30.662 

20.785 

16.771 

26.046 

3 

1 7.824 

2.172 

884 

2.291 

1.383 

1 1 .094 

Insgesamt 

223.066 

100.034 

31.366 

34.919 

56.731 

16 

257.916 

125.065 

7.450 

21.664 

9.209 

94.528 

über 45 













in% 

42,3% 

30,7% 

66,3% 

48,0% 

45,9% 

18,8% 

6,9% 

1,7% 

11,9% 

10,6% 

15,0% 

11,7% 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (€/Monat) 

unter 40 

583 

452 

949 

894 

907 

1.501 

370 

256 

501 

614 

544 

513 

40-41 

1.065 

1.065 

1.037 

1.053 

1.079 

1.840 

754 

831 

679 

807 

779 

733 

41-42 

1.063 

1.030 

1.064 

1.066 

1.081 

912 

779 

838 

700 

846 

796 

757 

42-43 

1.067 

991 

1.101 

1.079 

1.091 

0 

805 

831 

740 

880 

838 

782 

43-44 

1.127 

1.132 

1.170 

1.122 

1.115 

1.824 

839 

889 

753 

910 

877 

815 

44-45 

1.149 

1.217 

1.204 

1.136 

1.118 

0 

847 

891 

788 

924 

871 

823 

über 45 

1.270 

1.336 

1.279 

1.234 

1.210 

1.545 

948 

1.022 

889 

980 

937 

933 

Insgesamt 

979 

783 

1.199 

1.125 

1.111 

1.503 

467 

281 

582 

721 

681 

626 


Hinweis; Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 
’’ Vollwertige und beitragsgeminderte Zeiten. 


Quelle; Deutsche Rentenversicherung Bund 


noch Übersicht 3 


Verteilung der Nichtvertragsrentenzugänge des Jahres 2008 nach Beitragzeiten u. Berücksichtigungszeiten und nach Altersrentenarten (GRV-West) 



1 Männer | 

1 Frauen | 

Beitrags- 
zeiten u. Be- 

rücksichti- 
gungszei- 
ten von 

... bis unter 

... Jahren 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

tür Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

tür langj. 
unter Tage 
Beschäf- 
tigte 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für 

Frauen 

Anzahl der Renten 

unter 40 

83.648 

59.856 

5.102 

6.897 

11.788 

5 

170.516 

116.241 

4.118 

8.577 

3.132 

38.448 

40-41 

6.008 

1.688 

716 

1.252 

2.349 

3 

9.980 

955 

370 

1.565 

563 

6.527 

41-42 

6.908 

1.675 

880 

1.517 

2.833 

3 

10.161 

936 

336 

1.564 

618 

6.707 

42-43 

8.575 

1.946 

1.102 

1.992 

3.535 

0 

10.837 

982 

339 

1.767 

694 

7.055 

43-44 

10.108 

1.926 

1.276 

2.680 

4.224 

2 

11.913 

861 

334 

1.970 

828 

7.920 

44-45 

13.502 

2.252 

1.497 

3.802 

5.951 

0 

12.105 

796 

346 

2.031 

937 

7.995 

über 45 

94.317 

30.691 

20.793 

16.779 

26.051 

3 

32.404 

4.294 

1.607 

4.190 

2.437 

19.876 

Insgesamt 

223.066 

100.034 

31.366 

34.919 

56.731 

16 

257.916 

125.065 

7.450 

21.664 

9.209 

94.528 

über 45 













in% 

42,3% 

30,7% 

66,3% 

48,1% 

45,9% 

18,8% 

12,6% 

3,4% 

21,6% 

19,3% 

26,5% 

21,0% 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (€/Monat) 

unter 40 

583 

451 

950 

894 

908 

1.501 

322 

242 

478 

586 

500 

472 

40-41 

1.065 

1.064 

1.035 

1.053 

1.080 

1.840 

645 

676 

589 

707 

665 

627 

41-42 

1.063 

1.031 

1.062 

1.066 

1.080 

912 

669 

699 

619 

740 

698 

648 

42-43 

1.066 

991 

1.102 

1.078 

1.090 

0 

695 

692 

620 

778 

739 

674 

43-44 

1.127 

1.131 

1.169 

1.122 

1.115 

1.824 

728 

729 

665 

806 

766 

707 

44-45 

1.149 

1.216 

1.204 

1.136 

1.118 

0 

742 

771 

690 

819 

771 

719 

über 45 

1.270 

1.335 

1.279 

1.234 

1.210 

1.545 

843 

893 

792 

882 

832 

829 

Insgesamt 

979 

783 

1.199 

1.125 

1.111 

1.503 

467 

281 

582 

721 

681 

626 


Hinweis; Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 
’’ Vollwertige und beitragsgeminderte Zeiten sowie Berücksichtigungszeiten. 


Quelle; Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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noch Übersicht 3 


Verteilung der Nichtvertragsrentenzugönge des Jahres 2008 nach Beitragzeiten und nach Altersrentenarten (GRV-Ost) 



1 Männer | 

1 Frauen | 

Beitrags- 
zeiten von 

... bis unter 

... Jahren 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für lang], 
unter Tage 
Beschäf- 
tigte 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für 

Frauen 

Anzahl der Renten 

unter 40 

11.012 

5.800 

1.472 

1.150 

2.584 

6 

20.124 

3.993 

765 

1.642 

711 

13.013 

40-41 

2.421 

697 

360 

286 

1.075 

3 

4.168 

117 

51 

418 

90 

3.492 

41-42 

2.730 

828 

410 

335 

1.157 

0 

4.814 

131 

63 

520 

92 

4.008 

42-43 

3.481 

681 

429 

587 

1.777 

7 

6.090 

130 

71 

645 

145 

5.099 

43-44 

4.158 

631 

547 

752 

2.215 

13 

5.802 

136 

85 

546 

127 

4.908 

44-45 

4.924 

632 

706 

762 

2.821 

3 

4.866 

144 

101 

392 

85 

4.144 

über 45 

25.181 

9.157 

7.857 

1.980 

6.183 

4 

9.854 

824 

311 

501 

159 

8.059 

Insgesamt 

53.907 

18.426 

11.781 

5.852 

17.812 

36 

55.718 

5.475 

1.447 

4.664 

1.409 

42.723 

über 45 













in% 

46,7% 

49,7% 

66.7% 

33,8% 

34,7% 

11,1% 

17,7% 

15,1% 

21,5% 

10,7% 

1 1 ,3% 

18,9% 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (€/Monat) 

unter 40 

756 

713 

800 

816 

798 

1.803 

537 

442 

522 

661 

479 

555 

40-41 

931 

1.104 

947 

894 

821 

1.529 

661 

905 

715 

742 

724 

641 

41-42 

938 

1.153 

986 

861 

791 

0 

673 

906 

683 

751 

808 

652 

42-43 

887 

1.135 

964 

841 

786 

1.552 

681 

892 

696 

769 

765 

662 

43-44 

878 

1.121 

963 

869 

787 

1.615 

713 

872 

730 

776 

761 

700 

44-45 

865 

1.084 

968 

860 

791 

1.539 

741 

896 

704 

776 

763 

733 

über 45 

969 

1.065 

942 

933 

871 

1.491 

827 

922 

761 

850 

834 

819 

Insgesamt 

900 

965 

930 

877 

821 

1.607 

661 

568 

620 

737 

628 

668 


Hinweis; Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 
’’ Vollwertige und beitragsgeminderte Zeiten. 


Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund 


noch Übersicht 3 


Verteilung der Nichtvertragsrentenzugönge des Jahres 2008 nach Beitragzeiten u. Berücksichtigungszeiten und nach Altersrentenarten (GRV-Ost) 



1 Männer j 

1 Frauen | 

Beitrags- 
zeiten u. Be- 

rücksichti- 
gungszei- 
ten von 

... bis unter 

... Jahren 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten j 

Insgesamt 

Regel- 

alters- 

renten 

Altersrenten | 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für langj. 
unter Tage 
Beschäf- 
tigte 

für lang- 
jährig Ver- 
sicherte 

für Schwer- 
behinderte 

Menschen 

wegen 

Arbeits- 

losigkeit/ 

Altersteil- 

zeitarbeit 

für 

Frauen 

Anzahl der Renten 

unter 40 

1 1 .007 

5.798 

1.469 

1.150 

2.584 

6 

15.669 

3.790 

690 

1.213 

649 

9.327 

40-41 

2.423 

698 

362 

286 

1.074 

3 

3.432 

117 

45 

348 

53 

2.869 

41-42 

2.732 

828 

411 

335 

1.158 

0 

4.223 

121 

56 

496 

79 

3.471 

42-43 

3.479 

681 

428 

587 

1.776 

7 

6.383 

114 

61 

741 

139 

5.328 

43-44 

4.160 

632 

548 

752 

2.215 

13 

6.532 

110 

81 

641 

150 

5.550 

44-45 

4.924 

632 

706 

762 

2.821 

3 

5.929 

133 

95 

497 

117 

5.087 

über 45 

25.182 

9.157 

7.857 

1.980 

6.184 

4 

13.550 

1.090 

419 

728 

222 

11.091 

Insgesamt 

53.907 

18.426 

11.781 

5.852 

17.812 

36 

55.718 

5.475 

1.447 

4.664 

1.409 

42.723 

über 45 













in% 

46,7% 

49,7% 

66.7% 

33,8% 

34,7% 

11,1% 

24,3% 

19,9% 

29,0% 

15,6% 

1 5,8% 

26,0% 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag (€/Monat) 

unter 40 

756 

713 

800 

816 

798 

1.803 

537 

433 

524 

679 

468 

567 

40-41 

931 

1.104 

946 

894 

821 

1.529 

652 

869 

687 

733 

764 

631 

41-42 

938 

1.153 

986 

861 

791 

0 

655 

898 

640 

733 

771 

633 

42-43 

887 

1.135 

964 

841 

786 

1.552 

655 

877 

689 

746 

783 

634 

43-44 

878 

1.120 

962 

869 

787 

1.615 

679 

855 

689 

746 

734 

666 

44-45 

865 

1.084 

968 

860 

791 

1.539 

697 

834 

694 

747 

725 

688 

über 45 

969 

1.065 

942 

933 

871 

1.491 

789 

876 

729 

812 

792 

781 

Insgesamt 

900 

965 

930 

877 

821 

1.607 

661 

568 

620 

737 

628 

668 


Hinweis; Statistisch nicht auswertbare Fälle wurden nicht in die Auswertung einbezogen. 
’’ Vollwertige und beitragsgeminderte Zeiten sowie Berücksichtigungszeiten. 


Quelle; Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Übersicht 4 


Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahibetrag der iaufenden Renten nach dem Rentenfallkonzept und dem Geschlecht 
in Deutschland nach Versicherungszweigen und alten und neuen Ländern 
ab 2006 zum 1 . Juii des jeweiiigen Jahres 


- Männer - 



Anzahl der Renten 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in €/Monat 


Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes 

Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes 


Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 




Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 



Jahr 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt®’ 

darunter 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt®’ 

darunter 



insgesamt 

darunter 


Witwer- 

Waisen- 


insgesamt 

darunter 


Witwer- 

Waisen- 




flexible®’ 


renten 

renten 



flexible 


renten 

renten 







Deutschland 










Allgemeine Rentenversicherung 




2006 

7 814 602 

6 989 643 

393 744 

463 069 

462 327 


945,21 

968,38 

1 054,99 

224,75 

224,17 

2007 

7 896 928 

7 098 473 

366 943 

479 286 

478 540 


941,73 

964,94 

1 045,41 

234,69 

234,14 

2008 

7 957 783 

7 173 485 

350 158 

496 899 

496 147 


945,49 

969,22 

1 046,76 

237,75 

237,22 






Knappschaftliche Rentenversicherung ®’ 




2006 

521 114 

466 822 

25 295 

6 698 

6 664 


1 249,76 

1 297,81 

1 156,40 

311,81 

309,72 

2007 

526 895 

471 702 

23 840 

7 085 

7 050 


1 229,03 

1 277,06 

1 123,58 

321,46 

319,45 

2008 

527 399 

472 297 

21 785 

7 475 

7 439 


1 225,44 

1 273,63 

1 118,36 

324,26 

322,58 






Gesetzliche Rentenversicherung 




2006 

8 335 716 

7 456 465 

419 039 

469 767 

468 991 


964,25 

989,01 

1 061,12 

226,00 

225,38 

2007 

8 423 823 

7 570 175 

390 783 

486 371 

485 590 


959,70 

984,39 

1 050,18 

235,96 

235,38 

2008 

8 485 182 

7 645 782 

371 943 

504 374 

503 586 


962,89 

988,03 

1 050,95 

239,03 

238,49 







Alte Länder 










Gesetzliche Rentenversicherung 




2006 

6 697 727 

6 033 720 

341 267 

314 725 

314 168 


955,63 

974,48 

1 094,12 

214,97 

214,29 

2007 

6 775 169 

6 130 593 

316011 

327 547 

326 947 


951,27 

970,27 

1 085,58 

223,96 

223,29 

2008 

6 828 326 

6 194 957 

301 093 

340 646 

340 021 


955,00 

974,55 

1 087,58 

226,53 

225,87 







Neue Länder 










Gesetzliche Rentenversicherung 




2006 

1 637 989 

1 422 745 

77 772 

155 042 

154 823 


999,49 

1 050,61 

916,29 

248,39 

247,89 

2007 

1 648 654 

1 439 582 

74 772 

158 824 

158 643 


994,34 

1 044,50 

900,55 

260,70 

260,30 

2008 

1 656 856 

1 450 825 

70 850 

163 728 

163 565 


995,42 

1 045,59 

895,29 

265,04 

264,71 


1 ) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. 

2) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (die an Mehrfachrentner geleisteten Renten werden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt). 

3) Renten an langjährig Versicherte, schwerbehinderte Menschen sowie voll und teilweise Erwerbsgeminderte vor Erreichen der Regelaltersgrenze. 

4) Ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten. 

5) Ohne Knappschaftsausgleichsleistungen. 

6) Einschi. Erziehungsrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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noch Übersicht 4 


Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahibetrag der iaufenden Renten nach dem Rentenfallkonzept und dem Geschlecht 
in Deutschland nach Versicherungszweigen und alten und neuen Ländern 
ab 2006 zum 1 . Juii des jeweiiigen Jahres 

- Frauen - 



Anzahl der Renten 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in €/Monat 


Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes 

Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes 


Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 




Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 



Jahr 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt®’ 

darunter 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt®’ 

darunter 



insgesamt 

darunter 


Witwen- 

Waisen- 


insgesamt 

darunter 


Witwen- 

Waisen- 




flexible®’ 


renten “’ 

renten 



flexible ®’ 


renten 

renten 







Deutschland 










Allgemeine Rentenversicherung 




2006 

10 180 287 

9 435 955 

176 253 

4 596 254 

4 586 418 


516,80 

506,47 

710,95 

534,23 

533,82 

2007 

10 249 855 

9 516 344 

174 566 

4 560 813 

4 551 249 


518,06 

508,01 

710,15 

535,17 

534,77 

2008 

10 296 164 

9 562 381 

180 156 

4 528 726 

4 519 581 


523,66 

513,75 

713,39 

538,74 

538,35 






Knappschaftliche Rentenversicherung ®’ 




2006 

122 551 

114 189 

2 939 

368 177 

368 070 


712,18 

710,44 

849,07 

727,88 

727,84 

2007 

122 913 

114 363 

3 033 

373 816 

373 709 


713,44 

712,27 

841,21 

722,89 

722,85 

2008 

123 180 

114 472 

3 087 

379 326 

379 224 


721,56 

721,08 

843,42 

724,30 

724,27 






Gesetzliche Rentenversicherung 




2006 

10 302 838 

9 550 144 

179 192 

4 964 431 

4 954 488 


519,12 

508,90 

713,21 

548,59 

548,23 

2007 

10 372 768 

9 630 707 

177 599 

4 934 629 

4 924 958 


520,37 

510,43 

712,39 

549,39 

549,05 

2008 

10 419 344 

9 676 853 

183 243 

4 908 052 

4 898 805 


526,00 

516,20 

715,58 

553,08 

552,74 







Alte Länder 










Gesetzliche Rentenversicherung 




2006 

7 963 429 

7 421 858 

132 320 

4 012 750 

4 006 042 


476,90 

464,39 

702,59 

547,17 

546,89 

2007 

8 042 829 

7 503 121 

132 002 

3 989 420 

3 982 658 


478,15 

465,85 

703,37 

547,11 

546,83 

2008 

8 097 738 

7 553 333 

138 164 

3 967 804 

3 961 104 


483,63 

471,38 

708,66 

550,51 

550,22 







Neue Länder 










Gesetzliche Rentenversicherung 




2006 

2 339 409 

2 128 286 

46 872 

951 681 

948 446 


662,85 

664,13 

743,19 

554,58 

553,90 

2007 

2 329 939 

2 127 586 

45 597 

945 209 

942 300 


666,14 

667,65 

738,50 

559,03 

558,43 

2008 

2 321 606 

2 123 520 

45 079 

940 248 

937 701 


673,78 

675,63 

736,78 

563,93 

563,39 


1 ) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. 

2) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (die an Mehrfachrentner geleisteten Renten werden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt). 

3) Renten an langjährig Versicherte, schwerbehinderte Menschen sowie voll und teilweise Erwerbsgeminderte vor Erreichen der Regelaltersgrenze. 

4) Ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten. 

5) Ohne Knappschaftsausgleichsleistungen. 

6) Einschi. Erziehungsrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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noch Übersicht 4 


Die Anzahl und der durchschnittliche Rentenzahlbetrag’’ der laufenden Renten nach dem Rentenfallkonzept und dem Geschlecht 
in Deutschland nach Versicherungszweigen und alten und neuen Ländern 
ab 2006 zum 1 . Juli des jeweiligen Jahres 

• Männer und Frauen • 



Anzahl der Renten 

Durchschnittlicher Rentenzahlbetrag in€/Monat | 


Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes 

Renten wegen verminderter 

Renten wegen Todes | 


Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 




Erwerbsfähigkeit und wegen Alters 





Jahr 

insgesamt 

darunter wec 

en Alters 

Insgesamt®’ 

darunter 

insgesamt 

darunter wegen Alters 

insgesamt®’ 

darunter | 



insgesamt 

darunter 


Witwer-/ 

Waisen- 


insgesamt 

darunter 


Witwer-/ 

Waisen- 




flexible 


Witwen- 

renten 



flexible 


Witwen- 

renten 






renten^’ 






renten'*’ 








Deutschland 











Allgemeine Rentenversicherung 






2006 

17 994 889 

16 425 598 

569 997 

5 438 387 

5 048 745 

379 064 

702,84 

703,03 

948,61 

481,70 

505,46 

158,68 

2007 

18 146 783 

16614 817 

541 509 

5 411 304 

5 029 789 

371 205 

702,42 

703,22 

937,33 

482,65 

506,17 

157,51 

2008 

18 253 947 

16 735 866 

530 314 

5 388 323 

5 015 728 

362 698 

707,56 

708,98 

933,51 

485,30 

508,56 

157,29 






Knappschaftliche Rentenversicherung®’ 





2006 

643 665 

581 011 

28 234 

387 623 

374 734 

12 748 

1 147,41 

1 182,37 

1 124,41 

702,72 

720,40 

181,35 

2007 

649 808 

586 065 

26 873 

393 976 

380 759 

13 075 

1 131,50 

1 166,85 

1 091,71 

697,61 

715,37 

178,79 

2008 

650 579 

586 769 

24 872 

399 370 

386 663 

12 569 

1 130,04 

1 165,83 

1 084,23 

699,62 

716,54 

178,04 






Gesetzliche Rentenversicherung 





2006 

18 638 554 

17 006 609 

598 231 

5 826 010 

5 423 479 

391 812 

718,20 

719,40 

956,91 

496,41 

520,31 

159,41 

2007 

18 796 591 

17 200 882 

568 382 

5 805 280 

5 410 548 

384 280 

717,26 

719,02 

944,63 

497,24 

520,89 

158,23 

2008 

18 904 526 

17 322 635 

555 186 

5 787 693 

5 402 391 

375 267 

722,10 

724,46 

940,26 

500,09 

523,45 

157,99 







Alte Länder 











Gesetzliche Rentenversicherung 





2006 

14 661 156 

13 455 578 

473 587 

4 649 702 

4 320 210 

322 227 

695,60 

693,12 

984,73 

497,75 

522,70 

158,54 

2007 

14 817 998 

13 633 714 

448 013 

4 639 1 38 

4 309 605 

322 171 

694,47 

692,67 

972,97 

497,23 

522,28 

157,41 

2008 

14 926 064 

13 748 290 

439 257 

4 628 295 

4 301 125 

319 845 

699,27 

698,11 

968,39 

499,48 

524,58 

157,20 







Neue Länder 











Gesetzliche Rentenversicherung 





2006 

3 977 398 

3 551 031 

124 644 

1 176 308 

1 103 269 

69 585 

801,49 

818,98 

851,19 

491,09 

510,96 

163,46 

2007 

3 978 593 

3 567 168 

120 369 

1 166 142 

1 100 943 

62 109 

802,14 

819,73 

839,16 

497,27 

515,47 

162,46 

2008 

3 978 462 

3 574 345 

115 929 

1 159 398 

1 101 266 

55 422 

807,73 

825,80 

833,66 

502,53 

519,03 

162,52 


1) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. 

2) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (die an Mehrfachrentner geleisteten Renten werden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt). 

3) Renten an langjährig Versicherte, schwerbehinderte Menschen sowie voll und teilweise Erwerbsgeminderte vor Erreichen der Regelaltersgrenze. 

4) Ohne die wegen Einkommensanrechnung vollständig ruhenden Renten. 

5) Ohne Knappschaftsausgleichsleistungen. 

6) Einschi. Erziehungsrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Übersicht 5 


Die Anzahl der Rentner und der durchschnittliche Gesamtrentenzahlbetrag der laufenden Renten nach 
dem Personenkonzept und dem Geschlecht in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
ab 2006 zum 1. Juli des Jahres in Deutschland und den alten und neuen Ländern 


• Männer - 


Art der Rentner 

Anzahl der Rentner 

Durchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag 
in €/Monat 


2006 

2007 

2008 

2006 

2007 

2008 




Deutschland 



Einzelrentner 

8.042.455 

8.118.041 

8.162.487 

956,54 

951,76 

954,71 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

864.622 

839.734 

825.773 

753,36 

739,87 

733,09 

Alters 

7.089.707 

7.188.134 

7.245.979 

989,78 

984,98 

988,45 

Todes 

88.126 

90.173 

90.735 

276,04 

276,64 

277,56 

Mehrfachrentner 

381.406 

395.973 

413.444 

1.182,07 

1.193,47 

1.204,52 

Rentner insgesamt 

8.423.861 

8.514.014 

8.575.931 

966,75 

963,00 

966,75 




Alte Länder 



Einzelrentner 

6.509.031 

6.576.827 

6.618.677 

949,62 

945,07 

948,58 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

653.831 

634.827 

623.728 

783,51 

769,69 

762,99 

Alters 

5.792.276 

5.877.481 

5.929.488 

975,93 

971,59 

975,74 

Todes 

62.924 

64.519 

65.461 

254,16 

255,37 

257,23 

Mehrfachrentner 

251.630 

262.872 

275.121 

1.140,74 

1.151,68 

1.162,75 

Rentner insgesamt 

6.760.661 

6.839.699 

6.893.798 

956,73 

953,01 

957,13 




Neue Länder 



Einzelrentner 

1.533.424 

1.541.214 

1.543.810 

985,89 

980,29 

981,00 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

210.791 

204.907 

202.045 

659,83 

647,50 

640,79 

Alters 

1.297.431 

1.310.653 

1.316.491 

1.051,59 

1.045,04 

1.045,70 

Todes 

25.202 

25.654 

25.274 

330,67 

330,13 

330,21 

Mehrfachrentner 

129.776 

133.101 

138.323 

1.262,22 

1.276,02 

1.287,59 

Rentner insgesamt 

1.663.200 

1.674.315 

1.682.133 

1.007,45 

1.003,80 

1.006,21 


1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 
Gesamtrentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. 

2) Ohne Waisenrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Die Anzahl der Rentner und der durchschnittliche Gesamtrentenzahlbetrag der laufenden Renten nach 
dem Personenkonzept und dem Geschlecht in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
ab 2006 zum 1. Juli des Jahres In Deutschland und in den alten und neuen Ländern 

- Frauen - 


Art der Rentner 

Anzahl der Rentner 

Durchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag 
in €/Monat 


2006 

2007 

2008 

2006 

2007 

2008 




Deutschland 



Einzelrentner 

8.125.582 

8.157.885 

8.161.504 

533,48 

533,16 

537,65 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

691.603 

684.546 

686.577 

652,16 

652,72 

656,86 

Alters 

6.046.566 

6.119.072 

6.154.949 

537,58 

538,05 

543,49 

Todes 

1.387.413 

1.354.267 

1.319.978 

456,44 

450,59 

448,37 

Mehrfachrentner 

3.566.815 

3.571.023 

3.579.462 

1.047,75 

1.052,76 

1.063,62 

Rentner insgesamt 

11.692.397 

11.728.908 

11.740.966 

690,36 

691,36 

698,00 




Alte Länder 



Einzelrentner 

6.490.361 

6.523.835 

6.533.355 

500,06 

499,47 

503,69 

mit Renten wegen 







verminderter Enverbsfähigkeit 

498.633 

498.708 

504.455 

653,47 

654,00 

658,18 

Alters 

4.728.597 

4.796.145 

4.833.038 

494,55 

495,02 

500,40 

Todes 

1.263.131 

1.228.982 

1.195.862 

460,13 

454,12 

451,80 

Mehrfachrentner 

2.738.229 

2.749.740 

2.761.790 

1.002,99 

1.006,79 

1.016,86 

Rentner insgesamt 

9.228.590 

9.273.575 

9.295.145 

649,29 

649,90 

656,16 




Neue Länder 



Einzelrentner 

1.635.221 

1.634.050 

1.628.149 

666,12 

667,64 

673,91 

mit Renten wegen 







verminderter Enverbsfähigkeit 

192.970 

185.838 

182.122 

648,76 

649,28 

653,23 

Alters 

1.317.969 

1.322.927 

1.321.911 

691,97 

694,05 

701,04 

Todes 

124.282 

125.285 

124.116 

418,88 

415,97 

415,28 

Mehrfachrentner 

828.586 

821.283 

817.672 

1.195,66 

1.206,67 

1.221,54 

Rentner insgesamt 

2.463.807 

2.455.333 

2.445.821 

844,21 

847,94 

856,99 


1 ) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 
Gesamtrentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. 

2) Ohne Waisenrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Die Anzahl der Rentner und der durchschnittliche Gesamtrentenzahlbetrag der laufenden Renten nach 
dem Personenkonzept und dem Geschlecht in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
ab 2006 zum 1. Juli des Jahres in Deutschland und den alten und neuen Ländern 

- Männer und Frauen - 


Art der Rentner 

Anzahl der Rentner 

Durchschnittlicher Gesamtrentenzahlbetrag 
in €/Monat 


2006 

1 2007 

I 2008 

2006 1 

2007 1 

2008 




Deutschland 



Einzelrentner 

16.168.037 

16.275.926 

16.323.991 

743,92 

741,94 

746,19 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

1.556.225 

1.524.280 

1.512.350 

708,38 

700,73 

698,49 

Alters 

13.136.273 

13.307.206 

13.400.928 

781,63 

779,47 

784,08 

Todes 

1.475.539 

1 .444.440 

1.410.713 

445,66 

439,74 

437,38 

Mehrfachrentner 

3.948.221 

3.966.996 

3.992.906 

1.060,73 

1.066,81 

1.078,21 

Rentner insgesamt 

20.116.258 

20.242.922 

20.316.897 

806,10 

805,60 

811,44 




Alte Länder 



Einzelrentner 

12.999.392 

13.100.662 

13.152.032 

725,16 

723,17 

727,58 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

1.152.464 

1.133.535 

1.128.183 

727,25 

718,79 

716,13 

Alters 

10.520.873 

10.673.626 

10.762.526 

759,57 

757,45 

762,28 

Todes 

1.326.055 

1.293.501 

1.261.323 

450,36 

444,21 

441,71 

Mehrfachrentner 

2.989.859 

3.012.612 

3.036.911 

1.014,59 

1.019,44 

1.030,08 

Rentner insgesamt 

15.989.251 

16.113.274 

16.188.943 

779,28 

778,56 

784,33 




Neue Länder 



Einzelrentner 

3.168.645 

3.175.264 

3.171.959 

820,87 

819,39 

823,37 

mit Renten wegen 







verminderter Erwerbsfähigkeit 

403.761 

390.745 

384.167 

654,54 

648,35 

646,69 

Alters 

2.615.400 

2.633.580 

2.638.402 

870,37 

868,73 

873,02 

Todes 

149.484 

150.939 

149.390 

404,01 

401,37 

400,88 

Mehrfachrentner 

958.362 

954.384 

955.995 

1.204,67 

1.216,34 

1.231,10 

Rentner insgesamt 

4.127.007 

4.129.648 

4.127.954 

909,99 

911,13 

917,80 


1 ) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 
Gesamtrentenzahlbetrag nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR. 

2) Ohne Waisenrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Übersicht 7 


Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie die Witwer- und Witwenrenten 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung nach demRentenfallkonzept^^ dem monatlichen Rentenzahlbetra^’, 
den angerechneten Beitrags- und beitragsfreien Zeiter?’ und dem Geschlecht am 31.12.2008 in Deutschland^^ 


Rentenzahl- 
betragsgruppe 
von ... bis unter ... 
€/Monat 

Anzahl der Renten | 

Renten an Versicher- 
te u. Witwen/ 
Witwer insgesamt 

darunter mit ... Jahren angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 

nicht erfasst 

unter 20 

20-29 

30-39 

40 und mehr 





Renten an versicherte Männer 



unter 150 

131.206 

123.190 

5.678 

1.866 

472 

7.175 

150 

300 

230.676 

175.488 

30.670 

18.120 

6.398 

20.536 

300 

450 

279.783 

116.957 

74.605 

54.687 

33.534 

23.889 

450 

600 

356.141 

31.537 

97.109 

113.765 

113.730 

38.967 

600 

750 

570.987 

6.201 

60.592 

187.993 

316.201 

39.907 

750 

900 

796.748 

1.136 

24.335 

180.055 

591.222 

55.540 

900 

1.050 

993.456 

250 

8.616 

126.395 

858.195 

73.644 

1.050 

1.200 

1.051.749 

47 

2.560 

71.779 

977.363 

93.584 

1.200 

1.350 

889.348 

21 

444 

41.843 

847.040 

88.462 

1.350 

1.500 

639.745 

14 

101 

24.008 

615.622 

58.345 

1.500 

und mehr 

759.607 

7 

46 

7.568 

751.986 

63.759 

Insgesamt 

6.699.446 

454.848 

304.756 

828.079 

5.111.763 

563.808 

0 Rentenzahlbetrag 

1.024,84 

252,50 

522,71 

802,24 

1.159,46 

- 


0 Jahre 

41,23 

13,10 

25,05 

36,49 

45,46 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

1,0314 

0,7566 

0,8489 

0,9132 

1,0858 

- 





Renten an versicherte Frauen 



unter 150 

868.521 

847.188 

18.422 

2.519 

392 

77.506 

150 

300 

1.529.592 

1.204.967 

278.165 

39.238 

7.222 

163.023 

300 

450 

1.172.905 

347.964 

592.881 

195.822 

36.238 

98.986 

450 

600 

1.450.158 

73.937 

445.278 

716.926 

214.017 

128.498 

600 

750 

1.743.429 

21.467 

121.208 

854.950 

745.804 

136.575 

750 

900 

1.055.097 

8.188 

40.670 

315.925 

690.314 

83.848 

900 

1.050 

501.208 

3.550 

14.596 

131.758 

351.304 

37.970 

1.050 

1.200 

263.689 

1.634 

5.024 

51.027 

206.004 

21.923 

1.200 

1.350 

132.855 

1.052 

1.939 

18.233 

111.631 

1 1 .664 

1.350 

1.500 

58.702 

745 

1.107 

6.183 

50.667 

5.939 

1.500 

und mehr 

29.995 

978 

1.130 

2.686 

25.201 

4.183 

Insgesamt 

8.806.151 

2.511.670 

1.520.420 

2.335.267 

2.438.794 

770.115 

0 Rentenzahlbetrag 

539,09 

210,34 

433,40 

650,50 

832,92 

- 


0 Jahre 

29,17 

11,81 

25,15 

35,36 

43,40 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

0,7820 

0,7535 

0,7145 

0,7876 

0,8476 

- 





Renten an Witwen und Witwer 



unter 150 

319.109 

158.395 

62.151 

48.802 

49.761 

53.784 

150 

300 

441.724 

135.215 

107.421 

116.919 

82.169 

80.877 

300 

450 

550.503 

31.765 

106.950 

210.223 

201.565 

110.039 

450 

600 

865.363 

5.773 

43.826 

264.892 

550.872 

178.950 

600 

750 

891.092 

928 

13.447 

160.741 

715.976 

212.352 

750 

900 

547.156 

246 

3.492 

70.265 

473.153 

114.305 

900 

1.050 

240.238 

70 

538 

16.812 

222.818 

28.358 

1.050 

1.200 

66.645 

28 

133 

5.218 

61.266 

6.201 

1.200 

1.350 

21.129 

10 

25 

1.318 

19.776 

1.333 

1.350 

1.500 

9.028 

5 

9 

630 

8.384 

576 

1.500 

und mehr 

7.155 

4 

5 

344 

6.802 

337 

Insgesamt 

3.959.142 

332.439 

337.997 

896.164 

2.392.542 

787.112 

0 Rentenzahlbetrag 

590,74 

188,53 

357,21 

534,41 

640,21 

- 


0 Jahre 

39,15 

13,49 

25,26 

36,62 

42,46 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

1,0585 

0,8545 

0,9364 

1,0352 

1,0884 

- 


1) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten werden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt). 

2) Nettorente in Euro, d.h. Rentenhöhe nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR. 

3) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungsjahre bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992: Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten. 

4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner 

5) Generell sind vollständig ruhende Renten, Renten mit Rentenbeginn vor 1957 und Vertragsrenten nicht in der Auswertung enthalten. 

6) Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit und wegen Alters; in der Summe generell ohne Renten, in deren Datensätzen die Zeiten nicht erfasst sind. 

7) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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noch Übersicht 7 


Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie die Witwer- und Witwenrenten 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung nach demRentenfallkonzept^^ dem monatlichen Rentenzahlbetrag^^ 
den angerechneten Beitrags- und beitragsfreien Zeiter?^ und dem Geschlecht am 31.12.2008 in den alten Ländern^’ 


Rentenzahl- 
betragsgruppe 
von ... bis unter ... 
€/Monat 

Anzahl der Renten | 

Renten an Versicher- 
te u. Witwen/ 
Witwer insgesamt 

darunter mit ... Jahren angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 

nicht erfasst 

unter 20 

20-29 

30 - 39 

40 und mehr 





Renten an versicherte Männer 



unter 150 

127.110 

119.829 

5.219 

1.708 

354 

6.599 

150 

300 

222.330 

172.607 

28.438 

16.615 

4.670 

17.773 

300 

450 

259.331 

115.852 

71.317 

49.117 

23.045 

21.313 

450 

600 

295.265 

31.257 

95.169 

96.476 

72.363 

34.668 

600 

750 

386.371 

6.097 

59.752 

157.582 

162.940 

31.293 

750 

900 

488.993 

1.099 

24.011 

154.229 

309.654 

39.915 

900 

1.050 

656.831 

233 

8.493 

111.842 

536.263 

54.359 

1.050 

1.200 

808.549 

38 

2.530 

64.683 

741.298 

77.509 

1.200 

1.350 

731.690 

19 

435 

38.945 

692.291 

77.840 

1.350 

1.500 

535.514 

13 

97 

23.215 

512.189 

50.610 

1.500 

und mehr 

685.560 

6 

39 

7.092 

678.423 

47.924 

Insgesamt 

5.197.544 

447.050 

295.500 

721.504 

3.733.490 

459.803 

0 Rentenzahlbetrag 

1.033,66 

253,37 

526,18 

808,35 

1.210,68 

- 

0 Jahre 

40,15 

13,10 

25,03 

36,34 

45,31 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

1,0330 

0,7577 

0,8536 

0,9125 

1,1034 

- 





Renten an versicherte Frauen 



unter 150 

853.817 

833.510 

17.648 

2.394 

265 

76.442 

150 

300 

1.438.170 

1.139.454 

256.188 

36.463 

6.065 

153.827 

300 

450 

1.003.508 

323.945 

505.812 

150.585 

23.166 

90.471 

450 

600 

1.003.687 

70.357 

375.924 

470.897 

86.509 

101.432 

600 

750 

999.110 

21.008 

112.002 

597.821 

268.279 

85.095 

750 

900 

699.280 

8.100 

39.555 

254.192 

397.433 

58.178 

900 

1.050 

346.434 

3.515 

14.373 

111.922 

216.624 

23.671 

1.050 

1.200 

192.721 

1.621 

4.965 

44.176 

141.959 

12.485 

1.200 

1.350 

101.514 

1.043 

1.918 

16.337 

82.216 

6.217 

1.350 

1.500 

48.535 

744 

1.099 

5.811 

40.881 

2.959 

1.500 

und mehr 

27.925 

965 

1.116 

2.469 

23.375 

1.716 

Insgesamt 

6.714.701 

2.404.262 

1.330.600 

1.693.067 

1.286.772 

612.493 

0 Rentenzahlbetrag 

497,50 

208,06 

434,29 

660,44 

882,79 

- 

0 Jahre 

26,42 

11,74 

25,10 

35,14 

43,39 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

0,7721 

0,7568 

0,7114 

0,7808 

0,8515 

- 





Renten an Witwen und Witwer 



unter 150 

272.013 

153.748 

53.585 

34.671 

30.009 

39.064 

150 

300 

362.798 

133.471 

99.102 

84.389 

45.836 

60.227 

300 

450 

397.156 

31.411 

103.351 

166.500 

95.894 

77.704 

450 

600 

605.798 

5.597 

42.892 

234.520 

322.789 

114.181 

600 

750 

723.167 

813 

13.252 

151.268 

557.834 

143.356 

750 

900 

478.028 

213 

3.430 

67.769 

406.616 

79.521 

900 

1.050 

217.213 

60 

525 

16.366 

200.262 

19.388 

1.050 

1.200 

61.607 

26 

127 

5.080 

56.374 

4.201 

1.200 

1.350 

19.508 

9 

24 

1.264 

18.211 

858 

1.350 

1.500 

8.274 

5 

9 

620 

7.640 

298 

1.500 

und mehr 

6.610 

1 

5 

335 

6.269 

199 

Insgesamt 

3.152.172 

325.354 

316.302 

762.782 

1.747.734 

538.997 

0 Rentenzahlbetrag 

564,56 

172,53 

315,52 

510,93 

696,25 

- 

0 Jahre 

37,29 

13,45 

25,25 

36,38 

43,70 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

1,0320 

0,8310 

0,8825 

1 ,0040 

1,1069 

- 


1) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt). 

2) Nettorente in Euro, d.h. Rentenhöhe nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR. 

3) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungsjahre bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992: Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten. 

4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMAS danach, wo die Entgeltpunkte erworben wurden. 

5) Generell sind vollständig ruhende Renten, Renten mit Rentenbeginn vor 1957 und Vertragsrenten nicht in der Auswertung enthalten. 

6) Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit und wegen Alters; in der Summe generell ohne Renten, in deren Datensätzen die Zeiten nicht erfasst sind. 

7) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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noch Übersicht 7 


Die Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und wegen Alters sowie die Witwer- und Witwenrenten 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung nach demRentenfallkonzept^^ dem monatlichen Rentenzahlbetra^’, 
den angerechneten Beitrags- und beitragsfreien Zeiterf’ und dem Geschlecht am 31 .12.2008 in den neuen Ländern'** 


Rentenzahl- 
betragsgruppe 
von ... bis unter ... 
€/Monat 

Anzahl der Renten | 

Renten an Versicher- 
te u. Witwen/ 
Witwer insgesamt 

darunter mit ... Jahren angerechneten rentenrechtlichen Zeiten 

nicht erfasst 

unter 20 

20-29 

30-39 

40 und mehr 





Renten an versicherte Männer 



unter 150 

4.096 

3.361 

459 

158 

118 

576 

150 

300 

8.346 

2.881 

2.232 

1.505 

1.728 

2.763 

300 

450 

20.452 

1.105 

3.288 

5.570 

10.489 

2.576 

450 

600 

60.876 

280 

1.940 

17.289 

41.367 

4.299 

600 

750 

184.616 

104 

840 

30.411 

153.261 

8.614 

750 

900 

307.755 

37 

324 

25.826 

281.568 

15.625 

900 

1 .050 

336.625 

17 

123 

14.553 

321.932 

19.285 

1.050 

1 .200 

243.200 

9 

30 

7.096 

236.065 

16.075 

1.200 

1 .350 

157.658 

2 

9 

2.898 

154.749 

10.622 

1.350 

- 1 .500 

104.231 

1 

4 

793 

103.433 

7.735 

1.500 

und mehr 

74.047 

1 

7 

476 

73.563 

15.835 

Insgesamt 

1.501.902 

7.798 

9.256 

106.575 

1.378.273 

104.005 

0 Rentenzahlbetrag 

994,30 

202,54 

411,92 

760,85 

1.020,72 

- 

0 Jahre 

44,96 

13,19 

25,62 

37,49 

45,84 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

1,0257 

0,6954 

0,6980 

0,9177 

1,0381 

- 





Renten an versicherte Frauen 



unter 150 

14.704 

13.678 

774 

125 

127 

1.064 

150 

300 

91.422 

65.513 

21.977 

2.775 

1.157 

9.196 

300 

450 

169.397 

24.019 

87.069 

45.237 

13.072 

8.515 

450 

600 

446.471 

3.580 

69.354 

246.029 

127.508 

27.066 

600 

750 

744.319 

459 

9.206 

257.129 

477.525 

51.480 

750 

900 

355.817 

88 

1.115 

61.733 

292.881 

25.670 

900 

1 .050 

154.774 

35 

223 

19.836 

134.680 

14.299 

1.050 

1.200 

70.968 

13 

59 

6.851 

64.045 

9.438 

1.200 

- 1 .350 

31.341 

9 

21 

1.896 

29.415 

5.447 

1.350 

- 1.500 

10.167 

1 

8 

372 

9.786 

2.980 

1.500 

und mehr 

2.070 

13 

14 

217 

1.826 

2.467 

Insgesamt 

2.091.450 

107.408 

189.820 

642.200 

1.152.022 

157.622 

0 Rentenzahlbetrag 

672,06 

260,92 

427,20 

624,31 

777,21 

- 

0 Jahre 

37,96 

13,44 

25,50 

35,93 

43,42 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

0,8136 

0,6797 

0,7366 

0,8056 

0,8432 

- 





Renten an Witwen und Witwer 



unter 150 

47.096 

4.647 

8.566 

14.131 

19.752 

14.720 

150 

300 

78.926 

1.744 

8.319 

32.530 

36.333 

20.650 

300 

450 

153.347 

354 

3.599 

43.723 

105.671 

32.335 

450 

600 

259.565 

176 

934 

30.372 

228.083 

64.769 

600 

750 

167.925 

115 

195 

9.473 

158.142 

68.996 

750 

900 

69.128 

33 

62 

2.496 

66.537 

34.784 

900 

1 .050 

23.025 

10 

13 

446 

22.556 

8.970 

1.050 

1 .200 

5.038 

2 

6 

138 

4.892 

2.000 

1.200 

1.350 

1.621 

1 

1 

54 

1.565 

475 

1.350 

1 .500 

754 

- 

- 

10 

744 

278 

1.500 

und mehr 

545 

3 

- 

9 

533 

138 

Insgesamt 

806.970 

7.085 

21.695 

133.382 

644.808 

248.115 

0 Rentenzahlbetrag 

516,69 

145,07 

208,35 

372,38 

477,81 

- 

0 Jahre 

42,90 

14,39 

25,94 

36,78 

38,86 

- 

0 Entgeltpunkte/Jahr 

1,0164 

0,7657 

0,8034 

0,9355 

1,0347 

- 


1 ) Anzahlen und durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren Rentenarten gezählt). 

2) Nettorente in Euro, d.h. Rentenhöhe nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR. 

3) Renten zwischen 1957 und 1991: Versicherungsjahre bzw. Arbeitsjahre; Renten ab 1992: Summe aus Beitrags- und beitragsfreien Zeiten. 

4) Abgrenzung erfolgt nach Wohnort der Rentner und nicht wie bei den Auswertungen des BMAS danach, wo die Entgeltpunkte erworben wurden. 

5) Generell sind vollständig ruhende Renten, Renten mit Rentenbeginn vor 1957 und Vertragsrenten nicht in der Auswertung enthalten. 

6) Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit und wegen Alters; in der Summe generell ohne Renten, in deren Datensätzen die Zeiten nicht erfasst sind. 

7) Summe der Entgeltpunkte dividiert durch die entsprechende Monatszahl multipliziert mit 12. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Übersicht 8 


Die Schichtung der Rentner nach dem monatlichen Gesamtrentenzahlbetrag und dem Geschlecht 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung am 1 . Juli 2008 in Deutschland 


Zahlbetrags- 
gruppe in 
€ / Monat 
von ... bis unter ... 

Einzelrentner 

Mehrfachrentner 

Rentner 

insgesamt 

Renten wegen vermin- 
derter Erwerbsfähigkeit 

Renten wegen 
Alters 

Renten wegen 
Todes 





Männer 



unter 150 

20.825 

419.525 

26.709 

1.427 

468.486 

150 

300 

45.484 

355.725 

24.848 

5.470 

431.527 

300 

450 

63.191 

321.802 

23.398 

8.915 

417.306 

450 

600 

111.084 

358.138 

11.815 

12.967 

494.004 

600 

750 

198.973 

485.020 

3.143 

15.128 

702.264 

750 

900 

168.666 

734.959 

673 

23.830 

928.128 

900 

- 1.050 

113.081 

976.383 

124 

43.359 

1.132.947 

1.050 

- 1 .200 

59.367 

1.096.826 

18 

71.350 

1.227.561 

1.200 

- 1.350 

27.130 

961.090 

5 

87.787 

1.076.012 

1.350 

- 1.500 

13.638 

698.054 

1 

71.665 

783.358 

1.500 

- 1.650 

2.990 

486.492 

1 

41.154 

530.637 

1.650 

- 1.800 

673 

244.171 

- 

18.534 

263.378 

1.800 

- 1.950 

309 

64.866 

- 

7.512 

72.687 

1.950 

- 2.100 

182 

18.021 

- 

2.840 

21.043 

2.100 

und mehr 

180 

24.907 

- 

1.506 

26.593 

insgesamt 

825.773 

7.245.979 

90.735 

413.444 

8.575.931 





Frauen 



unter 150 

1 1 .825 

708.613 

263.633 

1 1 .249 

995.320 

150 

300 

41.174 

1.046.374 

193.531 

60.632 

1.341.711 

300 

450 

64.219 

802.722 

216.436 

127.419 

1.210.796 

450 

600 

123.091 

952.894 

237.559 

185.727 

1.499.271 

600 

750 

227.208 

1.106.801 

201.990 

285.749 

1.821.748 

750 

900 

134.547 

726.556 

123.456 

444.196 

1.428.755 

900 

- 1.050 

57.412 

381.768 

54.267 

551.408 

1.044.855 

1.050 

- 1.200 

19.527 

222.680 

18.957 

609.178 

870.342 

1.200 

- 1.350 

5.633 

120.116 

6.230 

572.658 

704.637 

1.350 

- 1.500 

1.586 

56.015 

2.325 

382.893 

442.819 

1.500 

- 1.650 

278 

21.549 

1.080 

194.291 

217.198 

1.650 

- 1.800 

59 

6.500 

418 

86.489 

93.466 

1.800 

- 1.950 

10 

1.699 

78 

38.357 

40.144 

1.950 

- 2.100 

6 

444 

9 

17.038 

17.497 

2.100 

und mehr 

2 

218 

9 

12.178 

12.407 

insgesamt 

686.577 

6.154.949 

1.319.978 

3.579.462 

11.740.966 





Männer und Frauen 



unter 150 

32.650 

1.128.138 

290.342 

12.676 

1.463.806 

150 

300 

86.658 

1.402.099 

218.379 

66.102 

1.773.238 

300 

450 

127.410 

1.124.524 

239.834 

136.334 

1.628.102 

450 

600 

234.175 

1.311.032 

249.374 

198.694 

1.993.275 

600 

750 

426.181 

1.591.821 

205.133 

300.877 

2.524.012 

750 

900 

303.213 

1.461.515 

124.129 

468.026 

2.356.883 

900 

- 1.050 

170.493 

1.358.151 

54.391 

594.767 

2.177.802 

1.050 

- 1.200 

78.894 

1.319.506 

18.975 

680.528 

2.097.903 

1.200 

- 1.350 

32.763 

1.081.206 

6.235 

660.445 

1.780.649 

1.350 

- 1.500 

15.224 

754.069 

2.326 

454.558 

1.226.177 

1.500 

- 1.650 

3.268 

508.041 

1.081 

235.445 

747.835 

1.650 

- 1.800 

732 

250.671 

418 

105.023 

356.844 

1.800 

- 1.950 

319 

66.565 

78 

45.869 

112.831 

1.950 

- 2.100 

188 

18.465 

9 

19.878 

38.540 

2.100 

und mehr 

182 

25.125 

9 

13.684 

39.000 

insgesamt 

1.512.350 

13.400.928 

1.410.713 

3.992.906 

20.316.897 


1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 

2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR. 

3) Ohne Waisenrenten. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Die Schichtung der Rentner nach dem monatlichen Gesamtrentenzahlbetrag und dem Geschlecht 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung am 1 . Juli 2008 in den alten Ländern 


Zahlbetrags- 
gruppe in 
€ / Monat 
von ... bis unter ... 

Einzelrentner 

Mehrfachrentner 

Rentner 

insgesamt 

Renten wegen vermin- 
derter Erwerbsfähigkeit 

Renten wegen 
Alters 

Renten wegen 
Todes 





Männer 



unter 150 

17.481 

414.739 

22.930 

1.383 

456.533 

150 

300 

27.601 

352.226 

18.250 

5.439 

403.516 

300 

450 

47.052 

315.511 

14.051 

8.806 

385.420 

450 

600 

78.092 

329.486 

7.334 

12.589 

427.501 

600 

750 

131.348 

371.462 

2.159 

14.305 

519.274 

750 

900 

123.518 

478.894 

597 

19.803 

622.812 

900 

- 1.050 

99.091 

658.186 

116 

29.995 

787.388 

1.050 

- 1 .200 

55.618 

859.969 

17 

39.752 

955.356 

1.200 

- 1.350 

26.247 

805.177 

5 

48.721 

880.150 

1.350 

- 1.500 

13.438 

591.565 

1 

45.982 

650.986 

1.500 

- 1.650 

2.916 

430.389 

1 

27.982 

461.288 

1.650 

- 1.800 

664 

225.666 

- 

12.586 

238.916 

1.800 

- 1.950 

305 

57.597 

- 

4.924 

62.826 

1.950 

- 2.100 

179 

15.985 

- 

1.852 

18.016 

2.100 

und mehr 

178 

22.636 

- 

1.002 

23.816 

insgesamt 

623.728 

5.929.488 

65.461 

275.121 

6.893.798 





Frauen 



unter 150 

10.951 

699.764 

246.598 

10.953 

968.266 

150 

300 

28.030 

998.698 

175.952 

60.047 

1.262.727 

300 

450 

55.304 

716.632 

180.774 

125.216 

1.077.926 

450 

600 

92.920 

691.946 

204.260 

178.464 

1.167.590 

600 

750 

146.569 

645.935 

190.078 

265.669 

1.248.251 

750 

900 

101.358 

486.205 

118.023 

395.484 

1.101.070 

900 

- 1.050 

45.666 

265.663 

51.957 

446.732 

810.018 

1.050 

- 1 .200 

16.612 

163.012 

18.363 

417.414 

615.401 

1.200 

- 1.350 

5.224 

92.017 

6.045 

359.014 

462.300 

1.350 

- 1.500 

1.497 

46.106 

2.247 

253.525 

303.375 

1.500 

- 1.650 

254 

19.081 

1.059 

135.515 

155.909 

1.650 

- 1.800 

53 

5.741 

410 

62.179 

68.383 

1.800 

- 1.950 

9 

1.616 

78 

28.189 

29.892 

1.950 

- 2.100 

6 

412 

9 

13.039 

13.466 

2.100 

und mehr 

2 

210 

9 

10.350 

10.571 

insgesamt 

504.455 

4.833.038 

1.195.862 

2.761.790 

9.295.145 





Männer und Frauen 



unter 150 

28.432 

1.114.503 

269.528 

12.336 

1.424.799 

150 

300 

55.631 

1.350.924 

194.202 

65.486 

1.666.243 

300 

450 

102.356 

1.032.143 

194.825 

134.022 

1.463.346 

450 

600 

171.012 

1.021.432 

21 1 .594 

191.053 

1.595.091 

600 

750 

277.917 

1.017.397 

192.237 

279.974 

1.767.525 

750 

900 

224.876 

965.099 

118.620 

415.287 

1.723.882 

900 

- 1.050 

144.757 

923.849 

52.073 

476.727 

1.597.406 

1.050 

- 1.200 

72.230 

1.022.981 

18.380 

457.166 

1.570.757 

1.200 

- 1.350 

31.471 

897.194 

6.050 

407.735 

1 .342.450 

1.350 

- 1.500 

14.935 

637.671 

2.248 

299.507 

954.361 

1.500 

- 1.650 

3.170 

449.470 

1.060 

163.497 

617.197 

1.650 

- 1.800 

717 

231.407 

410 

74.765 

307.299 

1.800 

- 1.950 

314 

59.213 

78 

33.113 

92.718 

1.950 

- 2.100 

185 

16.397 

9 

14.891 

31.482 

2.100 

und mehr 

180 

22.846 

9 

11.352 

34.387 

insgesamt 

1.128.183 

10.762.526 

1.261.323 

3.036.911 

16.188.943 


1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 

2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR. 

3) Ohne Waisenrenten. 


Quelie: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Die Schichtung der Rentner nach dem monatlichen Gesamtrentenzahlbetrag und dem Geschlecht 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung am 1 . Juli 2008 in den neuen Ländern 


Zahlbetrags- 
gruppe in 
€ / Monat 
von ... bis unter ... 

Einzelrentner 

Mehrfachrentner 

Rentner 

insgesamt 

Renten wegen vermin- 
derter Erwerbsfähigkeit 

Renten wegen 
Alters 

Renten wegen 
Todes 





Männer 



unter 150 

3.344 

4.786 

3.779 

44 

11.953 

150 

300 

17.883 

3.499 

6.598 

31 

28.011 

300 

450 

16.139 

6.291 

9.347 

109 

31.886 

450 

600 

32.992 

28.652 

4.481 

378 

66.503 

600 

750 

67.625 

113.558 

984 

823 

182.990 

750 

900 

45.148 

256.065 

76 

4.027 

305.316 

900 

- 1.050 

13.990 

318.197 

8 

13.364 

345.559 

1.050 

- 1 .200 

3.749 

236.857 

1 

31.598 

272.205 

1.200 

- 1.350 

883 

155.913 

- 

39.066 

195.862 

1.350 

- 1.500 

200 

106.489 

- 

25.683 

132.372 

1.500 

- 1.650 

74 

56.103 

- 

13.172 

69.349 

1.650 

- 1.800 

9 

18.505 

- 

5.948 

24.462 

1.800 

- 1.950 

4 

7.269 

- 

2.588 

9.861 

1.950 

- 2.100 

3 

2.036 

- 

988 

3.027 

2.100 

und mehr 

2 

2.271 

- 

504 

2.777 

insgesamt 

202.045 

1.316.491 

25.274 

138.323 

1.682.133 





Frauen 



unter 150 

874 

8.849 

17.035 

296 

27.054 

150 

300 

13.144 

47.676 

17.579 

585 

78.984 

300 

450 

8.915 

86.090 

35.662 

2.203 

132.870 

450 

600 

30.171 

260.948 

33.299 

7.263 

331.681 

600 

750 

80.639 

460.866 

11.912 

20.080 

573.497 

750 

900 

33.189 

240.351 

5.433 

48.712 

327.685 

900 

- 1.050 

11.746 

116.105 

2.310 

104.676 

234.837 

1.050 

- 1.200 

2.915 

59.668 

594 

191.764 

254.941 

1.200 

- 1.350 

409 

28.099 

185 

213.644 

242.337 

1.350 

- 1.500 

89 

9.909 

78 

129.368 

139.444 

1.500 

- 1.650 

24 

2.468 

21 

58.776 

61.289 

1.650 

- 1.800 

6 

759 

8 

24.310 

25.083 

1.800 

- 1.950 

1 

83 

- 

10.168 

10.252 

1.950 

- 2.100 

- 

32 

- 

3.999 

4.031 

2.100 

und mehr 

- 

8 

- 

1.828 

1.836 

insgesamt 

182.122 

1.321.911 

124.116 

817.672 

2.445.821 





Männer und Frauen 



unter 150 

4.218 

13.635 

20.814 

340 

39.007 

150 

300 

31.027 

51.175 

24.177 

616 

106.995 

300 

450 

25.054 

92.381 

45.009 

2.312 

164.756 

450 

600 

63.163 

289.600 

37.780 

7.641 

398.184 

600 

750 

148.264 

574.424 

12.896 

20.903 

756.487 

750 

900 

78.337 

496.416 

5.509 

52.739 

633.001 

900 

- 1.050 

25.736 

434.302 

2.318 

118.040 

580.396 

1.050 

- 1 .200 

6.664 

296.525 

595 

223.362 

527.146 

1.200 

- 1.350 

1.292 

184.012 

185 

252.710 

438.199 

1.350 

- 1.500 

289 

116.398 

78 

155.051 

271.816 

1.500 

- 1.650 

98 

58.571 

21 

71.948 

130.638 

1.650 

- 1.800 

15 

19.264 

8 

30.258 

49.545 

1.800 

- 1.950 

5 

7.352 

- 

12.756 

20.113 

1.950 

- 2.100 

3 

2.068 

- 

4.987 

7.058 

2.100 

und mehr 

2 

2.279 

- 

2.332 

4.613 

insgesamt 

384.167 

2.638.402 

149.390 

955.995 

4.127.954 


1) Anzahl der Rentner; die je Rentner geleisteten Renten wurden zu einem Gesamtrentenzahlbetrag zusammengefasst. 

2) Ggf. einschl. Auffüllbeträge und Rententeile aus ehern. Zusatz- und Sonderversorgungen; Rente nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner 
zur KVdR und PVdR. 

3) Ohne Waisenrenten. 


Quelle; Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Die Zahi, die durchschnittiichen Ruhensbeträge und der durchschnittiiche Rentenzahlbetrag der iaufenden 
Witwer- und Witwenrenten’* am 1. Juii 2008, bei denen Erwerbseinkommen oder Erwerbsersatzeinkommen 
zu berücksichtigen ist, in Deutschland nach Versicherungszweigen 
in den alten und neuen Ländern 


Versiche- 
rungszweig / 
Geschiecht 

Renten insgesamt 

Renten ohne Ruhensbetrag 

Renten mit Ruhensbetrag | 

Anzahi 

0 Renten- 
zahibetrag in 
€/Monat 

Anzahi 

0 Renten- 
zahibetrag 
in €/Monat 

Anzahi 

0 Ruhens- 
betrag ^* in 
€/Monat 

0 Renten- 
zahibetrag ^* 
in €/Monat 





Deutschland 







Aiigemeine Rentenversicherung 



Witwerrenten 

450 202 

225,46 

60 255 

273,53 

389 947 

163,12 

220,86 

Witwenrenten 

2 689 367 

564,96 

1 912 869 

588,97 

776 498 

94,90 

501,41 

zusammen 

3 139 569 

516,42 

1 973 124 

579,52 

1 166 445 

118,50 

401,50 




Knappschaftiiche Rentenversicherung 



Witwerrenten 

6 906 

313,36 

543 

375,22 

6 363 

152,39 

307,95 

Witwenrenten 

228 647 

741,14 

169 494 

775,40 

59 153 

80,74 

598,42 

zusammen 

235 553 

729,92 

170 037 

774,14 

65 516 

87,92 

569,04 




Gesetziiche Rentenversicherung 



Witwerrenten 

457 108 

226,58 

60 798 

274,75 

396 310 

163,04 

222,00 

Witwenrenten 

2 918 014 

578,43 

2 082 363 

604,18 

835 651 

94,05 

507,55 

zusammen 

3 375 122 

530,97 

2 143 161 

594,98 

1 231 961 

117,15 

409,07 





Alte Länder 







Gesetziiche Rentenversicherung 



Witwerrenten 

303 818 

213,59 

54 374 

233,87 

249 444 

162,38 

209,17 

Witwenrenten 

2 059 339 

577,43 

1 663 916 

597,78 

395 423 

101,29 

491,81 

zusammen 

2 363 157 

530,66 

1 718 290 

586,26 

644 867 

124,92 

382,48 





Neue Länder 







Gesetziiche Rentenversicherung 



Witwerrenten 

153 290 

256,93 

6 424 

370,20 

146 866 

164,57 

251,97 

Witwenrenten 

858 675 

580,75 

418 447 

619,11 

440 228 

77,14 

544,29 

zusammen 

1 011 965 

531,70 

424 871 

615,35 

587 094 

99,01 

471,16 


1) ln vollem Umfang ruhende Renten sind In der Rentenbestandsaufnahme nicht erfaßt und konnten daher nicht berücksichtigt werden. 

2) Rente nach Abzug des Eigenbeitrags zur KVdR und PVdR. 


Quelle: Rentenbestandaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Die Anzahl der Renten mit KindererziehungszeitenZ-leistungen, 
die durchschnittliche Höhe der Leistungen sowie der durchschnittliche Auszahlungsbetrag 
in Deutschland nach Versicherungszweigen in den alten und neuen Ländern am 31.12.2008 


Versicherungszweig 

Anzahl der 
Kindererziehungs- 
zeiten/'leistungen 

0 Höhe der 
Leistungen 
in €/Monat 

Durchschnittlicher 
Auszahlbetrag 
in €/Monat 

davon 

Anzahl der 
Kindererziehungs- 
leistunqen 

0 Höhe der 
Leistungen 
in €/Monat 

Anzahl der 
Kindererziehungs- 
zeiten 

0 Höhe der 
Leistungen 
in €/Monat 

Rentenart /Leistungen 





Deutschland 







Allgemeine Rentenversicherung 



zu Versichertenrenten 

8.536.174 

57,79 

509,42 

326.784 

58,17 

8.209.390 

57,78 

zu Renten wegen Todes 

630.146 

34,28 

297,78 

64.989 

66,58 

565.157 

30,57 

davon 








Erziehungsrenten 

9.002 

93,89 

735,79 

- 

- 

9.002 

93,89 

Witwen/Witwerrenten 

523.084 

37,99 

315,74 

64.989 

66,58 

458.095 

33,93 

Waisenrenten 

98.060 

8,96 

161,75 

- 

- 

98.060 

8,96 

ohne gieichzeitigen Rentenbezug 

74.216 

68,60 

68,60 

74.216 

68,60 

- 

- 

Leistungen Insgesamt 

9.240.536 

56,28 

491,45 

465.989 

61,00 

8.774.547 

56,02 




Knappschaftllche Rentenversicherung 



zu Versichertenrenten 

100.375 

52,30 

776,34 

1.692 

61,45 

98.683 

52,15 

zu Renten wegen Todes 

20.456 

45,13 

652,96 

9.540 

62,27 

10.916 

30,15 

davon 








Erziehungsrenten 

99 

85,41 

863,67 

- 

- 

99 

85,41 

Witwen/Witwerrenten 

19.140 

47,12 

679,27 

9.540 

62,27 

9.600 

32,07 

Waisenrenten 

1.217 

10,53 

222,00 

- 

- 

1.217 

10,53 

ohne gieichzeitigen Rentenbezug 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Leistungen Insgesamt 

120.831 

51,09 

755,45 

11.232 

62,14 

109.599 

49,96 




Gesetzliche Rentenversicherung 



zu Versichertenrenten 

8.636.549 

57,73 

512,52 

328.476 

58,18 

8.308.073 

57,71 

zu Renten wegen Todes 

650.602 

34,62 

308,95 

74.529 

66,03 

576.073 

30,56 

davon 








Erziehungsrenten 

9.101 

93,80 

737,18 

- 

- 

9.101 

93,80 

Witwen/Witwerrenten 

542.224 

38,31 

328,57 

74.529 

66,03 

467.695 

33,89 

Waisenrenten 

99.277 

8,98 

162,49 

- 

- 

99.277 

8,98 

ohne gieichzeitigen Rentenbezug 

74.216 

68,60 

68,60 

74.216 

68,60 

- 

- 

Leistungen Insgesamt 

9.361.367 

56,21 

494,85 

477.221 

61,02 

8.884.146 

55,95 





Alte Länder 







Gesetzliche Rentenversicherung 



zu Versichertenrenten 

6.671.466 

59,96 

464,40 

304.173 

58,90 

6.367.293 

60,02 

zu Renten wegen Todes 

506.480 

35,99 

315,09 

73.079 

66,24 

433.401 

30,89 

davon 








Erziehungsrenten 

6.782 

95,77 

725,82 

- 

- 

6.782 

95,77 

Witwen/Witwerrenten 

417.024 

40,33 

339,09 

73.079 

66,24 

343.945 

34,82 

Waisenrenten 

82.674 

9,14 

160,38 

- 

- 

82.674 

9,14 

ohne gieichzeitigen Rentenbezug 

74.013 

68,61 

68,61 

74.013 

68,61 

- 

- 

Leistungen Insgesamt 

7.251.959 

58,38 

449,93 

451.265 

61,68 

6.800.694 

58,16 





Neue Länder 







Gesetzliche Rentenversicherung 



zu Versichertenrenten 

1.965.083 

50,15 

675,89 

24.303 

49,14 

1.940.780 

50,16 

zu Renten wegen Todes 

144.122 

29,82 

287,34 

1.450 

55,21 

142.672 

29,56 

davon 








Erziehungsrenten 

2.319 

88,03 

770,40 

- 

- 

2.319 

88,03 

Witwen/Witwerrenten 

125.200 

31,59 

293,56 

1.450 

55,21 

123.750 

31,31 

Waisenrenten 

16.603 

8,18 

173,02 

- 

- 

16.603 

8,18 

ohne gieichzeitigen Rentenbezug 

203 

66,55 

66,55 

203 

66,55 

- 

- 

Leistungen Insgesamt 

2.109.408 

48,76 

649,29 

25.956 

49,62 

2.083.452 

48,75 


1 ) Rentenzahlbetrag in Euro nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR zuzügiich der Kindererziehungsleistung. 

2) Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Alters. 

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Anteil der GRV-Rente*’ am Bruttoeinkommen nach Rentengrößenklassen 
von Personen im Alter ab 65 Jahren (ohne Heimbewohner) in Deutschland 2007 


Rentengrößen- 

klassen 

von ... bis unter ... 
€/l\/lonat 

Anteil an den 
jeweiligen 
Renten- 
beziehern 

Durchschn. 

Bruttorente 

Durchschn. 

Haushalts- 

brutto- 

einkommen 

Anteil der 
Rente am 
Gesamt- 
einkommen 

in v.H. 

€/Monat 

in v.H. 




Haushalte von Ehepaaren 



unter 250 

3 

151 

2.755 

5 

250 

500 

4 

382 

3.346 

11 

500 

750 

5 

628 

3.210 

20 

750 

1.000 

6 

879 

2.412 

36 

1000 

und mehr 

82 

1.816 

2.517 

72 


Gesamt 

100 

1.593 

2.588 

62 



Haushalte von alleinstehenden Männern 


unter 250 

3 

149 

1.729 

9 

250 

500 

6 

388 

1.483 

26 

500 

750 

7 

647 

966 

67 

750 

1.000 

15 

889 

1.252 

71 

1000 

und mehr 

69 

1.432 

1.829 

78 


Gesamt 

100 

1.195 

1.660 

72 



Haushalte von alleinstehenden Frauen 


unter 250 

4 

153 

1.230 

12 

250 

500 

7 

378 

1.188 

32 

500 

750 

15 

645 

980 

66 

750 

1.000 

23 

881 

1.098 

80 

1000 

und mehr 

51 

1.352 

1.578 

86 


Gesamt 

100 

1.022 

1.336 

77 


*’ Eigene und/oder abgeleitete Bruttorente der GRV. 


Quelle: Alterssicherung in Deutschland 2007 (ASID07), eigene Berechnungen 
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Vergleich der verfügbaren Eckrenterf’ in den alten und neuen Ländern seit 1990 


Stichtag 

1 Verfügbare Eckrente 

Verhältniswert der verfügbaren 
Eckrente in den neuen zu der 
in den alten Ländern 
in % 

Alte 

Länder 
in Euro/Monat 

Neue 

Länder 
in Euro/Monat 

30.06.1990 

826,24 

240,31 - 307,80^' 

29,1 -37,3 

01.07.1990 

852,33 

343,59 

40,3 

01.01.1991 

852,33 

395,23 

46,4 

01.07.1991 

895,25 

454,54 

50,8 

01.01.1992 

895,25 

507,60 

56,7 

01.07.1992 

919,54 

572,51 

62,3 

01.01.1993 

919,54 

607,41 

66,1 

01.07.1993 

955,05 

693,91 

72,7 

01.01.1994 

955,05 

719,15 

75,3 

01.07.1994 

987,46 

741,97 

75,1 

01.01.1995 

982,17 

758,55 

77,2 

01.07.1995 

988,15 

778,21 

78,8 

01.01.1996 

988,15 

812,27 

82,2 

01.07.1996 

992,72 

816,82 

82,3 

01.07.1997 

1 009,10 

859,36 

85,2 

01.07.1998 

1 012,47 

866,06 

85,5 

01.07.1999 

1 026,62 

890,22 

86,7 

01.07.2000 

1 032,79 

896,00 

86,8 

01.07.2001 

1 051,99 

915,86 

87,1 

01.07.2002 

1 072,35 

941,32 

87,8 

01.07.2003 

1 081,79 

950,97 

87,9 

01.07.2004 

1 071,79 

944,24 

88,1 

01.07.2005 

1 063,41 

936,87 

88,1 

01.07.2006 

1 066,35 

939,46 

88,1 

01.07.2007 

1 068,52 

941,77 

88,1 

01.07.2008 

1 078,22 

949,61 

88,1 

01.07.2009 

1 100,84 

976,59 

88,7 


Hinweis: Die ermittelten DM-Beträge wurden mit dem amtl. festgelegten Umrechnungskurs 1 Euro = 1,95583 DM in Euro umgerechnet. 

1) Rente wegen Alters eines Versicherten mit durchschnittlichem Bruttojahresarbeitsentgelt und nach 45 anrechnungsfähigen Ver- 
sicherungsjahren; nach Abzug des durchschnittlichen Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR (ab 1/95). 

2) Je nach Zugangsjahr (1970: 470 Mark, 1990: 602 Mark). 


Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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Die Entwicklung der Angleichung der verfügbaren laufenden Renten an Männer wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters'* der neuen Länder an die In den alten Ländern seit 1992 


Stichtag 

1 Versichertenrenten insgesamt 

Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit 

1 Renten wegen Alters | 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Zahibetrag in€/Monat 

in % 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

01 

.07.1992 

864,65 

634,98 

73,4 

719,06 

562,34 

78,2 

896,93 

659,29 

73,5 

01 

.07.1993 

896,70 

751,55 

83,8 

754,60 

635,71 

84,2 

927,41 

788,01 

85,0 

01 

.07.1994 

926,93 

820,58 

88,5 

785,35 

691,22 

88,0 

955,90 

853,93 

89,3 

01 

.07.1995 

918,25 

860,75 

93,7 

785,88 

677,51 

86,2 

944,46 

903,18 

95,6 

01 

.07.1996 

921,22 

903,65 

98,1 

789,81 

683,22 

86,5 

946,63 

951,47 

100,5 

01 

.07.1997 

935,52 

946,40 

101,2 

803,66 

698,54 

86,9 

960,08 

998,81 

104,0 

01 

.07.1998 

937,38 

959,60 

102,4 

806,29 

699,81 

86,8 

960,88 

1013,85 

105,5 

01 

.07.1999 

948,73 

980,02 

103,3 

818,73 

708,13 

86,5 

971,09 

1036,18 

106,7 

01 

.07.2000 

951,67 

982,21 

103,2 

820,48 

706,00 

86,0 

972,92 

1037,67 

106,7 

01 

.07.2001 

966,83 

1000,22 

103,5 

831,70 

712,17 

85,6 

987,41 

1056,39 

107,0 

01 

.07.2002 

981,82 

1025,21 

104,4 

839,46 

721,44 

85,9 

1002,14 

1082,81 

108,0 

01 

.07.2003 

986,82 

1033,29 

104,7 

838,01 

718,20 

85,7 

1006,72 

1090,54 

108,3 

01 

.07.2004 

972,71 

1017,95 

104,7 

816,89 

695,98 

85,2 

992,08 

1072,50 

108,1 

01 

.07.2005 

962,37 

1005,66 

104,5 

798,09 

676,90 

84,8 

981,43 

1057,54 

107,8 

01 

.07.2006 

955,63 

999,49 

104,6 

784,32 

661,58 

84,4 

974,48 

1050,61 

107,8 

01 

.07.2007 

951,27 

994,34 

104,5 

770,49 

649,03 

84,2 

970,27 

1044,50 

107,7 

01 

.07.2008 

955,00 

995,42 

104,2 

763,86 

642,11 

84,1 

974,55 

1045,59 

107,3 


Die Entwicklung der Anglelchung der verfügbaren laufenden Renten an Frauen wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters'* der neuen Länder an die In den alten Ländern seit 1992 


Stichtag 

Versichertenrenten insgesamt 

Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit 

Renten wegen Alters 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Alte^^ Neue^^ 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Alte^’ Neue^^ 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

01 

07.1992 

372,28 

422,54 

113,5 

441,13 

469,79 

106,5 

365,67 

418,44 

114,4 

01 

07.1993 

388,96 

486,90 

125,2 

477,27 

524,01 

109,8 

380,76 

483,29 

126,9 

01 

07.1994 

405,41 

519,65 

128,2 

513,63 

566,15 

110,2 

395,74 

514,68 

130,1 

01 

07.1995 

407,20 

541,63 

133,0 

528,13 

562,48 

106,5 

396,60 

539,00 

135,9 

01 

07.1996 

413,59 

555,79 

134,4 

544,56 

570,12 

104,7 

402,20 

553,81 

137,7 

01 

07.1997 

424,86 

575,17 

135,4 

564,35 

584,27 

103,5 

412,81 

573,83 

139,0 

01 

07.1998 

435,43 

586,30 

134,6 

581,05 

593,05 

102,1 

422,99 

585,31 

138,4 

01 

07.1999 

447,30 

602,77 

134,8 

597,66 

606,57 

101,5 

434,60 

602,22 

138,6 

01 

07.2000 

456,13 

613,83 

134,6 

610,86 

615,79 

100,8 

443,42 

613,56 

138,4 

01 

07.2001 

467,05 

629,24 

134,7 

627,22 

628,89 

100,3 

454,12 

629,28 

138,6 

01 

07.2002 

477,42 

649,67 

136,1 

642,56 

645,92 

100,5 

464,28 

650,15 

140,0 

01 

07.2003 

482,45 

660,92 

137,0 

651,21 

654,96 

100,6 

469,24 

661,64 

141,0 

01 

07.2004 

479,19 

659,23 

137,6 

648,67 

651,46 

100,4 

466,26 

660,10 

141,6 

01 

07.2005 

477,02 

659,67 

138,3 

647,38 

650,05 

100,4 

464,38 

660,67 

142,3 

01 

07.2006 

476,90 

662,85 

139,0 

648,29 

649,93 

100,3 

464,39 

664,13 

143,0 

01 

07.2007 

478,15 

666,14 

139,3 

649,04 

650,24 

100,2 

465,85 

667,65 

143,3 

01 

07.2008 

483,63 

673,78 

139,3 

653,56 

653,96 

100,1 

471,38 

675,63 

143,3 
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Die Entwicklung der Angleichung der verfügbaren laufenden Renten an Männer und Frauen wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit und wegen Alters^^ der neuen Länderan die in den alten Ländern seit 1992 


Stichtag 

1 Versichertenrenten insgesamt 

Renten wegen vermind. Erwerbsfähigkeit 

1 Renten wegen Alters | 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Alte Neue 

Länder 

Verhältnis der 
Renten in den 
neuen zu den 
alten Ländern 

Zahibetrag in€/Monat 

in % 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

Zahlbetrag in€/Monat 

in % 

01 

.07.1992 

593,50 

488,91 

82,4 

615,69 

524,21 

85,1 

590,19 

483,49 

81,9 

01 

.07.1993 

617,19 

570,68 

92,5 

652,23 

586,08 

89,9 

612,11 

568,25 

92,8 

01 

.07.1994 

640,76 

620,52 

96,8 

684,82 

630,76 

92,1 

634,65 

618,95 

97,5 

01 

.07.1995 

638,37 

658,00 

103,1 

690,23 

618,96 

89,7 

631,37 

664,33 

105,2 

01 

.07.1996 

643,67 

687,15 

106,8 

698,24 

623,34 

89,3 

636,42 

697,80 

109,6 

01 

.07.1997 

656,58 

717,98 

109,4 

713,06 

636,93 

89,3 

649,26 

731,80 

112,7 

01 

.07.1998 

663,76 

731,96 

110,3 

720,06 

642,54 

89,2 

656,65 

747,18 

113,8 

01 

.07.1999 

675,72 

750,78 

111,1 

732,96 

654,10 

89,2 

668,70 

766,98 

114,7 

01 

.07.2000 

682,13 

759,48 

111,3 

737,92 

658,54 

89,2 

675,60 

775,85 

114,8 

01 

.07.2001 

695,27 

776,77 

111,7 

749,46 

668,69 

89,2 

689,18 

793,74 

115,2 

01 

.07.2002 

707,84 

799,83 

113,0 

758,25 

682,43 

90,0 

702,42 

817,65 

116,4 

01 

.07.2003 

713,03 

810,83 

113,7 

759,13 

685,97 

90,4 

708,28 

828,86 

117,0 

01 

.07.2004 

704,79 

804,64 

114,2 

744,17 

673,56 

90,5 

700,94 

822,23 

117,3 

01 

.07.2005 

698,77 

801,20 

114,7 

731,59 

663,50 

90,7 

695,72 

818,44 

117,6 

01 

.07.2006 

695,60 

801,49 

115,2 

723,21 

655,81 

90,7 

693,12 

818,98 

118,2 

01 

.07.2007 

694,47 

802,14 

115,5 

715,14 

649,63 

90,8 

692,67 

819,73 

118,3 

01 

.07.2008 

699,27 

807,73 

115,5 

712,88 

647,92 

90,9 

698,11 

825,80 

118,3 


Hinweis: Die ermittelten DM-Beträge wurden mit dem amtlichen Umrechnungskurs 1 Euro = 1 ,95583 DM in Euro umgerechnet. 


1) Durchschnittliche Rentenzahlbeträge der Einzelrenten (An Mehrfachrentner geleistete Renten wurden einzeln entsprechend ihren 
Rentenarten gezählt). 

2) Für Pflichtversicherte nach Abzug des Eigenbeitrags der Rentner zur KVdR und PVdR (ab 1995). Für freiwillig/privat Versicherte 
Bruttorenten zuzüglich Zuschuss des Rentenversicherungsträgers zur KVdR; ab 1995 nach Abzug des Eigenbeitrags der 
Rentner zur KVdR und PVdR. 

3) Rentenhöhen wie alte Länder, ggf. einschließlich Auffüll betrag. 


Quelle: Rentenbestandsaufnahme des BMAS aus dem Datensatz des Renten Service der Deutschen Post AG 
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Übersicht 14 


Die Einnahmen und die Ausgaben in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
nach Versicherungszweigen ab 2006 in Deutschland 


Position 

Allgemeine 

Rentenversicherung 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 


Gesetzliche 

Rentenversicherung 


2006 

1 2007 1 

2008 

2006 

1 2007 1 

2008 

1 2006 

1 2007 1 

2008 






Mio. € 





Einnahmen 

Beiträge 

179.476 

173.772 

179.089 

1.069 

953 

939 

180.545 

174.726 

180.028 

Zuschüsse und Erstattungen 

Bundeszuschuss 

54.909 

55.944 

56.431 

6.449 

6.273 

6.088 

61.358 

62.217 

62.519 

Sonstige Erstattungen 

aus öffentlichen Mitteln 

715 

732 

715 

22 

23 

23 

737 

755 

738 

Erstattungen 

in der Wanderversicherung 
von der KnRV 

317 

301 

283 







von der Allgem. RV 

- 

- 

- 

5.334 

5.489 

5.637 

- 

- 

- 

Wanderungsausgleich an 

KnRV nach § 223 (6) SGB VI 
von der Allgem. RV 




1.745 

1.839 

1.894 




Vermögenserträge 

227 

390 

759 

7 

8 

11 

234 

398 

770 

Sonstige Einnahmen 

223 

192 

149 

2 

2 

1 

225 

194 

150 

Einnahmen insgesamt 

235.867 

231.331 

237.425 

14.628 

14.587 

14.594 

243.099 

238.289 

244.205 


1) Ohne Zahlungen der Versicherungszweige untereinander. 

2) Allgemeiner Bundeszuschuss nach § 213 und 215 SGB VI, einschließlich zusätzlicher Bundeszuschuss. 

3) Erstattungen der Versorgungsdienststellen sowie des Bundes für Kinderzuschüsse. 

4) Einschi. Einnahmen in der Wanderversicherung von der Allgem. RV für Auffüllbeträge. 

Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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noch Übersicht 14 


Die Einnahmen und die Ausgaben in der Gesetzlichen Rentenversicherung 
nach Versicherungszweigen ab 2006 in Deutschland 




Allgemeine 


Knappschaftliche 



Gesetzliche^’ 


Position 

I Rentenversicherung 

Rentenversicherung 

1 Rentenversicherung | 


I 2006 

1 2007 1 

2008 

2006 1 

2007 1 

2008 

1 2006 

1 2007 1 

2008 1 


I Mio. € I 

Ausgaben 










Renten 

199.423 

200.658 

203.162 

12.998 

12.991 

13.019 

212.421 

213.649 

216.182 

Erstattungen 

in der Wanderversicherung 










an die KnRV 

5.334 

5.489 

5.637 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

an die Aiigem. RV 

- 

- 

- 

317 

301 

283 

- 

- 

- 

Maßnahmen zur Erhaitung, 
Besserung und Wiederher- 
steiiung d. Erwerbsfähigkeit 
und zusätziiche Leistungen 

4.460 

4.573 

4.826 

113 

118 

122 

4.574 

4.691 

4.948 

Knappschaftsausgieichs- 

leistungen 

- 

- 

- 

140 

140 

138 

140 

140 

138 

Krankenversicherung 
der Rentner 

13.018 

13.629 

14.013 

859 

873 

845 

13.878 

14.501 

14.858 

Pflegeversicherung 
der Rentner 

0 

-1 

-0 

0 

-0 

-0 

0 

-1 

-1 

KLG-Leistungen 

520 

441 

369 

16 

13 

10 

536 

454 

380 

Beitragserstattungen 

117 

115 

125 

1 

0 

1 

117 

115 

126 

Wanderungsausgleich an 

KnRV § 223 (6) SGB VI 

1.745 

1.839 

1.894 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Verwaltungs- und 
Verfahrenskosten 

3.548 

3.452 

3.461 

145 

121 

114 

3.693 

3.573 

3.575 

Sonstige Ausgaben 

139 

-47 

163 

40 

29 

61 

179 

-18 

224 

Ausgaben insgesamt 

228.304 

230.148 

233.650 

14.628 

14.587 

14.594 

235.537 

237.106 

240.430 

Einnahmen weniger 

Ausgaben 

7.563 

1.183 

3.775 

0 

0 

0 

7.563 

1.183 

3.775 

nachrichtlich: 

Vermögen am Jahresende 

24.984 

26.167 

29.892 

306 

305 

304 

25.290 

26.472 

30.196 

darunter: 










Nachhaltigkeitsrücklage^’ 

9.718 

11.499 

15.694 

1 

1 

1 

9.719 

11.500 

15.695 

Verwaitu ngsvermögen 

4.912 

4.819 

4.645 

111 

114 

117 

5.023 

4.933 

4.762 


1) Ohne Zahlungen der Versicherungszweige untereinander. 

2) Einschi, der zu Lasten anderer Rentenversicherungsträger ausgezahlten Leistungsanteile. 

3) Für Allgem. RV Nachhaltigkeitsrücklage nach §§ 216, 217 SGB VI; für KnRV Rücklage nach § 293 SGB VI. 


Quelle: Statistik der Deutschen Rentenversicherung 
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Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 2009 


I. Vorbemerkung 

1. Der Sozialbeirat nimmt - entspreehend seinem ge- 
setzliehen Auftrag (§ 155 SGB VI) - Stellung zum 
Rentenversieherungsberieht 2009 der Bundesregierung. 
Diese Stellungnahme befasst sieh zunäehst mit der aktu- 
ellen wirtsehaflliehen Entwieklung sowie den Ausführun- 
gen des Rentenversieherungsberiehts 2009, die sieh auf 
die zukünftige Entwieklung beziehen, d. h. die mittelfris- 
tigen Vorausbereehnungen und die Modellreehnungen für 
den kommenden 15-Jahres-Zeitraum. Im Ansehluss wird 
auf versehiedene rentenpolitisehe Maßnahmen und Über- 
legungen eingegangen. 

2. Dem Sozialbeirat stand für seine Beratungen der 
Referentenentwurf des Rentenversieherungsberiehts 2009 
zur Verfügung. Weiterhin konnte sieh der Sozialbeirat auf 
ergänzende Erläuterungen und Informationen von Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeitern des Bunde sministeriums für 
Arbeit und Soziales stützen. 

II. Wirtschaftliche Entwicklung 

3. Die deutsehe Wirtsehaft hatte sieh seit dem ersten 
Quartal 2005 in einem Aufsehwung befunden, der bis 
zum ersten Quartal 2008 anhielt, ln den folgenden Quar- 
talen ging das saison- und kalenderbereinigte Bruttoin- 
landsprodukt jedoeh zurüek. Im Jahresdurehsehnitt ist al- 
lerdings das Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2008 noeh mit 
1,3 Prozent gegenüber 2007 weiter gewaehsen. 

4. Es wird sowohl in den jüngsten Einsehätzungen der 
Bundesregierung als aueh in der Gemeinsehaftsdiagnose 
der Wirtsehaftsforsehungsinstitute vom Herbst 2009 und 
in dem aktuellen Gutaehten des Saehverständigenrates 
zur Begutaehtung der gesamtwirtsehaftliehen Entwiek- 
lung davon ausgegangen, dass das Bruttoinlandsprodukt 
im Jahr 2009 deutlieh sehrumpfen wird. Insgesamt wird 
mit einem Rüekgang von 5 Prozent gereehnet. ln den 
Herbstprognosen 2009 der Bundesregierung und der an 
der Gemeinsehaftsdiagnose beteiligten Institute wird 
übereinstimmend davon ausgegangen, dass der Tiefpunkt 
der Finanz- und Wirtsehaftskrise im Laufe des Jahres 
2009 überwunden worden war. Die Prognosen für das 
Jahr 2010 deuten daher in eine verhalten positive Waehs- 
tumsriehtung. Sowohl die Herbstprognose der Bundesre- 
gierung als aueh die Gemeinsehaftsdiagnose der Wirt- 
sehaftsforsehungsinstitute gehen für das Jahr 2010 von 
einem Waehstum des Bruttoinlandsproduktes in Höhe 
von 1,2 Prozent aus. Der Saehverständigenrat prognosti- 
ziert auf Basis aktuellerer Daten für das Jahr 2010 eine 
positivere Wirtsehaftsentwieklung und nimmt ein Waehs- 
tum des Bruttoinlandsproduktes von 1,6 Prozent an. 

5. Die Binnennaehfrage entwiekelt sieh geringfügig 
positiver als in den vergangenen Jahren. Während die pri- 


vaten Konsumausgaben im Jahr 2007 leieht zurüekgegan- 
gen sind, gehen die an der Gemeinsehaftsdiagnose betei- 
ligten Institute von einem geringfügigen Anstieg nieht 
nur für 2008 (0,4 Prozent), sondern aueh für das wirt- 
sehaftlieh besonders sehwierige Jahr 2009 (0,7 Prozent) 
aus. Hingegen wird für das Jahr 2010 mit einem leiehten 
Rüekgang des privaten Konsums gereehnet (-0,2 Pro- 
zent). 

6 . Die rüekläufige Entwieklung des Bmttoinlandspro- 
dukts spiegelt sieh mit einer zeitliehen Verzögerung aueh 
in der Entwieklung am Arbeitsmarkt wider. Naehdem in 
den Jahren seit 2005 die Zahl der Arbeitslosen insgesamt 
reduziert werden konnte, von 4,9 Millionen im Jahr 2005 
auf 3,3 Millionen im Jahr 2008, erwartet die Bundesregie- 
rung für das Jahr 2009 wieder einen Anstieg der Arbeits- 
losenzahl um 190 000 auf knapp 3,5 Millionen. Während 
für die wirtsehaftliehe Entwieklung angenommen wird, 
dass die Talsohle im Laufe des Jahres 2009 überwunden 
wurde, wird mit einem - zeitlieh naehlaufenden - Anstieg 
der Arbeitslosenzahlen gereehnet. Die an der Gemein- 
sehaftsdiagnose beteiligten Institute sehen daher den 
Höhepunkt des Abbaus der Besehäftigung erst zu Beginn 
des Jahres 2010 erreieht und reehnen somit für das kom- 
mende Jahr mit deutlieh - auf jahresdurehsehnittlieh 
4,1 Millionen - steigenden Arbeitslosenzahlen. Die Bun- 
desregierung geht in ihrer Prognose von einer ähnliehen 
jahresdurehsehnittliehen Zahl an Arbeitslosen aus. Die 
positivere Einsehätzung des Saehverständigenrates hin- 
siehtlieh des Wirtsehaftswaehstums im Jahr 2010 sehlägt 
sieh aueh in einer geringeren Zahl an Arbeitslosen nieder. 
Im diesjährigen Gutaehten wird davon ausgegangen, dass 
die Zahl an Arbeitslosen im Durehsehnitt des Jahres 2010 
unter vier Millionen bleibt. 

7. Die konjunkturelle Entwieklung hat sieh bisher nur 
in geringem Maße bei der Zahl der Erwerbstätigen be- 
merkbar gemaeht. Während die an der Gemeinsehaftsdia- 
gnose beteiligten Institute für das Jahr 2009 mit einem 
Rüekgang in Höhe von 0,3 Prozent bei den Erwerbstäti- 
genzahlen reehnen, geht die Bundesregierung von einem 
Rüekgang in Höhe von 0,2 Prozent aus. Beide Prognosen 
nehmen aber einen Rüekgang der Zahl der Erwerbstäti- 
gen in Höhe von insgesamt 2 Prozent im Jahr 2010 an. 
Die verzögerte Wirkung auf dem Arbeitsmarkt ist insbe- 
sondere dureh Kündigungssehutzregelungen, den Abbau 
von Arbeitszeitkonten, die intensive Nutzung von Kurz- 
arbeit und dem Bemühen in Unternehmen, die Stammbe- 
legsehaft zu halten, zu erklären. Die Wirkungen der Fi- 
nanz- und Wirtsehaftskrise werden somit zunäehst 
abgefedert und sehlagen sieh nieht direkt am Arbeits- 
markt nieder. 

8 . Der Sozialbeirat teilt die Einsehätzung der OECD 
(Organisation für wirtsehaftliehe Zusammenarbeit und 



Drucksache 17/52 


-72- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Entwicklung), die im Rahmen ihres Berichts „Pensions at 
a Glance“ das deutsche Alterssicherungssystem positiv 
hervorgehoben hat, da es sich bisher vergleichsweise ro- 
bust in der Finanz- und Wirtschaftskrise behaupten 
konnte, in deren Folge hohe Vermögenswerte vernichtet 
wurden. Die OECD betont in ihrem im Juni 2009 erschie- 
nenen Bericht, dass die gesetzliche Rentenversicherung 
aufgrund der Umlage finanzierung nicht von den Verwer- 
fungen am Kapitalmarkt betroffen war. Die umlagefinan- 
zierte Säule der Alterssicherung hat sich damit nach Auf- 
fassung des Sozialbeirats als stabilisierendes Element 
erwiesen. 

9. Der Sozialbeirat hebt - ergänzend zum Rentenversi- 
cherungsbericht - hervor, dass auch die Nachhaltigkeits- 
rücklage der Rentenversicherung von der Krise am Kapi- 
talmarkt unberührt geblieben ist. ln allen Fällen hat die 
Rentenversicherung ihre Einlagen nebst Zinsen zurücker- 
halten. Allerdings werden infolge der aktuellen Finanz- 
und Wirtschaftskrise die Zinseinnahmen, die die Renten- 
versicherung aus der Nachhaltigkeitsrücklage bezieht, in 
den nächsten Jahren deutlich zurückgehen. Im Übrigen 
wird die Rentenversicherung auch insoweit von der mit 
der Finanzmarktkrise einhergehenden Wirtschaftskrise 
erfasst, als diese die Entwicklung von Beschäftigung und 
Einkommen dämpft. Mit dieser Einschränkung lässt sich 
aber feststellen, dass die Rentenversicherung bisher gut 
durch die Krise gekommen und ihre Finanzlage weiterhin 
gefestigt ist. 

III. Stellungnahme zu den mittelfristigen 
Vorausberechnungen bis 2013 

10. Für die mittelfristigen Vorausberechnungen des 
Rentenversicherungsberichts 2009 für die Jahre 2009 bis 
2013 werden die Annahmen des interministeriellen Ar- 
beitskreises „Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen“ 
vom 16. Oktober 2009 zu Grunde gelegt. Die ökonomi- 
schen Grundannahmen der mittleren Variante der lang- 
fristigen Modellrechnungen basieren auf den von der 
„Kommission für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung 
der sozialen Sicherungssysteme“ im Jahr 2003 erarbeite- 
ten Annahmen, die der zwischenzeitlichen Entwicklung 
entsprechend weiterentwickelt wurden. Die Projektion 
zur demografischen Entwicklung basiert auf den Ergeb- 
nissen der 12. koordinierten Bevölkerungsvorausberech- 
nung des Statistischen Bundesamtes. 

11. Die Vorausberechnungen des Rentenversicherungs- 
berichts 2009 gehen von dem geltenden Recht aus. Dies 
bedeutet für den diesjährigen Rentenversicherungsbe- 
richt, dass die im Jahr 2009 beschlossene Erweiterung der 
Schutzklausel bei der Rentenanpassung (zu ihr Rn. 27 ff.) 
in den Vorausberechnungen berücksichtigt wird. Auch 
die Festsetzungen des paritätisch finanzierten Beitrags- 
satzes in der gesetzlichen Krankenversicherung auf 
14,0 Prozent bzw. des allgemeinen Beitragssatzes auf 
14,9 Prozent seit dem 1. Juli 2009 gehen ebenso in die 
Berechnungen ein wie die Festsetzung des Beitragssatzes 
zur Arbeitsförderung auf 2,8 Prozent bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2010 und auf 3,0 Prozent ab dem 1. Januar 2011 


durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und 
Stabilität. 

12. ln Übereinstimmung mit den Annahmen des inter- 
ministeriellen Arbeitskreises wird im Rentenversiche- 
rungsbericht 2009 davon ausgegangen, dass sich die Fol- 
gen der Finanzkrise erst 2010 deutlicher auf dem 
Arbeitsmarkt zeigen werden. Danach wird die Zahl der 
Arbeitnehmer im Jahr 2009 durchschnittlich um 
0,2 Prozent sinken; im Jahr 2010 wird sie jedoch voraus- 
sichtlich um 2,0 Prozent zurückgehen. Für den verblei- 
benden Mittelfristzeitraum wird angenommen, dass die 
Beschäftigung bis zum Jahr 2013 mit durchschnittlich 
0,5 Prozent pro Jahr wieder leicht ansteigen wird. 

13. Der Rentenversicherungsbericht rechnet damit, dass 
die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer aufgrund 
der Finanz- und Wirtschaftskrise im Jahr 2009 gegenüber 
dem Vorjahr um 0,5 Prozent leicht sinken werden. Für das 
Jahr 2010 wird hingegen eine geringfügige Steigerung 
der Bruttolöhne und -gehälter von 0,7 Prozent gegenüber 
2009 erwartet. Für den verbleibenden mittelfristigen Zeit- 
raum wird im Rentenversicherungsbericht 2009 bis zum 
Jahr 2013 eine jährliche Zunahme um 2,3 Prozent ange- 
nommen. 

14. Zur Abfederung der Wirkungen der Finanz- und 
Wirtschaftskrise wurde die Kurzarbeit deutlich ausgewei- 
tet. Während 2008 im Jahresdurchschnitt 102 000 Perso- 
nen von Kurzarbeit betroffen waren, waren es im Juni 
2009 bereits rund 1,4 Millionen. Dies hat auch Auswir- 
kungen auf die für die Rentenanpassung relevanten Lohn- 
größen. So weichen aufgrund der im Jahr 2009 deutlich 
gestiegenen Verbreitung von Kurzarbeit, aber auch auf- 
grund des Bezugs von Arbeitslosengeld die Verände- 
rungsraten der beitragspflichtigen Entgelte einerseits und 
der Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer gemäß den 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen andererseits 
deutlich voneinander ab. 

15. Bei Kurzarbeit werden nicht nur Beiträge auf das 
verminderte Arbeitsentgelt, sondern zusätzlich auch Bei- 
träge auf der Grundlage von 80 Prozent des Entgeltaus- 
falls erbracht, ln die Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen geht jedoch nur das tatsächliche Arbeitsentgelt 
entsprechend der verminderten Arbeitszeit ein. Die bei- 
tragsrelevante Entgeltentwicklung fällt dementsprechend 
bei zunehmender Kurzarbeit höher aus als die Lohnent- 
wicklung gemäß den Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nungen. Der entsprechende Effekt wird im aktuellen Ren- 
tenversicherungsbericht mit knapp einem Prozentpunkt 
angesetzt. Bei einem Rückgang der Kurzarbeit kehrt sich 
diese Entwicklung wieder um. 

1 6. ln den vergangenen drei Jahren konnte die gesetzli- 
che Rentenversicherung mit einem Überschuss abschlie- 
ßen. 2008 betrug er 3,8 Mrd. Euro. Die Vorausberechnun- 
gen für den mittelfristigen Zeitraum sehen hier eine 
Verschlechterung infolge der Wirtschafts- und Finanz- 
krise voraus. Es wird im Rentenversicherungsbericht 
2009 davon ausgegangen, dass die gesetzliche Rentenver- 
sicherung das Jahr 2009 mit einem geringfügigen Defizif 
in Höhe von rund 0,1 Mrd. Euro abschließen wird. Die im 
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Rentenversicherungsbericht enthaltenen Modellrechnun- 
gen ergeben für 2010 einen Anstieg des Defizits auf 
3,7 Mrd. Euro. Für das Jahr 2011 wird noch mit einem 
Defizit von 1,2 Mrd. Euro, hingegen bereits für das Jahr 
2012 wieder mit einem Überschuss von 0,3 Mrd. Euro so- 
wie für das Jahr 2013 mit einem Überschuss von 2,5 Mrd. 
Euro gerechnet. 

17 . Den Modellrechnungen zufolge führen die Defizite 
in den nächsten Jahren zu einem Rückgang der Nachhai- 
ti gkeitsrücklage. Sie steigt zwar noch zum Jahresende 
2009 voraussichtlich auf 15,9 Mrd. Euro geringfügig an. 
Dies entspricht fast einer Monatsausgabe (0,96 Monats- 
ausgaben). Nach der mittleren Variante der Projektionen 
im Rentenversicherungsbericht 2009 wird die Nachhal- 
tigkeitsrücklage im mittelfristigen Zeitraum von voraus- 
sichtlich 15,9 Mrd. Euro (0,96 Monatsausgaben) Ende 
2009 zunächst auf 12,6 Mrd. Euro (0,75 Monatsausga- 
ben) im Jahr 2010 und dann auf 11,8 Mrd. Euro (0,70 
Monatsausgaben) im Jahr 2011 sinken. Ab 2012 soll sich 
die Nachhaltigkeitsrücklage wieder aufbauen. 

18 . Gemäß den Schätzungen für die mittlere Frist wird 
es erst ab dem Jahr 2012 wieder zu einer Erhöhung des 
aktuellen Rentenwertes kommen. Die Schutzklausel 
kommt in den Modellrechnungen in den nächsten beiden 
Jahren (2010 und 2011) zur Anwendung, wodurch sich 
der Ausgleichsbedarf erhöht. Die erweiterte Schutzklau- 
sel, nach der die Renten auch bei sinkenden Löhnen nicht 
gekürzt werden dürfen, ist dabei aber nur zu einem Teil 
für den sich erhöhenden Ausgleichsbedarf veranfworf- 
lich. Vielmehr sfeigf der Ausgleichsbedarf auch, soweit 
Dämpfungsfaktoren (vgl. Rn. 28) nicht zur Anwendung 
kommen. Den Modellrechnungen zufolge wird der Aus- 
gleichsbedarf bis zum 30. Juni 2012 in den alten Ländern 
auf 4,0 Prozent und in den neuen Ländern auf 4,4 Prozent 
angestiegen sein. Nach den Berechnungen im Rentenver- 
sicherungsbericht wird der Ausgleichsbedarf voraussicht- 
lich im Jahr 2016 abgebaut sein, was zugleich bedeutet, 
dass bis zu diesem Zeitpunkt Anpassungen nur sehr nied- 
rig ausfallen werden (vgl. Rn. 32 ff). 

19 . Der Sozialbeirat weist darauf hin, dass die darge- 
stellte Entwicklung der Rentenfinanzen und des aktuellen 
Rentenwertes Ergebnisse von Modellrechnungen sind, 
die auf bestimmten Annahmen beruhen. Vor dem Hinter- 
grund der aktuellen Wirtschaftsentwicklung sind dabei 
auch die Annahmen zur zukünftigen Lohnentwicklung 
unsicher. Im Rentenversicherungsbericht wird davon aus- 
gegangen, dass sich die Bruttolöhne und -gehälter je Ar- 
beitnehmer im nächsten Jahr um 0,7 Prozent erhöhen 
werden. Hingegen nehmen die an der Gemeinschaftsdiag- 
nose beteiligten Institute eine Steigerung von 1,5 Prozent 
an, der Sachverständigenrat geht in seinem aktuellen Gut- 
achten sogar von 2,1 Prozent aus. Entsprechend sind etwa 
Aussagen zur Höhe der Beitragseinnahmen 2010 oder der 
Rentenanpassung im Jahr 2011 immer auch mit Blick auf 
die Bandbreite möglicher Entwicklungen zu interpretie- 
ren. Dem Rentenversicherungsbericht liegen aber inso- 
weit für das kommende Jahr vorsichtige Annahmen zu- 
grunde. 


IV. Stellungnahme zu den 15-jährlgen 
Vorausberechnungen 

20 . Die Darstellung der finanziellen Entwicklung der 
allgemeinen Rentenversicherung im langfristigen Zeit- 
raum bis zum Jahr 2023 erfolgt nach der gleichen Metho- 
dik wie in den Vorjahren. Es werden drei Annahmen zur 
Lohnentwicklung mit drei Annahmen zur Beschäfti- 
gungsentwicklung verknüpft, so dass sich insgesamt neun 
Modellvarianten ergeben. Diese langfristigen Vorausbe- 
rechnungen untersuchen die Auswirkungen von Annah- 
meänderungen hinsichtlich der künftigen wirtschaftlichen 
Entwicklung auf das verwendete Rechenwerk. Sie ver- 
deutlichen modellhaft, wie die Rentenfinanzen auf die 
Entwicklung dieser beiden besonders relevanten wirt- 
schaftlichen Parameter reagieren. 

21 . ln der mittleren Lohnvariante wird für die alten Län- 
der angenommen, dass von 2014 bis 2020 der Lohnzu- 
wachs von 2,4 Prozent auf 3,0 Prozent jährlich ansteigt. 
Ab 2020 wird eine konstante Lohnentwicklung von 
3,0 Prozent unterstellt. Die untere Variante der Lohnent- 
wicklung liegt um einen Prozentpunkt unter und die obere 
Variante um einen Prozentpunkt über der mittleren Vari- 
ante. Für die neuen Länder werden ebenfalls drei Entgelt- 
pfade gebildet. Dabei wird in allen drei Varianten für die 
Berechnungen unterstellt, dass bis zum Jahr 2030 das 
Lohnniveau der alten Länder erreicht wird. Der Sozial- 
beirat beurteilt diese Annahme mit Skepsis (vgl. Rn. 48). 
Rechnerisch führt die unterstellte Ost- West-Lohnanglei- 
chung in den Jahren von 2014 bis 2023 zu jährlichen 
Lohnzuwachsraten in Höhe von 4,2 Prozent in der mittle- 
ren Variante und von 3,2 Prozent in der unteren bezie- 
hungsweise 5,2 Prozent in der oberen Variante. Auf eine 
umfassende Erläuterung der modellhaften Abbildung der 
Lohnangleichung wurde im Gegensatz zum vergangenen 
Rentenversicherungsbericht' verzichtet. 

22 . Falls der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung in der mittleren Variante der Vorausberechnun- 
gen des Rentenversicherungsberichts bis zum Jahr 2020 
einen Wert von 20 Prozent oder bis zum Jahr 2030 einen 
Wert von 22 Prozent übersteigt, ist die Bundesregierung 
gemäß § 154 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB VI ver- 
pflichtet, den gesetzgebenden Körperschaften geeignete 
Maßnahmen vorzuschlagen, um dies zu verhindern. 

23 . ln der für die Einhaltung der gesetzlich vorgegebe- 
nen Beitragssatzziele ausschlaggebenden mittleren Vari- 
ante der Modellrechnungen wird nach dem Rentenver- 
sicherungsbericht 2009 das Beitragssatzziel für das Jahr 
2020 von nicht mehr als 20 Prozent eingehalten, ln vier 
der insgesamt neun Varianten der Modellrechnungen wird 
jedoch das Beitragssatzziel im Jahr 2020 verfehlt, ln der 
mittleren Variante sinkt der Beitragssatz im Jahr 2015 auf 
19,8 Prozent und im Folgejahr weiter auf 19,4 Prozent ab. 
Infolge der Verstetigungsregel bleibt er bis 2020 auf die- 
sem Niveau. Um zu vermeiden, dass die Nachhaltigkeits- 
rücklage im Jahr 2021 ihren Mindestwert von 0,2 Mo- 
natsausgaben unterschreitet, steigt der Beitragssatz auf 


' Bundestagsdracksache 16/11061, S. 29. 
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20.2 Prozent und dann weiter bis auf 20,6 Prozent im Jahr 
2023. Aueh das Beitragssatzziel von höehstens 22 Pro- 
zent naeh dem Jahr 2020 wird damit eingehalten. 

24 . Falls das Sieherungsniveau vor Steuern in der ge- 
setzliehen Rentenversieherung in der mittleren Variante 
der Vorausbereehnungen des Rentenversieherungsbe- 
riehts bis zum Jahr 2020 einen Wert von 46 Prozent oder 
bis zum Jahr 2030 einen Wert von 43 Prozent untersehrei- 
tet, ist die Bundesregierung gemäß § 154 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 SGB VI ebenfalls verpfliehtet, den gesetzge- 
benden Körpersehaften geeignete Maßnahmen vorzu- 
sehlagen, um dies zu verhindern. 

25 . ln der mittleren Variante beträgt das Sieherungs- 
niveau vor Steuern 47,0 Prozent im Jahr 2020 und 

46.2 Prozent am Ende des Vorausbereehnungszeitraums. 
Die gesetzlieh festgelegten Mindestsieherungsniveaus 
werden somit eingehalten. 

26 . Der Sozialbeirat anerkennt, dass sowohl die Bei- 
tragssatz- als aueh die Sieherungsniveauziele naeh den 
derzeitigen Modellreehnungen in der mittleren Variante 
eingehalten werden. Aueh und gerade bei soleh länger- 
fristigen Befraehtungen ist aber stets zu betonen, dass es 
sieh um Modellreehnungen handelt und die tatsäehliehe 
Entwieklung von den zukünftigen ökonomisehen und po- 
litisehen Rahmenbedingungen beeinflusst wird. 

V. Ausweitung der Schutzklausel im Rahmen 
der Rentenanpassung 

27 . Die Höhe einer Rente der gesetzliehen Rentenver- 
sieherung wird maßgeblieh dureh die Anzahl der ihr 
zugrunde gelegten individuellen Entgeltpunkte und dem 
aktuellen Rentenwert bestimmt. Zur grundsätzlieh jährli- 
ehen Anpassung des aktuellen Rentenwertes ist gemäß 
§ 68 und § 255e SGB VI folgende Formel zugrunde zu le- 
gen. 


ßß-i 100-AVA,-i-ßVß,-i 

ARt = AR,-iX X 

BE, -^2 100- AVA, -2- RVB, -2 


X 



RQ, 

RQ,-2, 


xa+1 


28 . Seit dem Inkrafttreten des Rentenversieherungs- 
Naehhaltigkeitsgesetzes 2004 galt, dass sieh bei einer An- 
passung der Renten der aktuelle Rentenwert nieht ver- 
mindert, wenn der neu bereehnete aktuelle Rentenwert 
aufgrund der sog. Dämpfungsfaktoren, d. h. des Naehhal- 
tigkeitsfaktors oder der Berüeksiehtigung des Altersvor- 
sorgeanteils und des Beitragssatzes, geringer ausfallen 
würde als der bis dahin geltende Rentenwert. Minderun- 
gen des aktuellen Rentenwertes infolge einer negativen 
anpassungsrelevanten Lohnentwieklung waren dagegen 
möglieh, allerdings ist dieser Fall bislang nie eingefreten. 

29 . Als im April 2009 in einem Presseartikel darüber 
beriehtet wurde, dass die Rentenanpassung 2010 naeh der 
im Gemeinsehaftsgutaehten der Wirtsehaftsforsehungsin- 
stitute angenommenen negativen Entgeltentwieklung zu 
einem niedrigeren aktuellen Rentenwert führen werde, ist 
unmittelbar darauf die politisehe Absieht bekundet wor- 
den, dass eine Minus-Anpassung gleieh aus welehem 
Grunde generell gesetzlieh ausgesehlossen werden sollte. 
Die Bundesregierung hat aber gleiehzeitig betont, dass 
naeh ihrer Einsehätzung diese erweiterte Rentengarantie 
2010 wohl nieht benötigt werde, da die Lohnentwieklung 
2009 positiv verlaufen werde und daher eine Minus-An- 
passung 2010 nieht zu befürehten sei. Mit dieser rasehen 
Entseheidung solle den Rentnern und Rentnerinnen die 
Sieherheit gegeben werden, trotz der Wirtsehaftskrise 
keine Rentenkürzungen hinnehmen zu müssen. Der Be- 
sehluss, die Rentengarantie zu erweitern, hat jedoeh zu ei- 
ner intensiven öffentliehen Diskussion über die Verläss- 
liehkeit der Rentenpolitik geführt. Im Juni 2009 hat der 
Bundestag dieser erweiterten Rentengarantie mit dem 
„Gesetz zur Änderung des Vierten Buehes Sozialgesetz- 
bueh, zur Erriehtung einer Versorgungsausgleiehskasse 
und anderer Gesetze“ zugestimmt. Die Erweiterung sieht 
vor, dass nun aueh eine Minderung des aktuellen Renten- 
wertes aufgrund einer negativen anpassungsrelevanten 
Lohnentwieklung ausgesehlossen ist. Damit wird eine 
„Minus-Anpassung“ künftig generell ausgesehlossen. So- 
fern die erweiterte Sehutzklausel zur Anwendung kommt, 
führt die ausbleibende Rentenminderung zu einem ent- 
spreehenden Anstieg des Ausgleiehsbedarfs und mindert 
naeh geltendem Reeht künftige Anpassungen. 


ARt 

ARt-1 

BEt-1 

BEt-2 


AVAt-1 
AVA t-2 
RVBt-1 

RVB t-2 

RQt-1 
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ZU bestimmender aktueller Rentenwert ab dem 1 . Juli, 
bisheriger aktueller Rentenwert, 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer im vergange- 
nen Kalenderjahr, 

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer im vorvergan- 
genen Kalenderjahr unter Berücksichtigung der Verände- 
rung der beitragspflichtigen Bruttolöhne und -gehälter je 
Arbeitnehmer ohne Beamte einschließlich der Bezieher 
von Arbeitslosengeld, 

Alters Vorsorgeanteil im vergangenen Kalenderjahr, 
Altersvorsorgeanteil im vorvergangenen Kalenderjahr, 
durchschnittlicher Beitragssatz in der allgemeinen Renten- 
versicherung im vergangenen Kalenderjahr, 
durchschnittlicher Beitragssatz in der allgemeinen Renten- 
versicherung im vorvergangenen Kalenderjahr, 
Rentnerquotient im vergangenen Kalenderjahr, 
Rentnerquotient im vorvergangenen Kalenderjahr. 


Der in der Formel enthaltene Parameter wird im Gesetz 
selbst (im letzten Satz des § 68 Absatz 4 SGB VI) mit ei- 
nem Wert von 0,25 belegt. Der Altersvorsorgeanteil steigt 
bis zum Jahre 2012 auf 4,0 an und verbleibt dann bei die- 
sem Wert. 


30 . Der Sozialbeirat sieht mit Sorge, dass der Gesetzge- 
ber seit 1992 mehr als zehn Mal in die Anpassung - teils 
im Detail, teils grundsätzlieh - eingegriffen hat. Dies er- 
klärt sich mit der hohen politischen Bedeutung der An- 
passung des aktuellen Rentenwerts bzw. des aktuellen 
Rentenwerts (Ost) für die Rentenversicherung. Die Ent- 
scheidung über die Anpassung ist zugleich eine Entschei- 
dung über die Höhe jeder einzelnen Rente, damit auch 
über die Höhe der Rentenausgaben insgesamt und - auf 
der Finanzierungsseite - über die Höhe des Beitragssatzes 
und des Bundeszuschusses und bestimmt die Höhe des 
Rentenniveaus. Wegen dieser grundsätzlichen Bedeutung 
ist es in der Demokratie das unbestreitbare Recht des Ge- 
setzgebers, auch mit einer Änderung der Anpassungsfor- 
mel steuernd in das System der Rentenversicherung ein- 
zugreifen. Doch gibt der Sozialbeirat angesichts der zu 
häufigen Änderungen der Anpassungsformel seit 1992 zu 
bedenken, dass Voraussetzung für die Verlässlichkeit der 
Rentenversicherung auch eine Kontinuität in der Renten- 
politik ist. 
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VI. Einschränkung künftiger 
Rentenanpassungen 

31 . Auch infolge der Erweiterung der Rentengarantie 
sind in Form des Ausgleichsbedarfs bzw. des Ausgleichs- 
bedarfs (Ost) die Anpassungen in den kommenden Jahren 
vorbelastet. Der Ausgleichsbedarf und der Ausgleichsbe- 
darf (Ost) haben sich 2005 und 2006 aufgebaut, weil in 
diesen beiden Jahren die Schutzklausel in ihrer früher gel- 
tenden Fassung zur Anwendung kam. Für den aktuellen 
Rentenwert beträgt der Ausgleichsbedarf derzeit 0,9825 
und für den aktuellen Rentenwert (Ost) beträgt der Aus- 
gleichsbedarf (Ost) 0,9870. Mithin sind schon jetzt ab 
dem Jahr 2011 die Anpassungen des aktuellen Renten- 
werts um 1,75 Prozent und die des aktuellen Rentenwerts 
(Ost) um 1,3 Prozent zu mindern. Diese Minderung er- 
folgt in der Weise, dass positive Rentenanpassungen ab 
dem Jahr 2011 solange halbiert werden, bis der Aus- 
gleichsbedarf vollständig abgebaut ist. Die künftigen An- 
passungen werden zudem noch dadurch verringert, dass 
2008 der Anstieg des Altersvorsorgeanteils für die Jahre 
2007 und 2008 ausgesetzt und auf die Jahre 2011 und 
2012 verschoben wurde. 

32 . Der Sozialbeirat nimmt zwar die Berechnungen im 
Rentenversichemngsbericht zur Kenntnis, nach denen die 
Anwendung der erweiterten Schutzklausel bei der Ren- 
tenanpassung 2010 nur zu einer geringen Erhöhung des 
Ausgleichsbedarfs um 0,5 beiträgt; aber auch diese Belas- 
tung der künftigen Anpassungen muss in den Folgejahren 
abgebaut werden. Da nach dem Rentenversicherungsbe- 
richt 2010 und 2011 jeweils der Lohnzuwachs hinter der 
Wirkung der Dämpfungsfaktoren zurückbleibt und es nur 
wegen der Sichemngsklauseln zu einer „Null-Anpas- 
sung“ kommen wird, erhöhen sich der Ausgleichsbedarf 
auf 4,0 Prozent und der Ausgleichsbedarf (Ost) auf 
4,4 Prozent jeweils zum 30. Juni 2012. Die Ausgleichsbe- 
darfe sollen nach den Berechnungen des Rentenversiche- 
rungsberichts 2016 abgebaut sein. Dies setzt insbeson- 
dere voraus, dass die recht ambitioniert erscheinenden 
Lohnannahmen für die Zeit ab 2012 tatsächlich eintreffen 
werden. Bis (mindestens) 2016 würden ab 2012 die An- 
passungen vergleichsweise niedrig ausfallen. D. h. es 
wird von heute aus in den nächsten sieben Jahren - wenn 
überhaupt - nur geringe Anpassungen geben. Insgesamt 
soll der aktuelle Rentenwert in der Zeit von 2012 bis 
2016 nach den Berechnungen des Rentenversicherungs- 
berichts um rund 6 Prozent, beziehungsweise durch- 
schnittlich gut 1 Prozent pro Jahr ansteigen. Bis 2023 soll 
sein Anstieg jedoch über 25 Prozent ausmachen. Nach 
dem Rentenversicherungsbericht werden die Renten bis 
2023 zwar im Durchschnitt je Jahr um 1,6 Prozent stei- 
gen; dieser Durchschnittswert verdeckt aber die „Durst- 
strecke“ in den kommenden Jahren, in denen die nicht 
realisierten Rentenniveauminderungen nachgeholt wer- 
den. 

VII. Einheitliches Rentenrecht in Ost und West 

33 . Entsprechend den §§ 254b ff. SGB VI werden bis 
zur Herstellung einheitlicher Einkommensverhältnisse in 
den alten und neuen Ländern Renten, die auf Anwart- 
schaften aus dem Gebiet der ehemaligen DDR bzw. der 
neuen Länder basieren, auf der Basis von Entgeltpunkten 


(Ost) und dem aktuellen Rentenwert (Ost) berechnet. Die 
Differenzierung der Rechengrößen in Ost und West 
wurde nach der deutschen Einheit im Jahr 1991 mit dem 
Renten-Überleitungsgesetz (RÜG), welches am 1 . Januar 
1992 in Kraft trat, eingeführt. 

34 . Durch das RÜG wurde das Rentensystem der alten 
Länder auf das Beitrittsgebiet übertragen. Da der Durch- 
schnittsverdienst in der ehemaligen DDR deutlich unter 
dem in der alten Bundesrepublik lag, konnten zur Ermitt- 
lung der Entgeltpunkte die niedrigen Einkommen in den 
neuen Bundesländern nicht mit den höheren Einkommen 
in den alten Bundesländern verglichen werden. Daher 
werden bis zur Herstellung einheitlicher Einkommensver- 
hältnisse die im Beitrittsgebiet erzielten Bruttoarbeitsent- 
gelte mit gesetzlich festgelegten Werten multipliziert und 
dann ins Verhältnis zum allgemeinen Durchschnittsent- 
gelt aller Versicherten gesetzt (§ 256a SGB VI i.V.m. An- 
lage 10). Der Umrechnungsfaktor, der 1991 noch 1,7235 
betrug, ist bis 2009 auf 1,1868 abgesunken. Die beitrags- 
pflichtigen Einkommen in den neuen Bundesländern wer- 
den auf diese Weise aber immer noch um rund 18,7 Pro- 
zent höher bewertet. Das Ergebnis dieser Berechnung 
sind die Entgeltpunkte (Ost) (§§ 254b, 254d SGB VI). 
Auf diese Weise ergibt ein durchschnittliches Versicher- 
tenentgelt in den neuen Ländern ebenso einen Entgelt- 
punkt (allerdings: Entgeltpunkt [Ost]) wie ein durch- 
schnittliches Versichertenentgelt in den alten Ländern. 
Konsequenz ist aber auch, dass ein gleiches Entgelt in 
den alten und neuen Bundesländern bei gleicher Beitrags- 
leistung eine unterschiedliche Zahl von Entgeltpunkten 
zur Folge hat. Ein Entgelt von 30 879 Euro in den alten 
Bundesländern führt 2009 zu genau 1,0000 Entgeltpunk- 
ten, ein gleich hohes Entgelt in den neuen Bundesländern 
zu 1,1868 Entgeltpunkten (Ost). Dem steht ein niedriger 
aktueller Rentenwert (Ost) gegenüber. 

35 . Der aktuelle Rentenwert (Ost) wird gemäß § 255a 
SGB VI für das Beitrittsgebiet getrennt berechnet. Es be- 
tragen ab 1. Juli 2009 der aktuelle Rentenwert 27,20 Euro 
und der aktuelle Rentenwert (Ost) 24,13 Euro. Dieser Un- 
terschied sollte das jeweils aktuelle Entgeltniveau der 
neuen zu den alten Ländern widerspiegeln. Durch das Zu- 
sammenspiel aus der Hochwertung der Entgelte in den 
neuen Ländern und dem aktuellen Rentenwert (Ost) wird 
verhindert, dass sich die bis zu einer Angleichung der 
Einkommensverhältnisse geringeren Entgelte in den 
neuen Ländern in späteren Renten verfestigen. Dies führt 
aber auch dazu, dass gleich hohe Entgelte in den alten 
und neuen Bundesländern zu unterschiedlich hohen Ren- 
ten führen. Um das Beispiel in Rn. 3 forfzuführen: Aus 
1 ,0000 Entgeltpunkten ergeben sich 2009 Rentenansprü- 
che von 27,20 Euro, aus 1,1868 Entgeltpunkten (Ost) je- 
doch 28,64 Euro. Nach dem Rentenversicherungsbericht 
2009 soll der aktuelle Rentenwert 2023 34,06 Euro betra- 
gen (Übersicht B 14). Hätte sich zu diesem Zeitpunkt der 
aktuelle Rentenwert (Ost) dem Westwert angeglichen, 
führten 1,1868 Entgeltpunkte (Ost) zu einem Rentenan- 
spruch in Höhe von 40,42 Euro. 

36 . Auch fast 20 Jahre nach der deutschen Einheit weist 
das Rentenrecht mithin zwei Besonderheiten auf: Zum ei- 
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nen den aktuellen Rentenwert (Ost), der 2009 um rund 
11,3 Prozent niedriger ist als der aktuelle Rentenwert, 
zum anderen die rentenreehtliehe Hoehwertung der Ent- 
gelte in den neuen Ländern um 18,7 Prozent auf das Ni- 
veau der alten Länder. Entspreehend dem Rentenreeht in 
den alten Ländern folgen die Renten in den neuen Län- 
dern seit der Rentenüberleitung im Jahr 1992 grundsätz- 
lieh der Entwieklung der Löhne in den neuen Ländern. 
Voraussetzung für eine Angleiehung des aktuellen Ren- 
tenwertes (Ost) an den entspreehenden Wert in den alten 
Bundesländern (= aktueller Rentenwert) ist naeh gelten- 
dem Reeht somit die Angleiehung der Löhne in den 
neuen Ländern an die Löhne in den alten Ländern. Errei- 
ehen die Löhne in den neuen Ländern das Niveau der al- 
ten Länder, würden sieh die rentenreehtliehen Besonder- 
heiten faktiseh von selbst auflösen. 

37 . Über die beiden genannten Aspekte eines unter- 
sehiedliehen Rentenwertes und einer Hoehwertung der 
Entgelte in den neuen Ländern hinaus, wird aueh die Bei- 
tragsbemessungsgrenze naeh Ost und West differenziert. 
Zudem gilt eine besondere Sehutzklausel Ost, die ge- 
währleistet, dass der aktuelle Rentenwert (Ost) mindes- 
tens um den Prozentsatz angehoben wird, um den der 
aktuelle Rentenwert angepasst wird (§ 255a Absatz 2 
SGB VI). Auf diese Weise wird ausgesehlossen, dass sieh 
das Verhältnis des aktuellen Rentenwerts (Ost) zum aktu- 
ellen Rentenwert versehleehtert. 

38 . Die Politik ging 1991, als die Überleitung des bun- 
desdeutsehen Rentenreehts auf die neuen Bundesländer 
besehlossen wurde, davon aus, dass sieh naeh Ablauf ei- 
ner Übergangsphase die Einkommensverhältnisse in West 
und Ost angleiehen werden^. Von diesem Ziel war aueh 
der Einigungsvertrag (EV) ausgegangen (Artikel 30 Ab- 
satz 5 Satz 3 EV). Dieser Angleiehungsprozess der Löhne 
ist anfangs sehr raseh vorangekommen, so dass in den 
Jahren 1992 bis 1996 jeweils zwei Anpassungen für den 
aktuellen Rentenwert (Ost) erfolgten. 1997 wurde - wie 
für den aktuellen Rentenwert - auf eine Anpassung je 
Jahr umgestellt. Abgesehen von der Anpassung naeh der 
Inflationsrate zum 1. Juli 2000 mit einheitlieh 0,60 Pro- 
zent fiel die Anpassung des aktuellen Rentenwerts (Ost) 
in den Jahren bis 2003 stets höher aus als die des aktuel- 
len Rentenwerts, ln den Jahren 2004 bis 2006 gab es we- 
der für den aktuellen Rentenwert noeh für den aktuellen 
Rentenwert (Ost) eine Erhöhung, ln den Jahren 2007 und 
2008 fiel die Anpassung für beide Werte gleieh hoeh aus; 
dies nur deshalb, weil die Einkommensentwieklung in 
den neuen Bundesländern hinter der in den alten Bundes- 
ländern zurüekgeblieben war und die besondere Sehutz- 
klausel des § 255a Absatz 2 SGB VI zur Anwendung 
kam, wonaeh die Anpassung des aktuellen Rentenwerts 
(Ost) mindestens so hoeh sein muss wie die des aktuellen 
Rentenwerts. 2009 wurden der aktuelle Rentenwert um 
2,41 Prozent auf 27,20 Euro und der aktuelle Rentenwert 
(Ost) um 3,38 Prozent auf 24,13 Euro erhöht. Das Niveau 
des aktuellen Rentenwertes (Ost) beträgt somit derzeit 
88,7 Prozent des Wertes für die alten Länder. 


2 Vgl. Bundestagsdrucksache 12/405, S. 111. 


39 . Der Sozialbeirat weist darauf hin, dass sieh infolge 
dieser Entwieklung der aktuelle Rentenwert (Ost) seit 
1992 um rund 30 Prozentpunkte dem Wert in den alten 
Bundesländern angenähert hat. 1992 hatte er nur 
56,9 Prozent dieses Wertes ausgemaeht. Daher kann die 
Entwieklung des Rentenniveaus in den neuen Bundeslän- 
dern seit 1992, aueh wenn sie in den letzten Jahren ins 
Stoeken geraten ist, als ein großer Erfolg gewertet wer- 
den. Im Vergleieh dazu beträgt das Niveau des renten- 
rechtliehen Entgelts in den neuen Ländern (Ost) derzeit 
nur knapp 84 Prozent des Wertes in den alten Ländern. 
Die Differenz zwischen der Entwicklung der beitrags- 
pflichtigen Entgelte und des aktuellen Rentenwerts (Ost) 
macht damit rund 5 Prozentpunkte aus. Die Renten in den 
neuen Ländern sind somit stärker als die Löhne gestiegen. 

40 . Eine Angleichung des Rentenrechts in Ost- und 
Westdeutschland ist in den letzten Jahren sowohl im Bun- 
destag als auch im Bundesrat intensiv diskutiert worden, 
ohne dass sich eine Lösung abgezeichnet hätte. Die Frak- 
tion DIE LINKE hatte eine von der Lohnentwicklung los- 
gelöste, innerhalb weniger Jahre schrittweise umzuset- 
zende Anhebung des aktuellen Rentenwerts (Ost) auf das 
Niveau des aktuellen Rentenwerts vorgeschlagetf. Mit 
der vollständigen Anhebung des Rentenwertes (Ost) auf 
das Westniveau würde kein gesonderter Rentenwert (Ost) 
mehr ermittelt. Eine gleiche Zahl an Entgeltpunkten er- 
gäbe am Ende auch eine gleich hohe Rente. Die entste- 
henden zusätzlichen Ausgaben sollten aus Steuermitteln 
finanziert werden. Der Antrag enthielt keine weiteren De- 
tails zur Fortschreibung des aktuellen Rentenwertes und 
darüber, wie mit den sonstigen rentenrechtlichen Rechen- 
größen zu verfahren wäre. Explizit war aber in dem 
Vorschlag die Beibehaltung der Hochwertung der Ent- 
geltpunkte (Ost) bei der Ermittlung der Rentenanwart- 
schaften vorgesehen. Eine Anhebung des aktuellen Ren- 
tenwerts (Ost) auf den Westwert hätte wegen der 
Hochwertung der Entgelte zur Folge gehabt, dass dann 
die Rentenanrechte bei gleichem Entgelt in den neuen 
Ländern deutlich höher wären als in den alten Ländern. 
Der Bundestag hat diesen Antrag abgelehnt. 

41 . Von der Fraktion der FDP sowie der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN wurden weitere Vorschläge 
im Bundestag eingebracht. So wurde im FDP- Vorschlag 
eine Einmalzahlung gefordert, die die ausstehende An- 
gleichung des aktuellen Rentenwertes (Ost) an den aktu- 
ellen Rentenwert zumindest teilweise ausgleichen solH. 
Der Vorschlag von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN forderte 
anstelle der Hochwertung der Entgelte Ost eine Hochwer- 
tung der Entgelte von Geringverdienem^. Auch diese Vor- 
schläge fanden keine Mehrheit. 

42 . Zur Verwirklichung der Rechtseinheit im Renten- 
recht sind - außerhalb des Bundestages - weitere Vor- 
schläge und Überlegungen unterbreitet worden. Die Ge- 
werkschaft Ver.di plädiert zwar für die Beibehaltung der 
Differenzierung zwischen einem aktuellen Rentenwert 


^ Vgl. Bundestagsdrucksache 16/6734. 

Vgl. Bundestagsdrucksache 16/9482. 

5 Vgl. Bundestagsdrucksache 16/10375. 



Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-77- 


Drucksache 17/52 


(Ost) und einem aktuellen Rentenwert, weil sie davon 
ausgeht, dass die Löhne in den neuen Bundesländern ge- 
genüber denen in den alten Bundesländern weiter aufho- 
len werden. Die bis zum Zeitpunkt einer Angleiehung 
weiterhin bestehende Differenz soll jedoeh dureh einen 
über 10 Jahre sehrittweise anwaehsenden steuerfinanzier- 
ten Zusehlag gedeekt werden. Dieser Zusehlag wäre so- 
lange zu zahlen, bis sieh der aktuelle Rentenwert (Ost) an 
das Niveau des aktuellen Rentenwertes auf dem Wege der 
Lohnkonvergenz angegliehen hat. Weiterhin soll der Zu- 
schlag stichtagsbezogen eingeführt werden und nur für 
jene Anrechte gelten, die vor dem Stichtag erworben wur- 
den. Somit begünstigt der Vorschlag insbesondere Rent- 
ner und Rentnerinnen sowie rentermahe Versicherte mit 
dem Ziel, die Kriegs- und Nachkriegsgenerationen in der 
ehemaligen DDR mit der Aufbaugeneration im Westen 
gleichzustellen. Die Hochwertung sowie die Beitragsbe- 
messungsgrenze (Ost) sollen in diesem Modell erhalten 
bleiben. Die Umsetzung des Vorschlages würde nach den 
Berechnungen von Verdi in der Endstufe ca. 6 Mrd. Euro 
jährlich kosten. Zu den finanziellen Auswirkungen ent- 
hält das Modell den Hinweis, dass der Zuschlag aus Steu- 
ermitteln zu finanzieren sei. 

43 . Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge- 
samtwirtschaftlichen Entwicklung hat in seinem Jahres- 
gutachten 2008/2009 Überlegungen vorgestellt, wie eine 
den Besitzstand wahrende Umbasierung der rentenrecht- 
lichen Größen auf bundesweit einheitliche Größen vorge- 
nommen werden könnte®. Zu einem bestimmten Stichtag 
sollten alle rentenrechtlich relevanten Rechengrößen auf 
neue, bundeseinheitliche Werte umgestellt werden. Insbe- 
sondere sollte ein neuer, bundeseinheitlicher aktueller 
Rentenwert eingeführt werden, der über dem aktuellen 
Rentenwert (Ost) und unter dem heutigen aktuellen Ren- 
tenwert läge. Der Korrekturfaktor, mit dem die bereits 
erworbenen Entgeltpunkte bzw. Entgeltpunkte (Ost) in 
gesamtdeutsche Entgeltpunkte umgerechnet würden, ent- 
spräche dem Verhältnis des aktuellen Rentenwerts bzw. 
des aktuellen Rentenwerts (Ost) zum neuen, gesamtdeut- 
schen aktuellen Rentenwert. Um eine Benachteiligung 
oder eine Bevorzugung von Rentenberechtigten in Ost 
und West zu vermeiden, müssten am Umstellungsstichtag 
alle Rentenanrechte umgestellt werden. Die Umstellung 
führte zu einer anderen Summe von Entgeltpunkten, da- 
mit sich nach der Multiplikation von Entgeltpunkten mit 
dem neuen gesamtdeutschen aktuellen Rentenwert kein 
von dem bisherigen Betrag abweichendes Ergebnis der 
Rentenhöhen ergibt. Weil der neue gesamtdeutsche aktu- 
elle Rentenwert niedriger sein würde als der aktuelle Ren- 
tenwert, würde sich die Zahl der Entgeltpunkte erhöhen; 
bei den Entgeltpunkten (Ost) wäre es umgekehrt, weil der 
neue gesamtdeutsche aktuelle Rentenwert höher sein 
würde als der aktuelle Rentenwert (Ost). Die Beträge der 
zu dem Stichtag bereits bewilligten Renten blieben in- 
folge der Anwendung des neuen gesamtdeutschen Ren- 
tenwertes unverändert. Nach dem Stichtag würden die 


^ Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung (2008): „Die Finanzkrise meistern - Wachstums- 
märkte stärken“, Rn. 639 ff. 


Rentenanwartschaften unabhängig vom Beschäftigungs- 
ort ermittelt. Das gesamtdeutsche, rentenrechtliche 
Durchschnittsentgelt wäre für die notwendige Ermittlung 
der Entgeltpunkte maßgebend. Die bisherige Hochwer- 
tung der in den neuen Bundesländern erzielten Verdienste 
würde entfallen. Der Sachverständigenrat weist darauf 
hin, dass eine solche Umstellung zum Umstellungszeit- 
punkt verteilungs- und finanzneutral sei. Er hat ein 
Rechtsgutachten eingeholt, demzufolge eine solche Um- 
basierung der aktuellen Rentenwerte mit dem Grundge- 
setz in Übereinstimmung stehen würde. 

44 . Welche Auswirkungen der Vorschlag des Sachver- 
ständigenrates, die Anpassung zu vereinheitlichen, haben 
würde, hängt von der wirtschaftlichen Entwicklung in 
den alten und in den neuen Bundesländern ab. (1.) Ent- 
wickeln sich die Entgelte in West und Ost künftig einheit- 
lich, hätte der Vorschlag im Wesentlichen keine Auswir- 
kungen. (2.) Steigen die Entgelte im Westen künftig 
stärker als im Osten, fiele nach dem Vorschlag die ge- 
samtdeutsche Anpassung niedriger aus, als sie nach bis- 
herigem Recht in den alten Bundesländern ausgefallen 
wäre. Betroffen wären aber nicht nur die Versicherten in 
den alten Bundesländern, sondern auch die in den neuen 
Bundesländern, weil sie nach geltendem Recht über die 
Anpassungsschutzklausel des § 255 Absatz 2 SGB VI 
von der höheren Anpassung des aktuellen Rentenwerts 
profitiert hätten. (3.) Steigen die Entgelte im Osten stär- 
ker als im Westen, käme dies (auch) den Versicherten in 
den alten Bundesländern zugute. Ihre Anpassung fiele im 
Vergleich zum geltenden Recht etwas höher aus. Die 
Renten in den neuen Bundesländern würden hingegen im 
Vergleich zum geltenden Recht verlieren, weil eine stär- 
kere Steigerung der Entgelte in den neuen Bundesländern 
allein den dort erworbenen Renten über eine stärkere An- 
passung des aktuellen Rentenwerts (Ost) zu Gute gekom- 
men wäre. 

45 . ln dem Koalitionsvertrag wird die Absicht bekun- 
det, ein „einheitliches Rentensystem“ in der aktuellen Le- 
gislaturperiode „einzuführen“’. Ausgeführt wird hierzu, 
dass sich das gesetzliche Rentensystem „auch in den 
neuen Ländern bewährt [hat]. Wir führen in dieser Legis- 
laturperiode ein einheitliches Rentensystem in Ost und 
West ein.“ Eine konkrete Ausgestaltung ist indes nicht 
festgelegt. 

46 . Der Sozialbeirat begrüßt die Absicht der Koalition, 
das Rentenrecht in West und Ost in dieser Legislaturperiode 
zu vereinheitlichen. Nahezu 20 Jahre nach der Wiederver- 
einigung ist der Zeitpunkt für eine Enfscheidung über 
eine solche Angleichung überfällig. Der Sozialbeiraf ver- 
weis! darauf, dass das Bundesverfassungsgericht die 
Rechtseinheit als ein gewichtiges Gemeinwohlziel he- 
rausgestellt und bereits mehrfach betont hat, dass ihre 
Verwirklichung zeitlich nicht zu weit hinausgeschoben 
werden solle*. 


Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und FDP; 17. Legislatur- 
periode, „Wachstum. Bildung. Zusammenhalt.“, Rn. 3815-3819. 

« BVerfGE 112, 368 (398); BVerfG, 3. Kammer des 1. Senats, Be- 
schluss vom 15. September 2006 (1 BvR 799/98). 
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47 . Alle hier genannten Vorschläge gewährleisten, dass 
die Angleichung der aktuellen Rentenwerte in West und 
Ost zu keiner Verminderung der bereits erworbenen 
Rentenanrechte fuhrt. Dies ist auch nach Ansicht des So- 
zialbeirats notwendig. Soweit sich infolge der Rentenan- 
gleichung - wie bei dem Vorschlag des Sachverständi- 
genrates - keine zusätzlichen Rentenerhöhungen ergeben, 
wäre die Umstellung kostermeutral. Würde der aktuelle 
Rentenwert (Ost) auf das Niveau des aktuellen Renten- 
werts, d. h. um 12,7 Prozent, angehoben, entstünden so- 
fort Mehrkosten von rund 6,4 Mrd. Euro jährlich^, weil 
den höheren Rentenausgaben in den neuen Bundeslän- 
dern, da die Löhne dort nicht entsprechend gestiegen 
sind, keine kompensierenden Beitragsmehreinnahmen 
gegenüberstehen würden. Angesichts des ohnehin schon 
bestehenden und auch künftig zu erwartenden hohen De- 
fizits der Rentenversicherung in den neuen Bundeslän- 
dern (dazu Rentenversicherungsbericht 2009, Übersicht 
B 10), das von der Rentenversicherung in den alten Bun- 
desländern auszugleichen ist, und angesichts der hohen 
Belastungen, die auf die Rentenversicherung mittel- und 
langfristig zukommen, erachtet es der Sozialbeirat für 
ausgeschlossen, die Rentenversicherung mit Mehrkosten 
aus einer Rentenangleichung noch zusätzlich zu belasten, 
zumal die Defizite der Rentenversicherung (Ost) bis 2023 
weiter ansteigen werden. Sollte sich der Gesetzgeber für 
eine Lösung entscheiden, die den aktuellen Rentenwert 
(Ost) stärker anhebt, als es der Entgeltentwicklung in den 
neuen Bundesländern entspricht, müssten deshalb nach 
Auffassung des Sozialbeirats die daraus entstehenden 
Mehrkosten aus Steuermitteln finanziert werden. Davon 
gehen auch die in diese Richtung zielenden Vorschläge 
aus. Der Sozialbeirat verkennt die angespannte Haus- 
haltstage des Bundes nicht. Sie rechtfertigt aber nicht, den 
aktuellen Rentenwert (Ost) trotzdem auf das Westniveau 
anzuheben und die Mehrkosten den Beitragszahlem auf- 
zubürden. Dies wäre den Beitragszahlem vor allem in den 
alten Bundesländern nicht zu erklären. Sie dürfen durch 
den West-Ost-Transfer in der Rentenversichemng nicht 
überfordert werden, weil sonst dessen Akzeptanz gefähr- 
det wird. 

48 . Der Sozialbeirat weist daraufhin, dass ein weiteres 
Warten auf den Zeitpunkt, zu dem sich in West und Ost 
die Einkommensverhältnisse angleichen, noch viele 
Jahre, möglicherweise mehrere Jahrzehnte, dauern kann, 
zumal der Aufholprozess nahezu zum Erliegen gekom- 
men ist. Davon geht bis 2013 auch der Rentenversiche- 
rungsbericht aus (Übersicht C 1). Allerdings soll nach 
den Annahmen des Rentenversicherangsberichts das 
Lohnniveau in den neuen Bundesländern bis 2030 das der 
alten Bundesländer erreicht haben. Diese Annahme beur- 
teilt der Sozialbeirat mit Skepsis. Von den gleichen An- 
nahmen ging die Bundesregierang auch schon in dem 
Rentenversicherangsbericht für das Jahr 1999'° aus, ob- 
wohl damals noch nichf absehbar war, dass der Aufhol- 
prozess derzeif sfagnierf und sogar in einigen Jahren die 
Enfwicklung der Löhne in den neuen Bundesländern hin- 


^ Vgl. Sachverständigenrat (Fn. 6), Rn. 638. 
■“ Vgl. Bundestagsdrucksache 14/2116, S. 27. 


fer der in den allen Bundesländern zurückgeblieben isf. 
1995 erwarfefe die Bundesregierung in ihrem damaligen 
Renfenversicherangsbericht, dass die Lohnangleichung 
schon 2010 erreicht ist". Das zeigt, dass die Annahmen 
der Bundesregierung zum Zeitpunkt gleicher Einkom- 
mensverhältnisse in Ost und West bestenfalls Rechengrö- 
ßen sind, die sich nicht als belastbar erwiesen haben, ln 
dem Rentenversicherangsbericht 2008 wird deshalb be- 
tont, dass „es sich um eine Modellannahme und nicht um 
eine Prognose“ handelt'^. Es ist mithin keineswegs sicher, 
ob und bis warm eine Lohnangleichung erfolgen wird. 
Für eine ausgewogene Darstellung wäre es jedenfalls 
sinnvoll - wie im Rentenversicherangsbericht 2008 - 
auch künftig wieder mehrere Modellrechnungen darzu- 
stellen. 

49 . Es muss daher als offen angesehen werden, ob eine 
Angleichung der Entgelte in Ost und West je erreicht wer- 
den wird. Wenn nicht, bliebe auch die Unterschiedlichkeit 
der rentenrechtlichen Regelungen auf Dauer bestehen. 
Damit ist vermutlich eher zu rechnen, zumal es auch 
innerhalb der alten Bundesländer regionale Einkommens- 
unterschiede gibt, die denen zwischen Ost und West 
vergleichbar sind. Eine solche Perpetuierang der renten- 
rechtlichen Unterschiede widerspräche aber dem Ziel und 
der Notwendigkeit der Rechtseinheit auch im Renten- 
recht. 

50 . Der Sozialbeirat weist auch daraufhin, dass gesetz- 
lich eine Angleichung der aktuellen Rentenwerte in West 
und Ost immer davon abhängig war, dass sich zuvor auch 
die Einkommensverhältnisse angleichen; dies gilt bereits 
für den Einigungsvertrag (Artikel 30 Absatz 5 Satz 3 EV). 
Allerdings legt die stagnierende Angleichung der Ein- 
kommensverhältnisse in Ost- und Westdeutschland nahe, 
dass der Gesetzgeber nun das Rentenrecht vereinheitlicht. 

VIII. Ausweitung der Versicherungspflicht 

51 . Trotz vieler Reformen ist die Rentenversicherung 
im Wesentlichen eine Arbeitnehmerversicherang geblie- 
ben. Es werden aber nicht alle abhängig Beschäftigten 
von der Rentenversicherung erfasst. Im Hinblick auf ihre 
anderweitige Versorgung sind Beamte und Richter sowie 
Berufssoldaten versicherangsfrei (§ 5 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 SGB VI). Mitglieder eines berafsständischen 
Versorgungswerks werden auf Antrag von der Versiche- 
rangspfiicht befreit (§ 6 Absatz 1 Nummer 1 SGB VI). 
Selbständige sind in die Rentenversicherung nur aus- 
nahmsweise einbezogen. Versicherangspfiichtig (§ 2 
SGB VI) waren nahezu von Anfang an und sind es bis 
heute einige Selbständige, z. B. Hausgewerbetreibende, 
Küstenschiffer, Lehrer und Erzieher, die wirtschaftlich ty- 
pischerweise ähnlichen Risiken ausgesetzt sind wie ab- 
hängig Beschäftigte. Gleiches gilt, wenn Selbständige re- 
gelmäßig keinen versicherangspflichtigen Arbeitnehmer 
beschäftigen und auf Dauer und im Wesentlichen nur für 
einen Auftraggeber tätig sind (§ 2 Satz 1 Nummer 9, § 6 


>> Vgl. Bundestagsdracksache 13/2017, S. 69. 
>2 Bundestagsdrucksache 16/11060, S. 29. 
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Absatz la SGB VI). Künstler und Publizisten sind seit 
1983 versieherungspfliehtig. Handwerker sind es nur so- 
lange, wie sie in der Handwerksrolle eingetragen sind. Sie 
können sieh allerdings von der Versieherungspflieht be- 
freien lassen, wenn für sie mindestens 18 Jahre lang 
Pfliehtbeiträge gezahlt worden sind (§ 2 Nummer 8, § 6 
Absatz 1 Nummer 4 SGB VI). Selbständige, die nieht 
kraft Gesetzes versieherungspfliehtig sind, können die 
Versieherungspflieht innerhalb von 5 Jahren naeh Auf- 
nahme der selbständigen Tätigkeit oder dem Ende einer 
Versieherungspflieht beantragen (§ 4 Absatz 2 SGB VI). 
Antragsbereehtigt sind aueh Selbständige, die daneben 
eine versieherungspfliehtige Besehäftigung als Arbeit- 
nehmer ausüben. Im Übrigen haben grundsätzlieh alle 
mindestens 16- Jährigen das Reeht, sieh freiwillig zu ver- 
siehem, soweit sie in der Rentenversieherung nieht 
pfliehtversiehert sind und im Inland wohnen (§ 7 SGB VI). 
Soweit Selbständige oder Angestellte einen verkammer- 
ten freien Beruf, z. B. als Arzt oder Arehitekt, ausüben, 
sind sie zumeist in berufsständisehen Versorgungswerken 
abgesiehert. 

52 . Die Erwerbstätigenstruktur hat sieh in den vergan- 
genen Jahrzehnten deutlieh verändert. Die Grenzen zwi- 
sehen den historiseh gewaehsenen Erwerbsformen - der 
abhängigen und der selbständigen Erwerbstätigkeit - sind 
zunehmend fließend geworden. Das Normalarbeits Ver- 
hältnis als unbefristete, kontinuierliehe und sozialversi- 
eherungspfliehtige Vollzeitstelle oder Stelle mit mindes- 
tens der Hälfte der übliehen vollen Woehenarbeitszeit ist 
aber naeh wie vor die vorrangige Erwerbsform in 
Deutsehland. Im Jahr 2008 waren rund 66 Prozent der Er- 
werbstätigen in einem Normalarbeitsverhältnis besehäf- 
tigt. 

53 . 1991 gab es in Deutsehland etwas mehr als 3,5 Mil- 
lionen Selbständige, 2008 waren es knapp 4,5 Millio- 
nen'3. Zwisehen 1991 und 2007 sank die Zahl der pflieht- 
versieherten Besehäftigten von 27,1 auf 26,1 Millionen'"^. 
Die Zahl der Solo -Selb ständigen, die regelmäßig keine 
Mitarbeiter besehäftigen, ist von 1991 bis 2003 um knapp 
44 Prozent auf 2 Millionen angestiegen'^ und soll mittler- 
weile die der Selbständigen mit Besehäftigten überstei- 
gen. Der Saehverständigenrat weist für das Jahr 2005 eine 
Zahl von 2,3 Millionen aus’^. Die Zahl der pfliehtversi- 
eherten Selbständigen betrug 2007 rund 290 000. 

54 . Nieht nur die Vielfalt an Erwerbsformen hat zuge- 
nommen. Darüber hinaus gibt es Hinweise auf eine Zu- 
nahme der individuellen Weehsel zwisehen den Erwerbs- 
formen im Lauf einer Erwerbsbiographie. Laut 
Umfrageergebnissen der AVID 2005 haben sieh Zeiten 
der Selbständigkeit in den individuellen Erwerbsverläu- 
fen in jüngeren Generationen deutlieh erhöht. Gleiehzei- 
tig ist die durehsehnittliehe Dauer der Selbständigkeit 


Einschi, mithelfende Familienangehörige. Statistisches Bundesamt, 
Statistisches Jahrbuch 2009, S. 81. 

Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund, Rentenversicherung in 
Zeitreihen, DRV-Schriften Bd. 22, 2009, S.30. 

Vgl. Rische, RVaktuell 2008, 2(3); Sachverständigenrat (Fn. 6), S. 266. 
Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli- 
chen Entwicklung (2007): „Das Erreichte nicht verspielen“, Rn. 286. 


tendenziell zurüekgegangen. Es ist daher ein Trugsehluss, 
Arbeitnehmer und Selbständige als zwei getrennte Perso- 
nenkreise zu befraehten. In vielen Fällen wird eine selb- 
ständige Tätigkeit neben einer abhängigen Besehäftigung 
ausgeübt, in noeh mehr Fällen weehseln sieh selbständige 
Tätigkeiten und abhängige Besehäftigungen ab; es sind 
nieht selten Personen, die versueh(t)en, mit einer selb- 
ständigen Tätigkeit Zeiten einer Arbeitslosigkeit zu über- 
brüeken. Daher haben die meisten Selbständigen Renten- 
anwartsehaften. Diese sind aber im Durehsehnitt 
wesentlieh niedriger als bei sonstigen Versieherten'^. In 
den Biographien von Personen mit niedrigem Netto-Al- 
terseinkommen sind bis zu dreimal längere Phasen der 
Selbständigkeit zu finden, als bei Personen mit höheren 
Alters einkommen'*. 

55 . Aufgrund der zunehmenden Flexibilisierung der Er- 
werbstätigkeit und den damit verbundenen Weehseln zwi- 
sehen sozialversieherungspfiiehtiger und nieht sozialver- 
sieherungspfiiehtiger Besehäftigung besteht daher die 
Gefahr, dass künftig immer mehr Erwerbstätige im Alter 
Versorgungslüeken aufweisen, die aus Phasen einer nieht 
versieherungspfliehtigen Erwerbstätigkeit resultieren, so- 
fern in diesen Zeiten keine eigene Vorsorge betrieben 
wird. Der Anteil der Selbständigen mit einem monatli- 
ehen Nettoeinkommen unter 1 100 Euro ist zwisehen 
1995 und 2005 von 24 Prozent auf 32 Prozent gestie- 
gen>5. 

56 . Vor diesem Hintergrund wird seit längerem disku- 
tiert, ob das historiseh gewaehsene System der gesetzli- 
ehen Rentenversieherung mit seiner Fokussierung auf ab- 
hängig Besehäftigte den Veränderungen in der 
Arbeitswelt weiterhin gereeht wird^o. Ein in diesem Zu- 
sammenhang angeführtes Konzept zur Vermeidung mög- 
lieher Versorgungslüeken sieht die Ausweitung der Versi- 
eherungspfiieht insbesondere auf bislang nieht 
obligatoriseh abgesieherte Selbständige vor. Ein weiter- 
gehender Vorsehlag zielt auf die Ausweitung der gesetzli- 
ehen Rentenversieherung zu einer „Erwerbstätigenversi- 
eherung“. In dieser wären über die bisher versieherten 
Personenkreise hinaus aueh alle Angehörigen der verkam- 
merten Freien Berufe sowie Beamte pfliehtversiehert. 

57 . Der Sozialbeirat sieht sozialpolitisehen Handlungs- 
bedarf bei den Selbständigen, die nieht anderweitig sozial 
gesiehert sind. Eine Einbeziehung der berufsständisehen 
Versorgungswerke in die Rentenversieherung steht für 
ihn nieht zur Diskussion. Der soziale Sehutz der Freien 
Berufe ist gewährleistet. Die Beamtenversorgung wird 
von der „institutioneilen Garantie“ des Berufsbeamten- 
tums in Artikel 33 Absatz 5 des Grandgesetzes erfasst^'. 
Die Strakturantersehiede sehließen aber weder eine Har- 
monisierung zwisehen der Beamtenversorgung und der 


Vgl. Frommert/Loose, SozSich 2008, 410 (411). 

** Vgl. Heien/Kortmann/Schatz, Altersvorsorge in Deutschland, hrsg. 
von Deutsche Rentenversicherung Bund/Bundesministerium für Ar- 
beit und Soziales, 2005, DRV-Schriften Bd. 75, 2007, S. 248. 

Vgl. Sachverständigenrat (Fn. 6), S. 266. 

Vgl. Sozialbeirat, Bundestagsdrucksache 16/7300. S. 81. 

21 BVerfGE 21, 329 (344); 37, 167 (173); 39, 196 (200); 52, 303 (330); 
53, 257 (306 f.); BVerfG, NVwZ 2007, 802 (803). 
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Rentenversicherung im Detail noch eine Anpassung der 
Beamtenversorgung an die geänderten demografischen, 
wirtschaftlichen und finanziellen Rahmenbedingungen 
aus. Der Gesetzgeber ist inzwischen auch mehrfach ent- 
sprechend tätig geworden (vgl. Rn. 64). 

58 . Eine Einbeziehung von Selbständigen ohne obliga- 
torische Alterssicherung in die Rentenversicherung steht 
nicht auf der Agenda der neuen Koalition. Es soll zwar 
geprüft werden, ob Selbständigen der Zugang zur staat- 
lich geförderten Altersvorsorge ermöglicht werden solE^ - 
d. h. über die sog. Rürup-Rente hinaus soll ihnen auch der 
Zugang zur Riester-Rente ermöglicht werden, aber eine 
weitere Einbeziehung von Selbständigen in die Renten- 
versicherung ist nach den Formulierungen des Koalitions- 
vertrags nicht beabsichtigt. 

59 . Gleichwohl besteht Handlungsbedarf, soweit die 
Selbständigen nicht obligatorisch gesichert sind. Dies be- 
trifft eine inzwischen große Personenzahl. Die Rentenver- 
sicherungsträger gehen davon aus, dass 2 bis 3 Millionen 
Selbständige ohne obligatorische Alterssicherung sind^^. 
Selbständigkeit kann auch nicht mehr mit wirtschaftlicher 
Unabhängigkeit gleichgesetzt werden. Die meisten Selb- 
ständigen sind ebenso wie alle Erwerbstätigen auf den 
Einsatz ihrer Arbeitskraft angewiesen und damit den Risi- 
ken ausgesetzt, die sie bedrohen. Soweit Selbständige 
nicht obligatorisch versichert sind, ist ihre soziale Schutz- 
bedürftigkeit mit der von Arbeitnehmern vergleichbar; 
ihre soziale Absicherung ist es all zu oft nicht. 

60 . Der Sozialbeirat befürchtet, dass künftig vermehrt 
Selbständige im Alter oder bei Erwerbsminderung auf die 
sozialhilferechtliche Grundsicherung angewiesen sein 
werden. Dem wachsenden Armutsrisiko bei Selbständi- 
gen, auf das schon das Bundesverfassungsgericht hinge- 
wiesen hafi4, sollte - wie in den meisten Ländern Europas - 
mit einer Versicherungspflicht entgegen gewirkt werden. 
Es sollen zwar nach dem Koalitionsvertrag „auch diejeni- 
gen, die ein Leben lang Vollzeit gearbeitet und vorgesorgt 
haben, ein Alterseinkommen oberhalb der Grundsiche- 
rung erhalten, das bedarfsabhängig und steuerfinanziert 
ist. “25 Es erscheint dem Sozialbeirat aber vorrangig, Ar- 
mut im Alter vorbeugend zu vermeiden, statt sie durch 
fürsorgerische Maßnahmen zu beheben. Der Sozialbeirat 
weist zudem daraufhin, dass es das auch verfassungs- 
rechtlich abgesicherte Recht eines Staates ist, zur Vermei- 
dung einer Inanspruchnahme von Sozialhilfe eine Ver- 
sicherungspflicht einzuführen26, 

61 . Die Ausgestaltung der Versicherungspflicht bedarf 
nach Ansicht des Sozialbeirats weiterer Diskussion. So ist 
grundsätzlich zwischen einer Vorsorgepflicht oder einer 
Pflichtversicherung in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zu entscheiden. Im Rahmen der Versicherungs- 
pflicht bestehen im Gegensatz zu einer Pflichtversiche- 


Vgl. Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Der Koalitionsvertrag zwi- 
schen CDU, CSU und FDP, 2009, S. 84. 

23 Vgl. Rische, RVaktuell 2008, 2 (3); ders., DRV 2009, 285. 

24 BVerfGE 120, 125 (152); s. a. FAZ v. 8.9.2009: „Einem Zehntel der 
Selbständigen droht Altersarmut“. 

23 Wachstum. Bildung. Zusammenhalt. Der Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und FDP, 2009, S. 84. 

26 Vgl. BVerfGE 10, 354 (363 ff.); 29, 221 (237, 242); 34, 62 (70). 


rung Wahlmöglichkeiten im Hinblick auf die 
Vorsorgeform. Die von den jeweiligen Modellen ausge- 
hende Anreizwirkung ist kritisch zu prüfen. Bei einer 
Vorsorgepflicht fiele denjenigen eine Umstellung leichter, 
die bereits private Altersvorsorgeverträge abgeschlossen 
haben. Für eine Pflichtversicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung spricht, dass die meisten Selbständi- 
gen vor, während oder nach ihrer Selbständigkeit renten- 
versicherungspflichtig waren, in der Rentenversicherung 
daher bereits Anrechte besitzen, die ausgebaut werden 
können. Es sollte auch nicht übersehen werden, dass die 
Phasen der Selbständigkeit vielfach vorübergehend, häu- 
fig nur kurz sind. Bei der Entscheidung über die Vorsor- 
geform sollte mit entscheidend sein, wie flexibel die Vor- 
sorgeform auf Phasen einer Arbeitslosigkeit reagieren 
kann. Gleiches gilt für das Risiko der Erwerbsminderung. 
Zu berücksichtigen ist auch, dass eine praktische Umset- 
zung umso aufwändiger würde, je weniger eindeutig der 
zusätzlich zu versichernde Personenkreis abgegrenzt 
würde. Darüber hinaus sollte zu Gunsten der Kontinuität 
der Altersvorsorge die Abgrenzung typische Veränderun- 
gen flexibel berücksichtigen können, bspw. eine Verände- 
rung von einem Solo- Selbständigen zu einem Selbständi- 
gen mit Beschäftigten. Zu regeln sind auch die Fragen des 
Ubergangsrechts, das auf die bislang getroffenen Vorsorge- 
entscheidungen der Betroffenen Rücksicht zu nehmen hat. 

62 . Eine Versicherungspflicht für bislang nicht ge- 
sicherte Selbständige wäre - worauf der Sozialbeirat hin- 
weist - auch nur ein erster Schritt. Sie wäre keine Garan- 
tie dafür, dass für diesen Personenkreis Alfersarmuf 
ausgeschlossen wird. Denn eine effekfive soziale Siche- 
rung erlangen diese Selbsfändigen nur, wenn sie enfspre- 
chend Beiträge eingezahlt haben. Das wird für viele we- 
gen ihres geringen Einkommens schwierig werden. Es isf 
zu prüfen, ob und wie die für Selbständige in der Renten- 
versicherung schon bestehende Flexibilität bei der Bei- 
tragsentrichtung erweitert werden kann. Es gibt für eine 
Einbeziehung von Selbsfändigen ohne obligaforische Ab- 
sicherung noch keine fertige Lösung. Der Sozialbeirat 
hält es jedoch für dringend, dass die Bundesregierung 
enfsprechende Lösungen vorbereifef. 

63 . Der Sozialbeirat weist abschließend daraufhin, dass 
eine Einbeziehung der Selbständigen ohne obligatorische 
Absicherung in die Rentenversicherung nicht geeignet 
wäre, die Finanzierung der Rentenversicherung langfris- 
tig zu verbessern. Denn es stehen später den zusätzlichen 
Beiträgen auch zusätzliche Rentenzahlungen gegenüber. 
Darum geht es auch nicht. Es geht bei dieser Frage da- 
rum, im Interesse der Betroffenen aber auch der Gesell- 
schaft durch eine Verpflichtung zur Vorsorge Altersarmut 
zu vermeiden. Der Aufgabe, dafür zu sorgen, darf sich 
der Gesefzgeber nicht entziehen. 

IX. Beamtenversorgung 

64 . Auch die Beamtenversorgung steht infolge der de- 
mografischen Entwicklung vor erheblichen finanziellen 
Herausforderungen22. Schon deshalb hat der Sozialbeirat 


Vgl. Dritter Versorgungsbericht der Bundesregierung, Bundestags- 
drucksache 15/5821; Färber/Funke/Walther, DÖV 2009, 133 ff. 
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immer wieder gefordert, die zur Anpassung an die demo- 
grafische Entwicklung in der Rentenversicherung getrof- 
fenen Maßnahmen auf die Beamtenversorgung entspre- 
chend zu übertragen. Deshalb begrüßt es der Sozialbeirat, 
dass mit dem Dienstrechtsneuordnungsgesetz für Bundes- 
beamte weitere Schritte auf dieses Ziel hin getan wurden. 
Der Sozialbeirat begrüßt insbesondere die Revisionsklau- 
sel (§ 69e Absatz 7 Beamtenversorgungsgesetz), die 
sicherstellen soll, dass sich die gesetzliche Rentenversi- 
cherung und die Beamtenversorgung des Bundes grund- 
sätzlich parallel entwickeln. Für Beamte der Länder und 
Gemeinden sind zum Teil ähnliche Regelungen vorgese- 
hen und bereits beschlossen. Der Sozialbeirat sieht aller- 
dings mit Sorge, dass es nach der Föderalismusreform 1 
so viele Unterschiede im Beamtenversorgungsrecht des 
Bundes und der Länder geben wird, dass die Überprüfung 
einer Parallelentwicklung zwischen Beamtenversorgung 
und Rentenversicherung zunehmend schwieriger wird. 

X. Anhebung der Regelaltersgrenze auf 
67 Jahre 

65. Vor dem Hintergrund weiter steigender Lebenser- 
wartung und sinkender Geburtenzahlen wurde mit dem 
RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz die stufenweise An- 


hebung der Altersgrenze für die Regelaltersrente von 65 
auf 67 Jahren beschlossen. Dazu hat sich der Sozialbeirat 
bereits mehrfach geäußerfi*. 

66 . Eine Prüf- und Berichtspfiicht der Bundesregierung 
gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften soll si- 
cherstellen, dass die Entwicklung der Beschäftigung so- 
wie die wirtschaftliche und soziale Situation älterer Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer regelmäßig analysiert 
und dahingehend untersucht wird, ob die Anhebung der 
Regelaltersgrenze weiterhin vertretbar erscheint. Der 
erste Bericht gemäß § 154 Absatz 4 SGB VI soll im Jahr 
2010 erstattet werden. Der Sozialbeirat behält sich vor, zu 
der Thematik der Anhebung der Altersgrenze nach dem 
Vorliegen des Berichts der Bundesregierung im Jahr 2010 
nochmals Stellung zu nehmen. 

Berlin, 26. November 2009 


Prof Dr. Franz Ruland 


Vgl. Bundestagsdrucksache 16/906, S. 337 ff.; 16/3700, S. 77 ff. 
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